
Bedingungsheft
Betriebshaftpflichtversicherung für produzierende Unternehmen

#keinswiedeins

Keine Produktion ist 
wie deine Produktion
Individuelle Absicherung für echte Profis – 
damit kein Wunsch offen bleibt.



Pauschaldeklaration zur Betriebshaftpflicht 
 von produzierenden Betrieben A02202/5 

Die in der nachstehenden Übersicht angegebenen Punkte und Verweise beziehen sich auf Teil A der Allgemeine Versi-
cherungsbedingungen für die Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung – Produzierende Betriebe (AVB BHV Produzie-
rende 2023). 

Diese Pauschaldeklaration stellt eine Kurzübersicht dar. Der vollständige und rechtlich verbindliche Leistungsumfang 
ergibt sich aus den vertraglich vereinbarten Versicherungsbedingungen, Klauseln und dem Versicherungsschein. 

I. Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko AVB BHV 
Produz 2023  

1. Versichertes Risiko gemäß Betriebsbeschreibung A1-1.1  
2. Nebenarbeiten in anderen Handwerken gemäß § 5 der Handwerksordnung A1-1.2  
3. Beauftragung fremder Unternehmen (Subunternehmer) im Rahmen des versicherten Risikos A1-1.3  
4. Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers A1-2.6  
5. Ansprüche mitversicherter Personen untereinander A1-2.7  
6. Erweiterter Strafrechtsschutz bis A1-4.5 100.000 Euro 

7. Sozial- und Sicherheitseinrichtungen, Sanitätsstationen   
a) Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, die überwiegend für den versicherten Betrieb 

bestimmt sind (z. B. Betriebssportgemeinschaften, Kantinen, Erholungseinrichtungen, Kinder-
tagesstätten), und Werks- oder Betriebsfeuerwehr 

A1-6.1.1 a)  

b) Einrichtung und Unterhaltung eigener Sanitätsstationen A1-6.1.1 b)  
c) Erlaubter Besitz und Gebrauch von Schusswaffen und Munition, nicht jedoch zu Jagdzwe-

cken und strafbaren Handlungen A1-6.1.1 c)  

8. Betriebsveranstaltungen und Werbemaßnahmen   
a) Veranstaltung von Betriebsbesichtigungen, Teilnahme an Ausstellungen und Messen sowie 

Vorführung von Maschinen, Fabrikationsmethoden und Produkten des Betriebes A1-6.1.2 a)  

b) Unterhaltung von Werbeeinrichtungen innerhalb und außerhalb des Betriebsgrundstückes A1-6.1.2 b)  
c) Durchführung von Betriebsveranstaltungen (z. B. Betriebsausflüge, Betriebsfeiern, Seminare, 

Schulungen und Unterrichtsveranstaltungen) A1-6.1.2 c)  

9. Tanksäulen, Tankanlagen, Ladestationen und Fahrzeugpflegestation   
a) Besitz und Unterhaltung von Tanksäulen und Tankanlagen mit Einschluss der Treibstoffab-

gabe an betriebszugehörige und gelegentlich betriebsfremde Fahrzeuge A1-6.1.3.1 a)  

b) Besitz und Unterhaltung von einer Fahrzeugpflegestation sowie einer Fahrzeugreparatur-
werkstatt für den eigenen Fuhrpark und gelegentlich für betriebsfremde Fahrzeuge A1-6.1.3.1 b)  

c) Besitz und Unterhaltung einer Ladestation für E-Mobilität mit Einschluss der Stromabgabe A1-6.1.3.1 c)  
10. Haltung von Hunden, soweit diese Tiere dem Betrieb dienen A1-6.1.4  
11. Besitz und Unterhaltung von Filial- und/oder Zweigbetrieben, Zweigniederlassungen, Hilfs- und 

Nebenbetrieben, Lägern und Verkaufsstellen sowie von Markt- und Verkaufsständen und Ver-
kaufswagen 

A1-6.1.5  

12. Besitz und Verwendung von Bahnen zur Beförderung von Sachen sowie nichtselbstfahrenden 
Kränen, Winden und Arbeitsmaschinen/-geräten A1-6.1.6  

13. Home-Office A1-6.1.7  
14. Haus- und Grundstückshaftpflicht mit Vermietung, Verpachtung oder sonstiger Überlassung 

betrieblicher Grundstücke, Gebäude oder Räumlichkeiten oder Teilen davon an Betriebsfremde   

a) Bauherrenhaftpflicht für eigene Bauvorhaben ohne Begrenzung der Bausumme   
b) Personen- und Sachschäden aus dem Besitz und Gebrauch von Photovoltaikanlagen, Solar-

anlagen, Kleinwindanlagen bis 10 Meter Gesamthöhe, Blockheizkraftwerken bis 30 Kilowatt 
Gesamtleistung, Luft- und/oder Wasserwärmepumpen bis 30 Kilowatt Gesamtleistung 

A1-6.2 
 

c) Vermögensschäden aus dem Einspeiserisiko bei Photovoltaikanlagen bis  100.000 Euro 

15. Vertraglich übernommene Haftpflicht   

a) als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer   
b) bei branchenüblichen Verträgen A1-6.3  
c) bei Anschlussgleisbetrieben   
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I. Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko AVB BHV 
Produz 2023  

16. Abhandenkommen von Sachen   
a) Abhandenkommen von fremden mechanischen oder elektronischen Schlüsseln 

(auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage) A1-6.4.1.1  

• einschließlich Folgeschäden aus dem Abhandenkommen bis A1-6.4.1.2 100.000 Euro 

b) Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen, Besucher und Patienten A1-6.4.2  
c) Abhandenkommen von Akten, Plänen und sonstigen Unterlagen bis A1-6.4.3 50.000 Euro 
d) Abhandenkommen von Sachen wegen Störung einer vom Versicherungsnehmer installier-

ten oder gewarteten Alarmanlage von Gebäuden oder Containern bis A1-6.4.4 100.000 Euro 

17. Halten und Gebrauch von nicht versicherungspflichtigen 
a) Kraftfahrzeugen ohne Rücksicht auf eine bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit, sofern sie 

nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren 

A1-6.5.1.1 

 
 

b) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit  
c) Staplern mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit  
d) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchstge-

schwindigkeit  

e) Kraftfahrzeug-Anhängern, die nicht zulassungspflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen 
Wegen und Plätzen verkehren  

f) (Dienst-)Fahrrädern, Lasten- und Nutzrädern sowie Rollern  

18. Gebrauch fremder Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger – Non-Ownership-Deckung A1-6.5.2 
 

maximal 
5.000.000 Euro 

19. Miet-/Pachtsachschäden   
a) an gemieteten Räumen in Gebäuden anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen 

A1-6.6.1 
 

b) an zu betrieblichen oder beruflichen Zwecken gemieteten/gepachteten Gebäuden, Räumen 
und wesentlichen Grundstücksbestandteilen  

20. Mietsachschäden an gemietetem Mobiliar in Hotels oder Pensionen anlässlich von Dienst- und 
Geschäftsreisen A1-6.6.2  

21. Mietsachschäden an beweglichen Sachen (einschl. Kraftfahrzeuge, Arbeitsmaschinen und -geräte) 
(Selbstbehalt 500 Euro) bis A1-6.6.3 300.000 Euro 

22. Schäden durch Bearbeitung fremder Sachen (Tätigkeitsschäden)   
a) Tätigkeitsschäden an Land- und Wasserfahrzeugen, Containern beim Be- und Entladen 

einschließlich Schäden am Ladegut A1-6.7.1  

b) Tätigkeitsschäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre 
und andere Leitungen) sowie Frei- und/oder Oberleitungen A1-6.7.2  

c) Tätigkeitsschäden an sonstigen Sachen ohne Lohnbe- und -verarbeitungsschäden A1-6.7.3  
23. Schäden im Ausland 

a) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen 
und Märkten 

A1-6.8 

 
 

b) aus Arbeiten oder Leistungen im Ausland, ohne USA/Kanada  
c) aus indirekten Exporten  
d) aus direkten Exporten – weltweit, ohne USA/Kanada  

24. Schäden im Inland, die im Ausland geltend gemacht werden A1-6.9  
25. Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften A1-6.10  
26. Schäden durch Strahlen A1-6.11  
27. Vermögensschäden A1-6.12  

a) Vermögensschäden durch hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen (Selbstbehalt 2.500 Euro) bis A1-6.12.1 100.000 Euro 

b) Energie- und Wassermehraufwand A1-6.12.3  
c) Auslösen von Fehlalarm A1-6.12.4  
d) Nebenberufliche Gutachter- und Sachverständigentätigkeit von Handwerksmeistern bis A1-6.12.5.1 300.000 Euro 
e) Nebenberufliche Energiesparberatung und Ausstellung von Energieausweisen bis A1-6.12.5.2 300.000 Euro 

f) Verlust von Daten beim Auftraggeber A1-6.12.6  
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I. Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko AVB BHV 
Produz 2023  

28. Schäden durch Verletzung von Datenschutzgesetzen sowie durch Übertragung elektronischer Daten 
A1-6.13 

 
• immaterielle Schäden bis 1.000.000 Euro 

29. Geothermie A1-6.14  
30. Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen A1-6.15  
31. Schäden durch Abwässer und allmähliche Einwirkung A1-6.16  
32. Schäden durch Asbest (Selbstbehalt 500 Euro) bis A1-6.17 500.000 Euro 

33. Arbeitnehmerüberlassung A1-6.18  

34. Mängelbeseitigungsnebenkosten A1-6.19  

35. Aktive Werklohn-, Kaufpreis- und Mietentgeltklage A1-6.20  

36. Schäden durch Medienverluste A1-6.21  

37. Fehlerhafte Einweisung von fremden Kraftfahrzeugen (z. B. Autokräne, LKW) A1-6.22  

38. Altölentsorgungskosten (Selbstbehalt 500 Euro) bis A1-6.23 100.000 Euro 

39. Schiedsgerichtsvereinbarungen A(GB)-4  

40. Vorsorgeversicherung in Höhe der vereinbarten Versicherungssummen zur Betriebshaftpflicht A1-9  
41. Nachhaftung bei Betriebseinstellung oder Betriebsaufgabe (auch bei Betriebsaufgabe einzelner 

mitversicherter Firmen oder Tätigkeiten) bis A1-10 10 Jahre 

42. Home-Service A1-11.1  

43. Künftige Bedingungs- und Leistungsverbesserungen (Update-Garantie) A1-11.2  

44. Abweichungen zu den Verbandsbedingungen (GDV-Garantie) A1-11.3  

45. Summen- und Konditionsdifferenzdeckung für Risiken, die im Vorvertrag bereits versichert waren, für A1-11.4 15 Monate 

46. Neuwertentschädigung bis A1-11.5 5.000 Euro 

47. Fehlerhafte Betriebsbeschreibung (Versehensklausel) A1-11.6  
48. Versicherungsfälle vor Vertragsbeginn (Rückwärtsversicherung) A1-11.7  
49. Bis zu 20 Prozent Mehrleistung für nachweislich ökologische/nachhaltige Wiederherstellung 

bzw. Ersatzbeschaffung im Schadenfall A1-11.8  

 
 

II. Komfort-Deckung zum Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko 
(falls vereinbart und im Versicherungsschein genannt) 

AVB BHV 
Produz 2023  

1. Leistungsgarantie Vorversicherung (Besitzstands-Klausel) bis A1-12.1.1 500.000 Euro 

2. Verzicht auf Einwand und Kürzung bei grob fahrlässiger Obliegenheitsverletzung bis A1-12.1.2 50.000 Euro 

3. Erhöhung der Jahreshöchstersatzleistung auf das Vierfache der Versicherungssumme A1-12.1.3  

4. Erhöhung der Neuwertentschädigung bis A1-12.1.4 10.000 Euro 

5. Einspeiserisiko einschl. Vermögensschäden wegen Versorgungsstörungen für die in A1-6.2.2 e) 
genannten Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien bis A1-12.1.5 100.000 Euro 

6. Obhutsschäden (Selbstbehalt 250 Euro) bis A1-12.1.6 25.000 Euro 
 
 

III. Sonstige Erweiterungen zur Betriebshaftpflichtversicherung  
(falls vereinbart und im Versicherungsschein genannt) 

AVB BHV 
Produz 2023  

1. Best Leistungsgarantie bis 100.000 Euro A1-12.2 falls vereinbart 

2. Erweiterte Summen- und Konditionsdifferenzdeckung A1-12.3 falls vereinbart 

3. Halten und Gebrauch von unbemannten Luftfahrtsystemen (Flugdrohnen) A1-12.4 falls vereinbart 

4. Halten und Gebrauch von versicherungspflichtigen, jedoch nicht zugelassenen Staplern und 
Arbeitsmaschinen (AKB-Zusatzdeckung) A1-12.5 falls vereinbart 
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IV. Umweltrisiko AVB BHV 
Produz 2023  

1. Umwelthaftpflicht-Risiko A2-1.1  

2. Umweltschadens-Risiko   

a) Primäre Sanierung 

A2-1.2 

 

b) Ergänzende Sanierung  

c) Ausgleichssanierung bis 300.000 Euro 

3. Versicherte Risiken im Umwelthaftpflicht- und Umweltschadens-Risiko   

a) Kleingebinde bis 

A2-1.4 

30.000 Liter 

b) Öl-, Benzin- und Fettabscheider  

c) Umwelt-Produktrisiko  
d) Probebetrieb  
e) Allgemeines Umweltrisiko  
f) Sonstige Anlagen falls vereinbart 

4. Zusatzbaustein 1 zum Umweltschadens-Risiko (einschließlich Grundwasser) bis A2-13 300.000 Euro 

5. Zusatzbaustein 2 zum Umweltschadens-Risiko A2-14 falls vereinbart 
 
 

V. Produkthaftpflichtrisiko AVB BHV 
Produz 2023  

1. Konventionelle Produkthaftpflicht A3-1.1  
2. Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln infolge Fehlens von vereinbarten 

Eigenschaften A3-6.2.1  

3. Erweiterte Produkthaftpflicht   

a) Verbindungs-, Vermischungs- und Verarbeitungsschäden A3-7.1 
falls  

besonders 
vereinbart und 
im Versiche-
rungsschein 

genannt 

b) Weiterverarbeitungs- und Weiterbearbeitungsschäden A3-7.2 

c) Aus- und Einbaukosten (ohne Kraft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge) A3-7.3 

d) Schäden durch mangelhafte Maschinen A3-7.4 

e) Prüf- und Sortierkosten A3-7.5 
 
 

VI. Ansprüche aus Benachteiligungen (AGG) AVB BHV 
Produz 2023  

1. Gesetzliche Ansprüche aufgrund Benachteiligung ohne Selbstbehalt A5  
 
 

VII. Nachstehende Bestimmungen gelten nur,  
sofern sie beantragt und beurkundet wurden:   

1. Privathaftpflichtversicherung – Premium (PHV Premium) 
Privathaftpflicht (Familienversicherung) für den namentlich genannten Geschäftsführer/ 
Inhaber im Rahmen der beantragten Versicherungssumme. 

AVB PHV optional 

2. Private Tierhalterhaftpflichtversicherung für Hund oder Pferd (THV Plus) AVB THV optional 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen  
für die Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung –  

Produzierende Betriebe 
(AVB BHV Produzierende 2023) 

 
 
 
Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung 
 
 
Teil A enthält Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes in der Haftpflichtversicherung 

und ist unterteilt in: 

Abschnitt A1 Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko 
 gilt für die allgemeinen und besonderen betrieblichen und beruflichen Risiken 

A2 Umweltrisiko 
 gilt für Schäden durch Umwelteinwirkungen und Schäden an der Umwelt 

A3 Produkthaftpflichtrisiko 
 gilt für Risiken durch gelieferte Erzeugnisse, abgeschlossene Arbeiten oder sonstige 

ausgeführte Leistungen 

A4 Rückrufkostenrisiko 
 gilt nur, falls besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt 

A5 Haftpflichtversicherung von Ansprüchen aus Benachteiligung (AGG) 
 gilt für Ansprüche aus Benachteiligungen 

A(GB) Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A 
 enthält Regelungen zum Abtretungsverbot, zur Beitragsregulierung, zur Beitragsanglei-

chung und zu Schiedsgerichtsvereinbarungen 

A(KL) Klauseln zu Teil A für die Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung 
 jede dieser Klauseln gilt nur, falls besonders vereinbart und im Versicherungsschein 

genannt 
 
 
Teil B enthält Regelungen über allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien und ist unterteilt in: 

Abschnitt B1 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung 
B2 Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung 
B3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 
B4 Weitere Regelungen (z. B. Mehrfachversicherung, Anschriftsänderung, Verjährung) 

 
 
Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedingungstext, der Versicherungsschein und 
seine Nachträge. 



Teil A
 
Abschnitt A1 – Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko
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A1-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum Verhältnis zwischen den Versicherten (Versicherungsneh-

mer und mitversicherten Personen) ....................................................................................................................3
A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall..............................................................................................................4
A1-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Versicherers...........................................................................4
A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme, Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, Selbstbe-

halt)......................................................................................................................................................................5
A1-6 Besondere Regelungen für einzelne betriebliche und berufliche Risiken (Versicherungsschutz, Risikobegren-

zungen und besondere Ausschlüsse) ................................................................................................................5
A1-6.1 Mitversicherung von betriebsüblichen Nebenrisiken..........................................................................5
A1-6.2 Haus- und Grundbesitz ......................................................................................................................6
A1-6.3 Vertraglich übernommene Haftpflicht.................................................................................................7
A1-6.4 Abhandenkommen von Sachen.........................................................................................................7
A1-6.5 Versicherungsschutz für Kraftfahrzeuge............................................................................................8
A1-6.6 Schäden an gemieteten und gepachteten Sachen (Miet-/Pachtsachschäden) .................................8
A1-6.7 Schäden durch Bearbeitung fremder Sachen (Tätigkeitsschäden)....................................................9
A1-6.8 Schäden im Ausland ........................................................................................................................10
A1-6.9 Schäden im Inland, die im Ausland geltend gemacht werden .........................................................10
A1-6.10 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften............................................................................10
A1-6.11 Schäden durch Strahlen...................................................................................................................11
A1-6.12 Vermögensschäden .........................................................................................................................11
A1-6.13 Schäden durch Verletzung von Datenschutzgesetzen sowie durch Übertragung elektronischer Da-

ten ....................................................................................................................................................12
A1-6.14 Geothermie ......................................................................................................................................13
A1-6.15 Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen...................................................................................14
A1-6.16 Schäden durch Abwässer und allmähliche Einwirkung....................................................................14
A1-6.17 Schäden durch Asbest .....................................................................................................................14
A1-6.18 Arbeitnehmerüberlassung................................................................................................................14
A1-6.19 Mängelbeseitigungsnebenkosten.....................................................................................................14
A1-6.20 Aktive Werklohn-, Kaufpreis- und Mietentgeltklage .........................................................................14
A1-6.21 Schäden durch Medienverluste........................................................................................................15
A1-6.22 Fehlerhafte Einweisung von fremden Kraftfahrzeugen (z. B. Autokräne, LKW) ..............................15
A1-6.23 Altölentsorgungskosten....................................................................................................................15
A1-6.24 Tätigkeit als Mediator, Preisrichter oder Lehrbeauftragter ...............................................................15

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse....................................................................................................................................15
A1-7.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden ................................................................................................16
A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von Arbeiten und sonstigen Leistungen ............16
A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander .....................................................................................16
A1-7.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungsnehmers, gesetzlichen Vertretern, Gesellschaf-
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A1-7.5 Leasing, Leihe, verbotene Eigenmacht, besonderer Verwahrungsvertrag ......................................16
A1-7.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten und sonstigen Leistungen................16
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A1-7.8 Gentechnik .......................................................................................................................................16
A1-7.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen............................................................................16
A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige Diskriminierungen ..............................................16
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A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen........................................................................17
A1-7.13 Bergschäden, Schäden beim Bergbaubetrieb .................................................................................17
A1-7.14 Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger ...................................................................................17
A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze ......................................................................................17
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A1-7.18 Kriegsereignisse, Unruhen, hoheitliche Verfügungen, höhere Gewalt.............................................17
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A1-1 Versicherte Eigenschaften, Rechtsverhältnisse, Tä-
tigkeiten, Betriebsstätten (versichertes Risiko)

A1-1.1 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen angegebenen Betrieb mit seinen Eigen-
schaften, Rechtsverhältnissen und Tätigkeiten oder
aus der Ausübung der im Versicherungsschein und
seinen Nachträgen beschriebenen beruflichen Tätig-
keit.
Der Versicherungsschutz besteht ausschließlich für
Betriebsstätten (z. B. Produktions- oder Vertriebsnie-
derlassungen, Läger) innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland.
Falls im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstät-
ten (z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen,
Läger) versichert werden sollen, bedarf es einer be-
sonderen Vereinbarung und Nennung im Versiche-
rungsschein.

A1-1.2 Für Handwerksbetriebe gilt:
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die
gesetzliche Haftpflicht aus Arbeiten in anderen Hand-
werken als sie der Betriebsbeschreibung entsprechen,
wenn der Versicherungsnehmer diese Arbeiten gemäß
§ 5 der Handwerksordnung (HwO) ausführen kann,
weil sie mit dem Leistungsangebot des eigenen Hand-
werks technisch oder fachlich zusammenhängen oder
es wirtschaftlich ergänzen.
Dies bezieht sich jedoch nicht auf die Übernahme und
Ausführung selbstständiger Aufträge in fremden Hand-
werken.

A1-1.3 Beauftragung von Subunternehmern
Im Rahmen des versicherten Risikos gemäß A1-1.1
sind mitversichert Ansprüche wegen Schäden aus der
Vergabe von Leistungen an Dritte im Interesse und für
Zwecke des versicherten Betriebes (Subunternehmer).
Hierbei gilt für Handwerksbetriebe: Die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers ist auch dann
versichert, wenn er Subunternehmer mit Arbeiten aus
anderen Handwerken beauftragt, die der Versiche-
rungsnehmer gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO)
hätte selbst vornehmen können (siehe auch A1-1.2).
Nicht versichert ist die Haftpflicht der Subunternehmer
selbst und deren Betriebsangehörige.
Einer besonderen Vereinbarung und Nennung im Ver-
sicherungsschein bedarf in jedem Fall die Versiche-
rung der gesetzlichen Haftpflicht aus der Beauftragung
von Subunternehmern mit Arbeiten oder Tätigkeiten,
die nicht der Betriebsbeschreibung entsprechen oder
das der Betriebsbeschreibung entsprechende Hand-
werk gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO) nicht er-
gänzen oder mit ihm zusammenhängen.

A1-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum
Verhältnis zwischen den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer und mitversicherten Personen)

A1-2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
A1-2.1.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-

mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder ei-
nes Teiles desselben angestellt hat, für Schäden,
die sie in Ausführung betrieblicher oder beruflicher
Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer verursa-
chen;

A1-2.1.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schä-
den, die sie in Ausführung betrieblicher oder berufli-
cher Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer ver-
ursachen. Betriebsangehörige sind beispielsweise
auch in den Betrieb eingegliederte Arbeitnehmer
fremder Unternehmen, Praktikanten, Volontäre und
Hospitanten. Ausgeschlossen sind Ansprüche aus

Personenschäden und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, bei denen es sich um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienst-
unfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften,
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehö-
rigen derselben Dienststelle zugefügt werden;

A1-2.1.3 des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters für
Schäden aus der Ausübung der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen beschriebenen be-
trieblichen oder beruflichen Tätigkeit.

A1-2.2 Der Versicherungsschutz für die in A1-2.1.1 bis
A1-2.1.3 genannten Personen besteht auch, wenn

● sie für den versicherten Betrieb z. B. als Fachkräfte
für Arbeitssicherheit, Sicherheitsbeauftragte, Daten-
schutzbeauftragte, Betriebsärzte und Sanitätsperso-
nal – auch bei Gewährung „Erster Hilfe“ außerhalb
des Betriebes – tätig werden;

● sie aus ihrer früheren Tätigkeit für den versicherten
Betrieb in Anspruch genommen werden.

A1-2.3 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertrags-
bestimmungen sind auf die mitversicherten Personen
entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für die Be-
stimmungen über die Vorsorgeversicherung (A1-9),
wenn das neue Risiko nur für eine mitversicherte Per-
son entsteht.

A1-2.4 Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risi-
kobegrenzungen oder Ausschlüsse in der Person des
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Per-
son vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl
für den Versicherungsnehmer als auch für die mitversi-
cherten Personen.

A1-2.5 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur
der Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung
der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungsneh-
mer als auch die mitversicherten Personen verantwort-
lich.

A1-2.6 Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versi-
cherungsnehmers
Eingeschlossen sind – abweichend von A1-7.3 und
A1-7.4 – auch Ansprüche der gesetzlichen Vertreter
des Versicherungsnehmers und ihrer Angehörigen,
wenn der Schaden durch einen Umstand verursacht
wird, der nicht im Zuständigkeitsbereich des betreffen-
den gesetzlichen Vertreters liegt.

A1-2.7 Ansprüche mitversicherter Personen untereinan-
der
Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung von
A1-7.3 c) – auch Haftpflichtansprüche mitversicherter
Personen untereinander wegen

● Personenschäden, bei denen es sich nicht um Ar-
beitsunfälle in dem Betrieb handelt, in dem die
schadenverursachende Person beschäftigt ist,

● Sachschäden,
● Vermögensschäden aus der Verletzung von Daten-

schutzgesetzen im Umfang von A1-6.13.1.

A1-2.8 Repräsentanten
Sofern sich der Versicherungsnehmer das Verhalten
von Repräsentanten zurechnen lassen muss, gelten
als Repräsentanten des Versicherungsnehmers aus-
schließlich:

● die Mitglieder des Vorstands und ihnen gleichge-
stellte Generalbevollmächtigte (bei Aktiengesell-
schaften);

● die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung);

● die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften);
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● die Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaf-
ten);

● die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen
Rechts);

● die Inhaber (bei Einzelfirmen);
● bei anderen Unternehmensformen (z. B. Genossen-

schaften, Verbänden, Vereinen, Körperschaften des
öffentlichen Rechts, Kommunen), die nach den ge-
setzlichen Vorschriften berufenen obersten Vertre-
tungsorgane.

A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall
A1-3.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der

Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetretenen Schadener-
eignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-,
Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensscha-
den zur Folge hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n
p r i v a t r e c h t l i c h e n   I n h a l t s

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird.
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum
Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

A1-3.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,
a)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

b)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die
Nacherfüllung durchführen zu können;

c)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

d)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

e)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;

f)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender
Ersatzleistungen.

A1-3.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung
oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A1-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Ver-
sicherers

A1-4.1 Der Versicherungsschutz umfasst

● die Prüfung der Haftpflichtfrage,
● die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-

sprüche und
● die Freistellung des Versicherungsnehmers von

berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes,
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
gleichs zur Entschädigung verpflichtet ist und der Ver-
sicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich
bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

A1-4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadenser-
satzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärun-
gen im Namen des Versicherungsnehmers abzuge-
ben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche gegen
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, den Prozess zu führen. Der Versicherer führt
dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des
Versicherungsnehmers.

A1-4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadener-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann,
die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder
genehmigt, so trägt der Versicherer die gesetzliche
Vergütung oder die mit ihm besonders vereinbarten
höheren Kosten des Verteidigers.

A1-4.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der
Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben.

A1-4.5 Erweiterter Strafrechtsschutz
In einem Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahren,
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden
Haftpflichtanspruch zur Folge haben könnte, über-
nimmt der Versicherer abweichend von A1-4.3 die
Kosten der Verteidigung entsprechend der gesetzli-
chen Vergütung - gegebenenfalls auch die mit dem
Versicherer besonders vereinbarten höheren Kosten -
sowie die Gerichtskosten und ortsüblichen Kosten für
notwendige Sachverständigengutachten.
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Verfahren in
Europa.
Kein Versicherungsschutz besteht für

● die einem Versicherten auferlegten Bußen, Strafen,
Kautionen und andere Leistungen, denen materiel-
ler Strafcharakter zukommt (z. B. Geldbußen, Geld-
strafen);

● Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren, die in
keinem Zusammenhang mit der versicherten Tätig-
keit stehen;

● Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren im Zu-
sammenhang mit verwaltungsstrafrechtlichen Be-
stimmungen (z. B. Steuer-, Zoll-, Devisen- oder Au-
ßenhandelsvorschriften, kartell-, wettbewerbs- oder
patentrechtlichen Vorschriften).

Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn im
Verfahren Vorsatz rechtskräftig festgestellt wird. Der
Versicherungsnehmer ist dann verpflichtet, dem Versi-
cherer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Ver-
teidigung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen
Verhaltens getragen hat.
Der Versicherungsschutz besteht subsidiär, eine be-
stehende Rechtsschutzversicherung geht dieser Versi-
cherung vor.
Die Höchstersatzleistung für derartige Schäden ist in-
nerhalb der Versicherungssumme je Versicherungsfall
auf die im Versicherungsschein bzw. der Pauschalde-
klaration genannte Summe begrenzt.
Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres beträgt das Dreifache dieser
Summe.

Abschnitt A1 – Betriebs- und Berufshaftpflichtrisiko

H G  2 9 0 5 - A 1   0 5 / 2 0 2 3  c 4 von 25



A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme,
Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, Selbst-
behalt)

A1-5.1 Versicherungssumme
Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten, im Versi-
cherungsschein genannten Versicherungssummen be-
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versiche-
rungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige
Personen erstreckt.

A1-5.2 Jahreshöchstersatzleistung
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:
Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres
auf das Dreifache der vereinbarten Versicherungssum-
me begrenzt.

A1-5.3 Serienschaden
Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des ersten
dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
a)  auf derselben Ursache oder
b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere

sachlichem und zeitlichem Zusammenhang
beruhen.

A1-5.4 Selbstbehalt
Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall an der Entschädi-
gungsleistung des Versicherers mit einem im Versi-
cherungsschein oder seinen Nachträgen festgelegten
Betrag (Selbstbehalt). Auch wenn die begründeten
Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die
Versicherungssumme übersteigen, wird der Selbstbe-
halt vom Betrag der begründeten Haftpflichtansprüche
abgezogen. A1-5.1 Satz 1 bleibt unberührt.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt
der Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe den
Selbstbehalt nicht übersteigt, zur Abwehr unberechtig-
ter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

A1-5.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten wer-
den nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.

A1-5.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme,
trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser An-
sprüche.

A1-5.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme
übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

A1-5.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-

gung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Ent-
schädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzu-
kommen.

A1-6 Besondere Regelungen für einzelne betriebliche und
berufliche Risiken (Versicherungsschutz, Risikobe-
grenzungen und besondere Ausschlüsse)
A1-6 regelt den Versicherungsschutz für einzelne be-
triebliche und berufliche Risiken, deren Risikobegrenzun-
gen und die für diese Risiken geltenden besonderen
Ausschlüsse.
Soweit A1-6 keine abweichenden Regelungen enthält,
finden auch auf die in A1-6 geregelten Risiken alle ande-
ren Vertragsbestimmungen Anwendung (z. B. A1-4 –
Leistungen der Versicherung oder A1-7 – Allgemeine
Ausschlüsse).

A1-6.1 Mitversicherung von betriebsüblichen Nebenrisi-
ken
Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages – auch
ohne besondere Anzeige – die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers aus allen betriebsüblichen
Risiken, insbesondere:

A1-6.1.1 Sozial- und Sicherheitseinrichtungen, Sanitäts-
stationen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers
a)  aus seinen Sozialeinrichtungen für Betriebsange-

hörige, die überwiegend für den versicherten Be-
trieb bestimmt sind (z. B. Betriebssportgemein-
schaften, Kantinen, Erholungseinrichtungen, Kin-
dertagesstätten), und seiner Werks- oder Be-
triebsfeuerwehr.
Versichert ist hierbei auch die persönliche ge-
setzliche Haftpflicht der Mitglieder der Betriebs-
sportgemeinschaft, aus der Betätigung für diese,
soweit es sich nicht um rein private Handlungen
oder Unterlassungen handelt. Eine Vereinshaft-
pflichtversicherung der Betriebssportgemein-
schaft bzw. eine Privathaftpflichtversicherung der
Betriebsangehörigen geht diesem Vertrag vor.
Des Weiteren ist das Überlassen von Plätzen,
Räumen und Geräten an die Betriebssportge-
meinschaft mitversichert;

b)  aus Einrichtung und Unterhaltung eigener Sani-
tätsstationen mit allen dazugehörigen Instrumen-
ten, Apparaten und Einrichtungen, soweit diese
in der Heilkunde anerkannt sind;

c)  aus dem erlaubten Besitz und Gebrauch von
Schusswaffen und Munition.
Nicht versichert sind Besitz und Gebrauch von
Waffen zu Jagdzwecken und strafbaren Hand-
lungen.

A1-6.1.2 Betriebsveranstaltungen und Werbemaßnahmen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
a)  aus der Veranstaltung von Betriebsbesichtigun-

gen, der Teilnahme an Ausstellungen und Mes-
sen sowie der Vorführung von Maschinen, Fabri-
kationsmethoden und Produkten des Betriebes;

b)  aus der Unterhaltung von Werbeeinrichtungen
innerhalb und außerhalb des Betriebsgrund-
stücks;

c)  aus Betriebsveranstaltungen, z. B. Betriebsaus-
flüge, Betriebsfeiern, Seminare, Schulungen und
Unterrichtsveranstaltungen.
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Betriebsangehörigen aus der Teilnah-
me an diesen Veranstaltungen, soweit es sich
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dabei nicht um Handlungen oder Unterlassungen
rein privaten Charakters handelt.

A1-6.1.3 Tanksäulen, Tankanlagen, Ladestationen und
Fahrzeugpflegestation

A1-6.1.3.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
a)  aus dem Besitz und der Unterhaltung von

Tanksäulen und Tankanlagen mit Einschluss
der Treibstoffabgabe an betriebszugehörige
und gelegentlich auch an betriebsfremde Per-
sonen;

b)  aus Besitz und Unterhaltung einer Fahrzeug-
pflegestation sowie einer Fahrzeugreparatur-
werkstatt für den eigenen Fuhrpark und gele-
gentlich für betriebsfremde Fahrzeuge;

c)  aus dem Besitz und der Unterhaltung oder der
Bereitstellung einer Ladestation für E-Mobilität
(Wallbox o. ä.), sofern diese Ladestation für
Fahrzeuge genutzt wird, die dem Betrieb des
Versicherungsnehmers oder dem Privatbe-
reich der Mitversicherten zuzuordnen sind. Als
mitversichert gilt die gelegentliche Nutzung der
Ladestation durch Dritte (auch gegen Entgelt),
sofern dies nicht den Hauptzweck der Lade-
station darstellt.
Versicherungsschutz besteht ausschließlich,
wenn die Ladestation am Ort der Installation
für den Betrieb zugelassen ist, von einem
Fachbetrieb nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik installiert und in Betrieb
genommen wurde und bestehende Sicher-
heits- und Rechtsvorschriften (z. B. VDE-
Norm) erfüllt werden.
Versichert sind sowohl Schäden, die von der
Station selbst ausgehen als auch solche, die
auf der Abgabe von Strom durch die Station be-
ruhen.
Das Aufladen von Fahrzeugen an der Lade-
station stellt keinen Gebrauch des Fahrzeuges
dar.

A1-6.1.3.2 Ausgeschlossen sind Schäden an in Obhut des
Versicherungsnehmers befindlichen Fahrzeugen
und deren Inhalt gemäß A1-6.7.3.2.

A1-6.1.4 Halten von Hunden für den Betrieb
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter
von Hunden, soweit die Tiere ausschließlich dem
unter die Versicherung fallenden Betrieb dienen.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Tier-
hüters.

A1-6.1.5 Filial- und Zweigbetriebe
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem
Besitz und der Unterhaltung von Filial- und/oder
Zweigbetrieben, Zweigniederlassungen, Hilfs- und
Nebenbetrieben, Lägern und Verkaufsstellen sowie
Markt- und Verkaufsständen und Verkaufswagen.

A1-6.1.6 Besitz und Verwendung von Bahnen, Kränen,
Winden, Arbeitsmaschinen und -geräten
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem
Besitz und der Verwendung von

● Bahnen zur Beförderung von Sachen,
● nichtselbstfahrenden Kränen und Winden,
● nichtselbstfahrenden Arbeitsmaschinen und -ge-

räten.

A1-6.1.7 Home-Office
Sofern die Mitarbeiter des Versicherungsnehmers
auch im Home-Office arbeiten, gilt:
Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche
aus Schäden, welche Dritten oder Mitarbeitern des

Versicherungsnehmers in Verbindung mit dem
Home-Office entstehen.

A1-6.2 Haus- und Grundbesitz
A1-6.2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers als Besitzer (z. B. Eigentümer,
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer)
von Grundstücken, Gebäuden oder Räumlichkeiten,
die ausschließlich für den versicherten Betrieb oder
für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und
seiner Betriebsangehörigen benutzt werden.
Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verlet-
zung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer
in den oben genannten Eigenschaften obliegen
(z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reini-
gung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen).
Versichert ist zudem die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus der Vermietung, Ver-
pachtung oder sonstiger Überlassung betrieblicher
Grundstücke, Gebäude oder Räumlichkeiten oder
Teilen davon an Betriebsfremde.

A1-6.2.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich für die in
A1-6.2.1 genannten Risiken auch auf die gesetzli-
che Haftpflicht
a)  des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Un-

ternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbau-
ten, Reparaturen, Abbruch-, Erdarbeiten) ohne
Begrenzung der Bausumme;

b)  des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer
aus § 836 Absatz 2 BGB, wenn die Versicherung
bis zum Besitzwechsel bestand;

c)  der vom Versicherungsnehmer durch Arbeitsver-
trag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung
und sonstigen Betreuung der Grundstücke be-
auftragten Personen für Ansprüche, die gegen
sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrich-
tung erhoben werden.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Ansprüche aus Personenschäden und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden, bei de-
nen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-
mäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das
Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den
beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Aus-
übung oder infolge des Dienstes Angehörigen
derselben Dienststelle zugefügt werden;

d)  des Versicherungsnehmers wegen Schäden, die
durch Abwässer, Rauch, Ruß, Dämpfe, Nieder-
schläge, Schwammbildung oder allmähliches
Eindringen von Feuchtigkeit entstehen.
Zu den mitversicherten Abwässern gehören auch
häusliche Abwässer und Abwässer aus dem
Rückstau des Straßenkanals.
Mitversichert sind außerdem Haftpflichtansprü-
che wegen Sachschäden durch Abwässer aus
Öl-, Benzin- und Fettabscheidern;

e)  des Versicherungsnehmers aus dem Besitz und
Betrieb folgender Anlagen auf dem eigenen Be-
triebsgrundstück:
● Photovoltaikanlagen

Mitversichert ist die Einspeisung von elektri-
schem Strom in das Netz des örtlichen Ener-
gieversorgers.
Mitversichert ist – insoweit auch abweichend
von A1-1.1 – die gesetzliche Haftpflicht wegen
Versorgungsstörungen gemäß § 6 der Verord-
nung über Allgemeine Bedingungen für die
Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden
(AVBEltV) vom 21.06.1979 oder gemäß § 18
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der Verordnung über Allgemeine Bedingun-
gen für den Netzanschluss und dessen Nut-
zung für die Elektrizitätsversorgung in Nieder-
spannung (Niederspannungsanschlussverord-
nung – NAV) vom 01.11.2006.
Nicht versichert ist die direkte Versorgung von
Letztverbrauchern mit elektrischem Strom.
Für Sach- und Vermögensschäden durch Ver-
sorgungsstörungen beträgt die Höchstersatz-
leistung innerhalb der Versicherungssumme
für Sach- und Vermögensschäden 100.000
Euro je Versicherungsfall. Die Gesamtleistung
für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Dreifache dieser Ver-
sicherungssumme;

● Solaranlagen;
● Kleinwindanlagen an Land bis 10 Meter Ge-

samthöhe;
● Blockheizkraftwerke bis 30 Kilowatt Gesamt-

leistung;
● Luft- und/oder Wasserwärmepumpen bis 30

Kilowatt Gesamtleistung.

A1-6.3 Vertraglich übernommene Haftpflicht
Versichert ist die vom Versicherungsnehmer durch
Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts des jeweiligen Vertragspartners,
wenn
a)  die gesetzliche Haftpflicht vom Versicherungsneh-

mer als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingneh-
mer vom jeweiligen Vertragspartner (Vermieter,
Verpächter oder Leasinggeber) übernommen wur-
de in dieser Eigenschaft;

b)  dies in der Branche des Versicherungsnehmers üb-
lich ist;

c)  diese Vereinbarungen in Verträgen genormten In-
halts mit Behörden oder Körperschaften des öffent-
lichen Rechts oder in sogenannten Gestattungs-
und Einstellverträgen enthalten sind;

d)  die gesetzliche Haftpflicht von der Deutschen Bahn
AG gemäß den Allgemeinen Bedingungen für Pri-
vatgleisanschlüsse (PAB) übernommen wurde,
nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich verein-
barte Haftung.
Mitversichert ist auch die Haftpflicht wegen Wagen-
beschädigung, soweit es sich nicht um Be- und
Entladeschäden handelt.

A1-6.4 Abhandenkommen von Sachen
A1-6.4.1 Schlüssel
A1-6.4.1.1 Versichert ist – in Erweiterung zu A1-3.1 – die ge-

setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
ausschließlich wegen des Abhandenkommens
fremder mechanischer oder elektronischer
Schlüssel für Gebäude und Räume (auch Gene-
ral-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanla-
ge), sofern sich diese Schlüssel rechtmäßig im
Gewahrsam des Versicherungsnehmers befun-
den haben. Auf diese Schäden finden die Bestim-
mungen über Sachschäden Anwendung.
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf ge-
setzliche Haftpflichtansprüche wegen der Kosten
für das notwendige Auswechseln oder Program-
mieren von Schlössern und Schließanlagen sowie
für vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Not-
schloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen,
gerechnet ab dem Zeitpunkt, an dem der Verlust
des Schlüssels festgestellt wurde.

A1-6.4.1.2 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers wegen Schäden, die als

Folge eines versicherten Verlustes gemäß
A1-6.4.1.1 eintreten.
Die Versicherungssumme für diese Schäden ist
innerhalb der Versicherungssumme für Sach- und
Vermögensschäden je Versicherungsfall auf die
im Versicherungsschein bzw. der Pauschaldekla-
ration genannte Summe begrenzt.
Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungs-
fälle eines Versicherungsjahres beträgt das Drei-
fache dieser Summe.

A1-6.4.2 Sachen der Betriebsangehörigen, Besucher und
Patienten
Versichert ist – in Erweiterung zu A1-3.1 – die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
dem Abhandenkommen von Sachen (einschließlich
Kraftfahrzeugen und Fahrrädern mit Zubehör) der
Betriebsangehörigen, Besucher und Patienten. Auf
diese Schäden finden die Bestimmungen über
Sachschäden Anwendung.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Schäden durch Abhandenkommen von
a)  Geld sowie bargeldlosen Zahlungsmitteln,
b)  Wertpapieren (einschließlich Sparbüchern),
c)  Scheckheften,
d)  Urkunden,
e)  Schmuck,
f)  anderen Wertsachen,

g)  Schlüsseln (der Versicherungsschutz hierfür rich-
tet sich nach A1-6.4.1).

Soweit Versicherungsschutz durch andere Versiche-
rungen des Versicherungsnehmers oder des Ge-
schädigten besteht (z. B. Einbruch-Diebstahl-, Kas-
koversicherung usw.), gehen diese Versicherungen
vor.

A1-6.4.3 Akten, Pläne und sonstige Unterlagen
Versichert ist – in Erweiterung zu A1-3.1 – die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
dem Abhandenkommen von Akten, Plänen und
sonstigen Unterlagen, welche dem Versicherungs-
nehmer zur Ausübung seiner versicherten Tätigkeit
überlassen wurden.
Der Versicherungsschutz umfasst alle Kosten und
Aufwendungen, die dem Versicherungsnehmer beim
Ersatz oder der Wiederherstellung solcher Unterla-
gen entstehen. Sofern der Versicherungsnehmer die
Leistungen für den Ersatz oder die Wiederherstel-
lung selbst erbringt, werden die Kosten und Aufwen-
dungen ohne Wagnis und Gewinn übernommen.
Die Versicherungssumme für diese Schäden ist in-
nerhalb der Versicherungssumme für Sach- und
Vermögensschäden je Versicherungsfall auf die im
Versicherungsschein bzw. der Pauschaldeklaration
genannte Summe begrenzt. Sie stellt zugleich die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres dar.

A1-6.4.4 Abhandenkommen von Sachen wegen Störung
einer vom Versicherungsnehmer installierten/ge-
warteten Alarmanlage
Versichert ist – abweichend von A1-3.2 – die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers we-
gen des Abhandenkommens von Sachen, das auf
eine Störung/ein Versagen einer vom Versiche-
rungsnehmer installierten bzw. gewarteten Alarman-
lage von Gebäuden und Containern zurückzuführen
ist. Versicherungsschutz wird nur gewährt, wenn
und soweit nicht anderweitig Versicherungsschutz
besteht (Subsidiarität).
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Die Versicherungssumme für diese Schäden ist in-
nerhalb der Versicherungssumme für Sach- und
Vermögensschäden je Versicherungsfall auf die im
Versicherungsschein bzw. der Pauschaldeklaration
genannte Summe begrenzt. Die Höchstersatzleis-
tung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Dreifache dieser Summe.

A1-6.5 Versicherungsschutz für Kraftfahrzeuge
A1-6.5.1 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge,

Kraftfahrzeug-Anhänger und Fahrräder
A1-6.5.1.1 Versichert ist – abweichend von A1-7.14 – die ge-

setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen Schäden durch das Halten und den Ge-
brauch ausschließlich von folgenden nicht versi-
cherungspflichtigen Fahrzeugen:
a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen

verkehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht
auf eine bauartbedingte Höchstgeschwindig-
keit;

b)  Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bau-
artbedingter Höchstgeschwindigkeit;

c)  Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbe-
dingter Höchstgeschwindigkeit;

d)  selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht
mehr als 20 km/h bauartbedingter Höchstge-
schwindigkeit;

e)  Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen
Wegen und Plätzen verkehren (soweit Versi-
cherungsschutz durch andere Versicherungen
besteht, geht dieser vor);

f)  (Dienst-)Fahrräder, Lasten- und Nutzräder so-
wie Roller.

A1-6.5.1.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der
Überlassung der in den Versicherungsschutz ein-
geschlossenen Arbeitsmaschinen und Geräte mit
und ohne Bedienungspersonal an Betriebsfrem-
de.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des
jeweiligen Mieters bzw. Entleihers.

A1-6.5.2 Gebrauch fremder Kraftfahrzeuge – Non-Owner-
ship-Deckung

A1-6.5.2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem
Gebrauch fremder, gemieteter oder geliehener
Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger, Stapler
und selbstfahrender Arbeitsmaschinen im Inland,
in den Ländern der Europäischen Union sowie in
Island, Liechtenstein, Norwegen, in der Schweiz
und im Vereinigten Königreich anlässlich Dienst-
reisen und Dienstfahrten, wenn die Ansprüche ge-
gen
a)  den Versicherungsnehmer gerichtet sind und

das Fahrzeug nicht auf den Versicherungs-
nehmer zugelassen und auch nicht Eigentum
des Versicherungsnehmers ist oder von ihm
geleast wurde;

b)  eine mitversicherte Person gerichtet sind und
das Fahrzeug weder auf den Versicherungs-
nehmer noch auf die in Anspruch genommene
Person zugelassen und auch nicht Eigentum
des Versicherungsnehmers oder dieser mit-
versicherten Person ist oder von ihnen geleast
wurde.

A1-6.5.2.2 Versicherungsschutz besteht nur insoweit, als

● die Versicherungssumme der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung des fremden Fahrzeugs
nicht ausreicht oder

● der Versicherte durch eine bestehende Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung nicht ge-
schützt wird oder

● der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer Re-
gress nimmt (ausgenommen vom Versiche-
rungsschutz bleiben jedoch Regressansprüche
infolge einer Obliegenheitsverletzung) oder

● keine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung be-
steht, obwohl der in Anspruch genommene
Versicherungsnehmer ohne Verschulden das
Bestehen einer Kraftfahrzeug-Haftpflichtversi-
cherung annehmen durfte oder

● der Fahrer oder Halter des Fahrzeuges einen
gesetzlichen Freistellungsanspruch gegen den
Versicherungsnehmer hat.

A1-6.5.2.3 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche des
Halters oder Eigentümers des schadenverursa-
chenden Fahrzeuges wegen Sach- und Vermö-
gensschäden. Ebenso bleiben ausgeschlossen
Haftpflichtansprüche des Versicherungsnehmers
einer für das schadenverursachende Fahrzeug
bestehenden Versicherung.

A1-6.5.3 Gemeinsame Bestimmungen zu A1-6.5.1 und
A1-6.5.2
Für die genannten Fahrzeuge gelten nicht die Aus-
schlüsse gemäß A1-8.1 (Erhöhungen und Erweite-
rungen) und A1-9.3 (Vorsorge).
Die genannten Fahrzeuge dürfen nur von einem be-
rechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter
Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen
des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass die Fahrzeuge nicht von einem unberech-
tigten Fahrer gebraucht werden.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öf-
fentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderli-
chen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt wird, der die
erforderliche Fahrerlaubnis hat.
Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A1-6.6 Schäden an gemieteten und gepachteten Sachen
(Miet-/Pachtsachschäden)
Miet-/Pachtsachschäden sind Schäden an fremden,
vom Versicherungsnehmer oder von seinen Bevoll-
mächtigten oder Beauftragten gemieteten oder ge-
pachteten Sachen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.

A1-6.6.1 Miet-/Pachtsachschäden an Räumen, Gebäuden
und Grundstücksbestandteilen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Mietsachschäden und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden
ausschließlich an
a)  anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen ge-

mieteten Räumen in Gebäuden;
b)  zu betrieblichen oder beruflichen Zwecken ge-

mieteten oder gepachteten Gebäuden, Räumen
und wesentlichen Grundstücksbestandteilen
(nicht jedoch an Einrichtungen, Produktionsanla-
gen und dergleichen) außerhalb von Geschäfts-
reisen.
Ausgeschlossen bleiben Schäden am Grund-
stück selbst.
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A1-6.6.2 Mietsachschäden an gemietetem Mobiliar in Ho-
tels oder Pensionen anlässlich von Dienst- und
Geschäftsreisen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Mietsachschäden und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden,
die anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen aus-
schließlich an gemietetem Mobiliar in Hotels oder
Pensionen entstehen.

A1-6.6.3 Mietsachschäden an beweglichen Sachen (ein-
schließlich Kraftfahrzeuge, Arbeitsmaschinen
und -geräte)
Versichert ist – abweichend von A1-7.14 und teilwei-
se abweichend von A1-7.5 – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden
ausschließlich an vom Versicherungsnehmer für ein-
zelne Tätigkeiten geliehenen, gemieteten oder über-
lassenen sonstigen beweglichen Sachen (ein-
schließlich Kraftfahrzeuge, Arbeitsmaschinen und -
geräte) Dritter, soweit diese Sachen nicht zur Be-
oder Verarbeitung übernommen worden sind.
Der Versicherungsschutz besteht nur, soweit dieses
Risiko nicht im Rahmen anderer Versicherungen
des Versicherungsnehmers versichert ist.
Die Versicherungssumme für diese Schäden ist in-
nerhalb der Versicherungssumme für Sach- und
Vermögensschäden je Versicherungsfall auf die im
Versicherungsschein bzw. der Pauschaldeklaration
genannte Summe begrenzt. Die Höchstersatzleis-
tung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Dreifache dieser Summe.
Von jedem Versicherungsfall hat der Versicherungs-
nehmer 500 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Schäden an

● Geld sowie bargeldlosen Zahlungsmitteln,
● Wertpapieren (einschließlich Sparbüchern),
● Scheckheften,
● Urkunden,
● Schmuck,
● anderen Wertsachen.

A1-6.6.4 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind – in
Ergänzung von A1-7.4 – auch Ansprüche von
a)  Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
b)  gesetzlichen Vertretern des Versicherungsneh-

mers und solchen Personen, die er zur Leitung
oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes
oder eines Teiles desselben angestellt hat;

und deren Angehörigen gemäß A1-7.4 a) Absatz 2,
wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben;
c)  Unternehmen, die mit dem Versicherungsneh-

mer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital
mehrheitlich verbunden sind und unter einer ein-
heitlichen unternehmerischen Leitung stehen.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen
a)  Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-

spruchung;
b)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und

Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elek-
tro- und Gasgeräten.
Der Ausschluss gilt nicht, sofern diese Schäden
durch Brand, Explosion, Leitungswasser oder
Abwasser entstanden sind;

c)  Glasschäden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann,

und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den.

A1-6.7 Schäden durch Bearbeitung fremder Sachen (Tä-
tigkeitsschäden)
Tätigkeitsschäden sind Schäden an fremden Sachen
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden
durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit, die
dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des
Versicherungsnehmers
a)  an diesen Sachen tätig geworden ist (Bearbeitung,

Reparatur, Beförderung, Prüfung oder dergleichen),
b)  diese Sachen zur Durchführung seiner Tätigkeiten

als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche
oder dergleichen benutzt hat oder

c)  Sachen beschädigt hat, die sich im unmittelbaren
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben.
Sind zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich not-
wendige Schutzvorkehrungen getroffen worden, um
diese Schäden zu vermeiden, liegt kein Tätigkeits-
schaden vor.

Bei unbeweglichen Sachen liegt ein solcher Tätigkeits-
schaden nur dann vor, wenn diese Sachen oder Teile
von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen ge-
wesen, unmittelbar benutzt worden sind oder sich im
unmittelbaren Einwirkungsbereich befunden haben.

A1-6.7.1 Tätigkeitsschäden an Land- und Wasserfahrzeu-
gen und Containern

A1-6.7.1.1 Schäden an Land- und Wasserfahrzeugen und
Containern
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Tätigkeitsschäden an
Land- und Wasserfahrzeugen sowie Containern
ausschließlich, falls diese Schäden durch oder
beim Be- und Entladen entstanden sind. Für
Schäden an Containern besteht auch dann Versi-
cherungsschutz, wenn diese beim Abheben von
oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge
durch Kräne oder Winden zum Zwecke des Be-
und Entladens entstanden sind.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Ansprüche wegen

● Schäden an Containern, wenn diese selbst Ge-
genstand von Verkehrsverträgen (Fracht-, Spe-
ditions- oder Lagerverträgen) sind;

● Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen
und Containern.

A1-6.7.1.2 Be- und Entladeschäden am Ladegut
Für Schäden am Ladegut beim oder durch Be-
und Entladen besteht abweichend von A1-6.7.1.1
insoweit Versicherungsschutz als

● die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer
bestimmt ist,

● es sich nicht um Erzeugnisse des Versiche-
rungsnehmers, nicht um vom Versicherungs-
nehmer be- und/oder verarbeitete Sachen bzw.
nicht von ihm, in seinem Auftrag oder für seine
Rechnung von Dritten gelieferte Sachen han-
delt oder

● der Transport der Ladung nicht vom Versiche-
rungsnehmer bzw. in seinem Auftrag oder für
seine Rechnung von Dritten übernommen wurde.

A1-6.7.2 Tätigkeitsschäden an Leitungen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Tätigkeitsschäden an Erd-
leitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserlei-
tungen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei-
oder Oberleitungen.
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A1-6.7.3 Tätigkeitsschäden an sonstigen Sachen
A1-6.7.3.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen Tätigkeitsschäden an
sonstigen Sachen.

A1-6.7.3.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Ansprüche wegen der Beschädigung
a)  der Ladung von Fahrzeugen und Containern,

die durch oder beim Be- und Entladen entstan-
den sind;

b)  von fremden Kraftfahrzeugen und damit fest
verbundenen Teilen, die sich beim Versiche-
rungsnehmer zur Reparatur oder zu sonstigen
Zwecken
● auf seinem Betriebsgrundstück oder
● außerhalb seines Betriebsgrundstücks in

seiner Verfügungsgewalt
befinden oder befunden haben und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.

c)  von sonstigen Sachen, die sich beim Versiche-
rungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung
● auf seinem Betriebsgrundstück oder
● außerhalb seines Betriebsgrundstücks in

seiner Verfügungsgewalt
befinden oder befunden haben und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.
Dieser Ausschluss gilt jedoch nur für solche
Schäden, die bei dem unmittelbaren Bearbei-
tungsvorgang zur Erfüllung des Vertrages ent-
standen sind.
Zum unmittelbaren Bearbeitungsvorgang zäh-
len nicht mehr vor- oder nachgelagerte Tätig-
keiten, die der Erfüllung dienen, z. B. Verpa-
ckung oder Lagerung der Sachen.

A1-6.8 Schäden im Ausland
A1-6.8.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen im Ausland eintretender
Versicherungsfälle ausschließlich
a)  aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der

Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Mes-
sen und Märkten;

b)  aus Arbeiten oder Leistungen im Inland oder eu-
ropäischen Ausland.
Versicherungsschutz gilt auch für Versicherungs-
fälle im außereuropäischen Ausland. Dabei be-
steht jedoch kein Versicherungsschutz für
● Schäden in den USA/US-Territorien und Ka-

nada oder
● in den USA/US-Territorien und Kanada gel-

tend gemachte Ansprüche;
c)  durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind,

ohne dass der Versicherungsnehmer dorthin ge-
liefert hat oder hat liefern lassen.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien
oder Kanada durch Erzeugnisse, die im Zeit-
punkt ihrer Auslieferung durch den Versiche-
rungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte er-
sichtlich für eine Lieferung dorthin bestimmt wa-
ren.
Der Versicherungsschutz kann durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungs-
schein für derartige Versicherungsfälle in den
USA, US-Territorien oder Kanada erweitert wer-
den;

d)  durch Erzeugnisse, die der Versicherungsneh-
mer ins europäische Ausland geliefert hat, hat
liefern lassen oder die dorthin gelangt sind.
Versicherungsschutz gilt auch für Versicherungs-
fälle durch Erzeugnisse, die der Versicherungs-

nehmer ins außereuropäische Ausland geliefert
hat oder hat liefern lassen. Dabei besteht jedoch
kein Versicherungsschutz für
● Schäden in den USA/US-Territorien und Ka-

nada oder
● in den USA/US-Territorien und Kanada gel-

tend gemachte Ansprüche.
Der Versicherungsschutz kann durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungs-
schein für derartige Versicherungsfälle in den
USA, US-Territorien oder Kanada erweitert wer-
den;

e)  aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von
Personen, die vom Versicherungsnehmer im
Ausland eingestellt oder dort mit der Durchfüh-
rung von Arbeiten betraut worden sind, soweit
diese Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten den
Bestimmungen des Sozialgesetzbuchs VII unter-
liegen. Dies gilt ausschließlich für den Versiche-
rungsnehmer und für die in A1-2.1.1 genannten
Personen.

Hinweis:
Falls im Ausland belegene Anlagen oder Betriebs-
stätten (z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlas-
sungen, Läger) versichert werden sollen, bedarf es
einer besonderen Vereinbarung und Nennung im
Versicherungsschein.

A1-6.8.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von
einem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbe-
sondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten, werden – abweichend von A1-5.5 –
als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.

A1-6.8.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt,
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei ei-
nem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist.

A1-6.9 Schäden im Inland, die im Ausland geltend ge-
macht werden
Für Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen,
die im Ausland geltend gemacht werden, gelten
A1-6.8.2 und A1-6.8.3.

A1-6.10 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Teilnahme an Arbeits- oder Lie-
fergemeinschaften. Dies gilt auch, wenn sich der Haft-
pflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Liefergemein-
schaft selbst richtet.

A1-6.10.1 Sind die Aufgaben nach Fachgebieten, Teilleistun-
gen oder Bauabschnitten aufgeteilt, besteht aus-
schließlich Versicherungsschutz für Schäden, die
der Versicherungsnehmer im Rahmen der von ihm
übernommenen Aufgabe verursacht hat.

A1-6.10.2 Sind die Aufgaben nicht im Sinne von A1-6.10.1 auf-
geteilt oder ist der schadenverursachende Partner
nicht zu ermitteln gilt:
a)  Die Ersatzpflicht des Versicherers ist auf die

Quote beschränkt, welche der prozentualen Be-
teiligung des Versicherungsnehmers an der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei
ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die
schadenverursachenden Personen oder Sachen
(Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien
usw.) angehören.

b)  Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich
innerhalb der vereinbarten Versicherungssum-
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men über A1-6.10.2 a) hinaus für den Fall, dass
über das Vermögen eines Partners das Insol-
venzverfahren eröffnet oder die Eröffnung man-
gels Masse abgelehnt worden ist und für diesen
Partner wegen Nichtzahlung seines Beitrags kein
Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der
dem Versicherungsnehmer zugewachsene An-
teil, soweit für ihn nach dem Ausscheiden des
Partners und der dadurch erforderlichen Ausein-
andersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

A1-6.10.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche
a)  wegen Schäden an den von den einzelnen Part-

nern in die Arbeitsgemeinschaft eingebrachten
oder von der Arbeitsgemeinschaft beschafften
Sachen und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, gleichgültig, von wem die
Schäden verursacht wurden;

b)  der Partner der Arbeits- oder Liefergemeinschaft
untereinander sowie der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft gegen die Partner und umgekehrt.

A1-6.10.4 Versicherungsschutz im Umfang von A1-6.10.1 bis
A1-6.10.3 besteht auch für die Arbeits- oder Liefer-
gemeinschaft selbst.

A1-6.11 Schäden durch Strahlen
A1-6.11.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen Schäden, die in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit ener-
giereichen ionisierenden Strahlen stehen (z. B.
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgen-
strahlen), ausschließlich für
a)  den deckungsvorsorgefreien Umgang mit radio-

aktiven Stoffen;
b)  den Besitz und die Verwendung von Röntgenein-

richtungen, elektronischen Vermessungsgeräten
und Störstrahlern;

c)  den Besitz und die Verwendung von sonstigen
Lasergeräten, die nicht der Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen.

A1-6.11.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Versicherungsansprüche aller Personen, die den
Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst
von dem Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Ver-
ordnungen, behördlichen Verfügungen oder Anord-
nungen abweichen.
A1-2.4 findet keine Anwendung.

A1-6.12 Vermögensschäden
A1-6.12.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen Vermögensschäden, die
weder durch Personen- noch durch Sachschäden
entstanden sind.
Mitversichert sind auch Vermögensschäden durch
vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder
sonstige Leistungen. Die Versicherungssumme da-
für ist innerhalb der Versicherungssumme für Sach-
schäden bzw. für sonstige Schäden (Sach- und Ver-
mögensschäden) je Versicherungsfall auf die im
Versicherungsschein bzw. der Pauschaldeklaration
genannte Summe begrenzt. Der Versicherungsneh-
mer hat von jedem Schaden 2.500 Euro selbst zu
tragen (Selbstbehalt). Diese Deckungserweiterung
findet keine Anwendung, wenn Versicherungsschutz
über eine andere Versicherung beantragt werden
kann (z. B. Cyberrisiken, erweiterte Produkthaft-
pflicht, Rückrufkosten) oder die Risiken der De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen.

A1-6.12.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Vermögensschäden
a)  aus planender, beratender, bau- oder montage-

leitender, prüfender oder gutachterlicher Tätig-
keit;

b)  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisun-
gen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

c)  aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
d)  aus Auskunftserteilung, Übersetzung;
e)  aus Reiseveranstaltungen;
f)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-

stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art,
aus Kassenführung sowie aus Untreue oder Un-
terschlagung;

g)  aus
● Rationalisierung und Automatisierung,
● Datenerfassung, -speicherung, -sicherung,

-wiederherstellung,
● Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elek-

tronischer Daten;
h)  aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten

und Namensrechten, gewerblichen Schutzrech-
ten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder
Wettbewerbsrechts;

i)  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen,
Vor- und Kostenanschlägen;

j)  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von
Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat
oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang ste-
hen;

k)  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen
oder behördlichen Vorschriften, von Anweisun-
gen oder Bedingungen des Auftraggebers oder
aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

l)  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen.

A1-6.12.3 Energie- und Wassermehraufwand
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Vermögensschäden aus
einem erhöhten Energie- oder Wasserverbrauch
aufgrund vom Versicherungsnehmer mangelhaft er-
brachter Installations-, Reparatur- oder Wartungsar-
beiten.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche infolge der Unwirksamkeit von Energiespar-
maßnahmen.
Der Versicherer verzichtet insoweit auf den Einwand
des Abhandenkommens und des Erfüllungsan-
spruchs.

A1-6.12.4 Vermögensschäden durch das Auslösen von
Fehlalarm
Versichert ist – abweichend von A1-3.1 und
A1-6.12.2 – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Vermögensschäden durch
versehentlich ausgelösten Alarm bei Dritten (z. B.
Einsatzkosten von Feuerwehr-, Wach- und Sicher-
heitsdiensten), auch soweit es sich um öffentlich-
rechtliche Ansprüche handelt.
Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sachschäden bzw. für sonstige
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) je Versi-
cherungsfall auf die im Versicherungsschein bzw. in
der Pauschaldeklaration genannte Versicherungs-
summe begrenzt.
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Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt das Dreifache dieser
Versicherungssumme.

A1-6.12.5 Vermögensschäden aus nebenberuflicher Gut-
achtertätigkeit und Energiesparberatung

A1-6.12.5.1 Nebenberufliche Gutachter- und Sachverständi-
gentätigkeit von Handwerksmeistern
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Vermögensschäden
aus der gelegentlichen Tätigkeit als Gutachter
und Sachverständiger, sofern diese Tätigkeit im
eigenen Fachbereich ausgeübt wird.
Versichert sind ausschließlich folgende Tätigkei-
ten:

● gutachterliche Beurteilung bestehender Ver-
hältnisse als Privatgutachter (z. B. Bewertun-
gen, Beschaffenheits- und Eigenschaftsunter-
suchungen, Schadenermittlungen, gutachterli-
che Stellungnahme zu behaupteten Mängeln
und Fehlern);

● Tätigkeit als Gerichtsgutachter, Schiedsgutach-
ter, Schiedsrichter oder Sachverständiger ei-
nes Schiedsgerichts;

● Erstellung von Sanierungs- und Projektierungs-
gutachten, sofern sich diese auf Objekte bezie-
hen, die vom Versicherungsnehmer selbst sa-
niert oder ausgeführt werden. Nicht versichert
bleiben Ansprüche wegen Schäden und/oder
Mängel an diesen Objekten und daraus resul-
tierende Vermögensfolgeschaden wie entgan-
gener Gewinn, Mietausfall, Betriebsunterbre-
chung, Unbenutzbarkeit, Verdienstausfall usw.;

● Wertermittlungen.

Nicht versichert ist die Erstellung von Sanierungs-
und Projektierungsgutachten für Objekte, die vom
Versicherungsnehmer nicht selbst saniert oder
ausgeführt werden.
Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden bzw. für sonsti-
ge Schäden (Sach- und Vermögensschäden) je
Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein
bzw. in der Pauschaldeklaration genannte Versi-
cherungssumme begrenzt.
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres beträgt das Dreifache
dieser Versicherungssumme.

A1-6.12.5.2 Nebenberufliche Energiesparberatung und Aus-
stellung von Energieausweisen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als

● berechtigter Energieberater und Aussteller von
Energieausweisen nach dem Gebäudeenergie-
gesetz (GEG),

● staatlich anerkannter bzw. zugelassener Ener-
gieberater (z. B. HWK, IHK, BAFA),

● zugelassener oder zertifizierter Aussteller von
Energieausweisen

wegen Vermögensschäden, die aus der Durch-
führung von Energiesparberatungen (z. B. Vor-
Ort-Beratung zur Energieeinsparung) und der Er-
stellung von Energieausweisen sowie der Abgabe
von Empfehlungen für die Verbesserung der En-
ergieeffizienz (Modernisierungsempfehlungen)
nach dem GEG sowie bei Nicht-Wohngebäuden
gemäß DIN V 18599 resultieren.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Be-
ratungsleistungen hinsichtlich der Steigerung der
Energieeffizienz und Wirtschaftlichkeit auch unter
Berücksichtigung des Einsatzes erneuerbarer En-
ergien (Energie-Contracting).

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden bzw. für sonsti-
ge Schäden (Sach- und Vermögensschäden) je
Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein
bzw. in der Pauschaldeklaration genannte Versi-
cherungssumme begrenzt.
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres beträgt das Dreifache
dieser Versicherungssumme.

A1-6.12.6 Vermögensschäden aus dem Verlust von Daten
Versichert sind Vermögensschäden aus dem Verlust
von Daten beim Auftraggeber.

A1-6.13 Schäden durch Verletzung von Datenschutzgeset-
zen sowie durch Übertragung elektronischer Daten

A1-6.13.1 Verletzung von Datenschutzgesetzen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden – auch Vermö-
gensschäden, die weder durch Personen- noch
durch Sachschäden entstanden sind, sowie immate-
rielle Schäden – aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Verarbeitung personenbezo-
gener Daten.
Verarbeitung ist jeder mit oder ohne Hilfe automati-
sierter Verfahren ausgeführte Vorgang oder jede
solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit perso-
nenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfas-
sen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung,
die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen,
das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung
durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere
Form der Bereitstellung, der Abgleich oder die Ver-
knüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die
Vernichtung.
Versichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche we-
gen Vermögensschäden, die weder durch Perso-
nen- noch durch Sachschäden entstanden sind, so-
wie wegen immaterieller Schäden von Versicherten
(Versicherungsnehmer oder mitversicherte Perso-
nen) untereinander. Der Ausschluss in A1-7.3 findet
insoweit keine Anwendung.
Die Ausschlüsse in A1-7.9 und A1-7.26 finden keine
Anwendung.

A1-6.13.2 Übertragung elektronischer Daten
A1-6.13.2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen Schäden – auch Tätig-
keitsschäden und Vermögensschäden, die weder
durch Personen- noch durch Sachschäden ent-
standen sind – aus dem Austausch, der Übermitt-
lung und der Bereitstellung elektronischer Daten
(z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels Daten-
träger) ausschließlich aus
a)  der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbar-

machung oder Veränderung von Daten (Da-
tenveränderung) bei Dritten durch Computer-
Viren und/oder andere Schadprogramme;

b)  der Datenveränderung aus sonstigen Gründen
sowie der Nichterfassung und fehlerhaften
Speicherung von Daten bei Dritten und zwar
wegen

● sich daraus ergebender Personen- und
Sachschäden, nicht jedoch weiterer Daten-
veränderungen sowie

● der Kosten zur Wiederherstellung der ver-
änderten Daten bzw. Erfassung/korrekten
Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster
Daten;

c)  der Störung des Zugangs Dritter zum elektro-
nischen Datenaustausch;

d)  der Verletzung von Persönlichkeits- und Na-
mensrechten, insoweit besteht auch Versiche-
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rungsschutz für immaterielle Schäden, nicht
jedoch aus der Verletzung von Urheberrech-
ten. Der Versicherer ersetzt auch

● Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfah-
rens, mit dem der Erlass einer einstweiligen
Verfügung gegen den Versicherungsneh-
mer begehrt wird, auch wenn es sich um
Ansprüche auf Unterlassung oder Widerruf
handelt;

● Gerichts- und Anwaltskosten einer Unter-
lassungs- oder Widerrufsklage gegen den
Versicherungsnehmer.

Für a) bis c) gilt:
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu
sorgen, dass seine auszutauschenden, zu über-
mittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicher-
heitsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. Vi-
renscanner, Firewall) gesichert oder geprüft wer-
den bzw. worden sind, die dem Stand der Technik
entsprechen. Diese Maßnahmen können auch
durch Dritte erfolgen.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Oblie-
genheit, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Verletzung
von Obliegenheiten).
Für a) bis d) gilt:
Die Ausschlüsse in A1-7.9 und A1-7.26 finden
keine Anwendung.

A1-6.13.2.2 Ausschlüsse
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
a)  Ansprüche, die im Zusammenhang stehen mit

● massenhaft versandten, vom Empfänger
ungewollten elektronisch übertragenen In-
formationen (z. B. Spamming),

● Dateien (z. B. Cookies), mit denen wider-
rechtlich bestimmte Informationen über In-
ternet-Nutzer gesammelt werden können;

b)  Ansprüche wegen Schäden, die von Unterneh-
men, die mit dem Versicherungsnehmer oder
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehr-
heitlich verbunden sind oder unter einer ein-
heitlichen Leitung stehen, geltend gemacht
werden;

c)  Versicherungsansprüche aller Personen, die
den Schaden durch bewusstes Abweichen von
gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften
sowie von schriftlichen Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder durch
sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbei-
geführt haben.
A1-2.4 findet keine Anwendung;

d)  Ansprüche wegen der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Verarbeitung personen-
bezogener Daten. Der Versicherungsschutz
hierfür richtet sich nach A1-6.13.1.

A1-6.13.3 Nicht versicherte Tätigkeiten und Leistungen
Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Tä-
tigkeiten oder Leistungen:
a)  IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einwei-

sung, -Schulung;
b)  Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung,

-Pflege;
c)  Netzwerkplanung, -installation, -integration, -be-

trieb, -wartung, -pflege;
d)  Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-,

Host-, Full-Service-Providing;
e)  Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;

f)  Betrieb von Telekommunikationsnetzen.

A1-6.13.4 Serienschäden
Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versi-
cherungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist,
wenn diese

● auf derselben Ursache,
● auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere

sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder
● auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereit-

stellung elektronischer Daten mit gleichen Män-
geln

beruhen.
A1-5.3 findet keine Anwendung.

A1-6.13.5 Schäden im Ausland
Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle
im Ausland ausschließlich soweit die Ansprüche in
europäischen Staaten und nach deren Recht gel-
tend gemacht werden.
Aufwendungen des Versicherers für Kosten der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von
einem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbe-
sondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten, werden – abweichend von A1-5.5 –
als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt,
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei ei-
nem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist.
A1-6.8 findet keine Anwendung.

A1-6.13.6 Versicherungssumme
Personen-, Sach- und Vermögensschäden sind im
Rahmen der vertraglich vereinbarten Versicherungs-
summe versichert.
Für immaterielle Schäden beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 1.000.000 Euro.
Dies stellt zugleich die Höchstersatzleistung für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar.
Es erfolgt eine Anrechnung auf die Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie auf die Jahres-
höchstersatzleistung für Sachschäden.

A1-6.14 Geothermie
Eine Geothermie-Anlage ist eine Anlage, in der Erd-
wärme dem Untergrund entnommen wird. Alle oberirdi-
schen Anlagenteile gehören nicht zu der Geothermie-
Anlage im Sinne dieser Bedingungen.
Satz 1 und Satz 2 gelten gleichermaßen für Flächen-
geothermie und Geothermie mittels Bohrung.

A1-6.14.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden ausschließlich
im Zusammenhang mit
a)  Flächengeothermie-Anlagen (z. B. Erdkollekto-

ren, Erdwärmekörbe),
b)  Herstellung und Lieferung von Teilen für Geo-

thermie-Anlagen.
Falls Geothermie-Anlagen, die mittels Bohrung er-
richtet werden oder wurden, versichert werden sol-
len, kann der Versicherungsschutz durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungsschein
oder in seinen Nachträgen erweitert werden.
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A1-6.14.2 Die folgenden Ausschlüsse finden keine Anwen-
dung:
a)  A1-7.12 (Senkungen, Erdrutschungen, Über-

schwemmungen),
b)  A1-7.13 (Bergschäden, Schäden beim Bergbau-

betrieb).

A1-6.15 Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen
Versichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche gegen
den Versicherungsnehmer wegen Abbruch- und Ein-
reißarbeiten an Bauwerken sowie wegen Sprengun-
gen.
Ziffer A1-7.24 bleibt unberührt.

A1-6.16 Schäden durch Abwässer und allmähliche Einwir-
kung
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Beschädigungen, die durch
Rauch, Ruß, Dämpfe, Abwässer, Niederschläge,
Schwammbildung oder allmähliches Eindringen von
Feuchtigkeit entstehen.
Zu den mitversicherten Abwässern gehören auch
häusliche Abwässer und Abwässer aus dem Rückstau
des Straßenkanals.

A1-6.17 Schäden durch Asbest
A1-6.17.1 Versichert ist – abweichend von A1-7.7 – die ge-

setzliche Haftpflicht wegen Personen-, Sach- und
Vermögensschäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

A1-6.17.2 Als Versicherungsfall gilt abweichend von A1-3.1 die
erstmalige Geltendmachung eines gesetzlichen
Haftpflichtanspruches privatrechtlichen Inhalts ge-
gen den Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person durch Dritte während der Dauer des
Versicherungsvertrages.
Ein Haftpflichtanspruch ist geltend gemacht, wenn
gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben wird
oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer schrift-
lich mitteilt, einen Anspruch gegen diese zu haben.

A1-6.17.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Personenschäden infolge von Ar-
beitsunfällen und Berufskrankheiten gemäß §§ 110,
106 Abs.1 Satz 1 SGB VII in Verbindung mit §§ 105,
104 SGB VII oder gleichartigen Bestimmungen an-
derer Länder.

A1-6.17.4 Die Versicherungssumme für diese Schäden ist in-
nerhalb der Versicherungssumme für Personen-,
Sach- und Vermögensschäden je Versicherungsfall
auf die im Versicherungsschein bzw. der Pauschal-
deklaration genannte Summe begrenzt. Diese Sum-
me stellt ebenfalls die Höchstersatzleistung für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar.
Von jedem Versicherungsfall hat der Versicherungs-
nehmer 500 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).

A1-6.18 Arbeitnehmerüberlassung
A1-6.18.1 Versichert ist entsprechend der Betriebsbeschrei-

bung und im Rahmen dieses Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers als
Dienstleistungsunternehmen aus der erlaubten ge-
werblichen Überlassung von Arbeitskräften an Dritte
gemäß § 1 und § 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes (AÜG), wenn wegen eines etwaigen Aus-
wahlverschuldens Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden. Die Kenntnis von der Nichteignung
einer Leiharbeitskraft für eine vom Entleiher angefor-
derte Arbeitsleistung wird in Erweiterung zu A1-7.2
dem Vorsatz gleichgestellt.

A1-6.18.2 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der überlassenen Arbeitskräfte für Schäden,
die sie bei im Interesse des Entleihers ausgeführten
dienstlichen Verrichtungen verursachen.

Erlangt die überlassene Arbeitskraft Versicherungs-
schutz aus der Betriebshaftpflichtversicherung des
Entleihers, so entfällt der Versicherungsschutz aus
diesem Vertrag vollständig (sogenannte subsidiäre
Deckung).

A1-6.18.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben
Ansprüche

● des Entleihers gegenüber den überlassenen Ar-
beitskräften;

● wegen Schäden an Sachen, die sich im Eigentum
oder Besitz des Entleihers befinden;

● aus Schäden an Anlagen und Anlagenteilen, die
von Leiharbeitskräften im Rahmen ihrer Tätigkei-
ten für den Entleiher geplant oder konstruiert wor-
den sind oder für die sie die Bauleitung ausüben;

● aus Personenschäden, bei denen es sich um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Entleihers gemäß dem Sozialgesetzbuch Teil VII
handelt.

A1-6.18.4 Der Versicherungsschutz erlischt unbeschadet
sonstiger Fristen in jedem Fall mit der Rücknahme
oder dem Widerruf der Erlaubnis zur Arbeitnehmer-
überlassung (§ 4 und § 5 AÜG).

A1-6.19 Mängelbeseitigungsnebenkosten
Versichert sind Ansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Sachschäden, die als Folge eines
mangelhaften Werkes auftreten. Versichert sind inso-
weit auch die Kosten, die erforderlich sind, um die
mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der Schaden-
beseitigung zugänglich zu machen und um nach er-
folgter Nachbesserung den vorherigen Zustand wie-
derherzustellen.
Kein Versicherungsschutz besteht insofern für Kosten,
die aufgewendet werden

● ausschließlich zur Nachbesserung, ohne dass ein
Folgeschaden eingetreten ist oder

● zur Beseitigung des Mangels an der Werkleistung
selbst.

A1-6.20 Aktive Werklohn-, Kaufpreis- und Mietentgeltklage
A1-6.20.1 Versichert sind – ergänzend zu A1-4 – die gesetz-

lich vorgesehenen Prozesskosten für die gerichtli-
che Durchsetzung von Werklohn-, Kaufpreis- oder
Mietentgeltforderungen des Versicherungsnehmers
gegen seinen Vertragspartner, soweit:

● der Vertragspartner des Versicherungsnehmers
aufgrund eines behaupteten Haftpflichtanspruchs,
der unter den Versicherungsschutz dieses Vertra-
ges fallen würde, die Aufrechnung eigener Scha-
denersatzansprüche gegen die Werklohn-, Kauf-
preis- oder Mietentgeltforderung erklärt hat und

● die Werklohn-, Kaufpreis- oder Mietentgeltforde-
rung in voller Höhe berechtigt, d. h. unstreitig und
fällig ist. Der Nachweis obliegt dem Versiche-
rungsnehmer. Dies gilt nicht, wenn der Vertrags-
partner Vertragserfüllungs- oder Mängelansprü-
che geltend macht.

A1-6.20.2 Der Versicherer trägt die Kosten im Verhältnis des
Schadensersatzanspruchs zur geltend gemachten
Werklohn-, Kaufpreis- oder Mietentgeltforderung.

A1-6.20.3 Der Versicherungsschutz für die Kosten der Werk-
lohn-, Kaufpreis- und Mietentgeltklage entfällt rück-
wirkend, wenn rechtsverbindlich festgestellt wird,
dass die Werklohn-, Kaufpreis- oder Mietentgeltfor-
derung ganz oder teilweise aus anderen als in
A1-6.20.1 genannten Gründen unbegründet ist.

A1-6.20.4 Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt
der Versicherer die Prozesskosten anteilig in Höhe
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der Vergleichsquote, sofern der Versicherer seine
Zustimmung zu dem Vergleich erklärt hat.

A1-6.20.5 Hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis gilt A1-4.2
entsprechend.

A1-6.21 Schäden durch Medienverluste
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Austretens oder Verlustes von
Flüssigkeit oder Gasen im Zusammenhang mit dem
Ablesen von Zählern sowie aus der Herstellung, Liefe-
rung, Montage, Instandhaltung oder Wartung von Anla-
gen oder Behältern. Auf diese Schäden finden die Be-
stimmungen über Sachschäden Anwendung.
Ersetzt wird ausschließlich der Wiederbeschaffungs-
wert der abhanden gekommenen Flüssigkeiten oder
Gase (Medienverluste) am Tag des Schadens.

A1-6.22 Fehlerhafte Einweisung von fremden Kraftfahrzeu-
gen (z. B. Autokräne, LKW)
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den, die durch fremde Kraftfahrzeuge oder Kraftfahr-
zeuganhänger entstanden sind, weil sie vom Versiche-
rungsnehmer oder einer mitversicherten Person fehler-
haft eingewiesen wurden.
Keine fremden Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Bestim-
mung sind Kraftfahrzeuge,

● deren Halter oder Eigentümer der Versicherungs-
nehmer oder eine mitversicherte Person ist;

● die der Versicherungsnehmer gemietet, geliehen
oder geleast hat;

● die zum Schadenzeitpunkt vom Versicherungsneh-
mer oder einer mitversicherten Person gelenkt bzw.
bedient wurden.

Sind die Schäden an den fremden Kraftfahrzeugen
durch Be- und Entladen entstanden, richtet sich der
Versicherungsschutz ausschließlich nach A1-6.7.1.
Von der Versicherung ausgeschlossen bleiben An-
sprüche wegen Schäden an Sachen, soweit diese Sa-
chen zu den durch den Versicherungsnehmer ver-
tragsgemäß zu erbringenden Leistungen gehören.

A1-6.23 Altölentsorgungskosten
A1-6.23.1 Gegenstand der Versicherung

Versicherungsschutz besteht – teilweise abwei-
chend von A1-3.1 und A1-3.3 – für Schäden, die aus
der Lieferung von nicht aufarbeitbaren, gebrauchten
Verbrennungsmotoren- oder Getriebeölen aus dem
Kfz-Bereich (Altöl) an ein Unternehmen der Altöl-
sammlung (Sammler) resultieren.

A1-6.23.2 Umfang der Versicherung
Versichert sind Schäden, die darauf zurückzuführen
sind, dass die Ladung des Fahrzeugs des Sammlers
(Sammelfahrzeug) durch abgegebene Altöle (im
Sinne von A1-6.23.1) des Versicherungsnehmers so
verunreinigt (kontaminiert) wird, dass die Wiederauf-
arbeitung unzulässig ist.
Dies ist dann der Fall, wenn die Ladung im Sammel-
fahrzeug höhere als die in § 3 Absatz 1 Satz 1 Altöl-
verordnung (AltölV) festgelegten Grenzwerte auf-
weist.

A1-6.23.3 Ersatzleistung
Ersetzt werden die Mehrkosten, die von dem Samm-
ler aufgewendet werden müssen, um den verunrei-
nigten Inhalt des Sammelfahrzeugs als Sondermüll
zu entsorgen (Altölentsorgungskosten).
Mehrkosten in diesem Sinne sind Analysekosten,
Transportkosten zur Sonderentsorgungsstelle und
die Kosten für die durchzuführende Sonderentsor-
gung. Kein Versicherungsschutz besteht für Folge-
schäden wie z. B. Betriebsunterbrechung oder Pro-
duktionsausfall.

A1-6.23.4 Ausschlüsse

a)  Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf
im Ausland vorkommende Schadenereignisse.

b)  Versicherungsschutz wird nicht gewährt, wenn
Altöl von anderen Gewerbebetrieben durch den
Versicherungsnehmer mitgesammelt und ent-
sorgt wird.

c)  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche we-
gen Umweltschäden. Umweltschäden sind Ver-
unreinigungen oder sonstige Veränderungen des
Bodens, der Luft oder des Wassers (auch des
Grundwassers) sowie sich daraus ergebende
Schäden.

A1-6.23.5 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal-
les
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu
sorgen, dass

● die gebrauchten Verbrennungsmotoren- und Ge-
triebeöle getrennt von sonstigen Altölen, Stoffen
oder Abfällen in deutlich gekennzeichneten Be-
hältern gelagert werden und Verbrennungsmoto-
ren- und Getriebeöle nicht mit anderen Altölen,
Stoffen oder Abfällen vermischt werden
(§ 4 AltölV);

● von dem an den Sammler abgegebenen Altöl die
vorgeschriebenen Proben entnommen und so
lange aufbewahrt werden, bis feststeht, dass die
Altöle ordnungsgemäß entsorgt werden können
(§ 5 AltölV);

● die gesetzlichen Vorschriften und behördlichen
Anordnungen/Verfügungen im Zusammenhang
mit dem Lagern und der Abgabe von Altöl einge-
halten werden.

Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A1-6.23.6 Versicherungssumme und Selbstbehalt
Die Versicherungssumme für diese Schäden ist in-
nerhalb der Versicherungssumme für Sach- und
Vermögensschäden je Versicherungsfall auf die im
Versicherungsschein bzw. der Pauschaldeklaration
genannte Summe begrenzt.
Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres beträgt das Dreifache
dieser Summe.
Von jedem Versicherungsfall hat der Versicherungs-
nehmer 500 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).

A1-6.24 Tätigkeit als Mediator, Preisrichter oder Lehrbeauf-
tragter
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Tätigkeit als

● Mediator
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben
Haftpflichtansprüche, die auf eine fehlerhafte Ein-
schätzung rechtlicher Fragen zurückzuführen sind;

● Preisrichter oder Wettbewerbsbeisitzer
● Lehrbeauftragter oder Dozent

im Rahmen der versicherten Tätigkeit.

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom
Versicherungsschutz ausgeschlossen:
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A1-7.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt
haben.
A1-2.4 findet keine Anwendung.

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
von Arbeiten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden dadurch verursachen,
dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder
Schädlichkeit Arbeiten oder sonstige Leistungen er-
bringen.
A1-2.4 findet keine Anwendung.

A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander
Ausgeschlossen sind Ansprüche
a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in

A1-7.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen;

b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags;

c)  zwischen mehreren mitversicherten Personen des-
selben Versicherungsvertrags.

Diese Ausschlüsse gelten auch für Ansprüche von An-
gehörigen der vorgenannten Personen, die mit diesen
in häuslicher Gemeinschaft leben.

A1-7.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers, gesetzlichen Vertretern, Gesellschaftern
und anderen Personen
Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer
a)  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm

in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den
im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen
gehören.
Als Angehörige gelten
● Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten,

● Eltern und Kinder,
● Adoptiveltern und -kinder,
● Schwiegereltern und -kinder,
● Stiefeltern und -kinder,
● Großeltern und Enkel,
● Geschwister sowie
● Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch

ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinan-
der verbunden sind);

b)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern,
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsun-
fähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute
Person ist;

c)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht
rechtsfähiger Verein ist;

d)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

e)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft
ist;

f)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.

Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für Ansprü-
che von Angehörigen der dort genannten Personen,
die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A1-7.5 Leasing, Leihe, verbotene Eigenmacht, besonderer
Verwahrungsvertrag
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer
oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des Versi-
cherungsnehmers diese Sachen geleast, geliehen,
durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrags
sind.

A1-7.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen,
Arbeiten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer-
ten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung
liegenden Ursache und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der
Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt
und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache
oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung,
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versi-
cherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
übernommen haben.

A1-7.7 Asbest
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnis-
se zurückzuführen sind.

A1-7.8 Gentechnik
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
zurückzuführen sind auf
a)  gentechnische Arbeiten,
b)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
c)  Erzeugnisse, die

● Bestandteile aus GVO enthalten,
● aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt

wurden.

A1-7.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.

A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige
Diskriminierungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehand-
lung oder sonstigen Diskriminierungen.

A1-7.11 Übertragung von Krankheiten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
a)  Personenschäden und allen sich daraus ergeben-

den Vermögensschäden, die aus der Übertragung
einer Krankheit einer natürlichen versicherten Per-
son resultieren, es sei denn, diese Person beweist,
dass sie weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
handelt hat.
A1-2.4 findet keine Anwendung;

b)  Sachschäden und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, die durch Krankheit der dem
Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehal-
tenen oder veräußerten Tiere entstanden sind, es
sei denn, der Versicherungsnehmer beweist, dass
weder er noch eine mitversicherte Person vorsätz-
lich oder grob fahrlässig gehandelt hat.
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A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, welche entstehen durch
a)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschun-

gen,
b)  Überschwemmungen stehender oder fließender

Gewässer.

A1-7.13 Bergschäden, Schäden beim Bergbaubetrieb
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
a)  Bergschäden im Sinne des § 114 des Bundesberg-

gesetzes (BBergG), wenn hierdurch Grundstücke,
deren Bestandteile und Zubehör beschädigt wer-
den;

b)  Schäden beim Bergbaubetrieb im Sinne des § 114
BBergG durch schlagende Wetter, Wasser- und
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosio-
nen.

A1-7.14 Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraft-
fahrzeug-Anhängers verursachen.
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger ist
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn kei-
ne dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird.

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze
Ausgeschlossen sind Ansprüche
a)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ei-

ne mitversicherte Person oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen
werden;

b)  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen,
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie wegen sonstiger Schäden durch
Luft- oder Raumfahrzeuge aus
● der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder

Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit
die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder
Raumfahrzeugen bestimmt waren;

● Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung, Be- und
Entladen) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder
deren Teilen;

c)  gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer,
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer
von Luftlandeplätzen.

A1-7.16 Wasserfahrzeuge
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden.
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Hal-
ter oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn

das Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt
wird.

A1-7.17 Bahnen, Teilnahme am Eisenbahnbetrieb
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von
Personen oder Sachen sowie aus der selbstständigen
und nichtselbstständigen Teilnahme am Eisenbahnbe-
trieb.

A1-7.18 Kriegsereignisse, Unruhen, hoheitliche Verfügun-
gen, höhere Gewalt
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
nachweislich

● auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Hand-
lungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, il-
legalem Streik oder

● unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maß-
nahmen

beruhen.
Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, so-
weit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

A1-7.19 Entschädigungen mit Strafcharakter
Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung
mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exem-
plary damages.

A1-7.20 Französische „Garantie Décennale“ und gleicharti-
ge Bestimmungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche nach den Artikeln
1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden
Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen an-
derer Länder.

A1-7.21 Arzneimittel
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Personen-
schäden und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden durch im Geltungsbereich des Arzneimit-
telgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arz-
neimittel, für die der Versicherungsnehmer in der Ei-
genschaft als pharmazeutischer Unternehmer im Sinne
des AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen hat.

A1-7.22 Sprengstoffe, Feuerwerke
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von
Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandels-
zwecken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen
von Feuerwerken.

A1-7.23 Brennbare und explosible Stoffe
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden durch bewusst gesetz-,
vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit
brennbaren oder explosiblen Stoffen verursacht haben.
A1-2.4 findet keine Anwendung.

A1-7.24 Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, die entstehen bei
a)  Abbruch- und Einreißarbeiten:

in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des
einzureißenden Bauwerks entspricht;

b)  Sprengungen:
an Immobilien in einem Umkreis mit einem Radius
von weniger als 150 m.

A1-7.25 Umweltrisiko
Ausgeschlossen sind
a)  Ansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwir-

kung (siehe hierzu Abschnitt A2 – Umweltrisiko);
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b)  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer
wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadens-
gesetz oder anderen auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Um-
setzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies
gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von
einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung
der durch solche Umweltschäden entstandenen
Kosten in Anspruch genommen wird (siehe hierzu
Abschnitt A2 – Umweltrisiko).
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche An-
sprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basieren-
den nationalen Umsetzungsgesetzen bereits auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsneh-
mer geltend gemacht werden könnten.

A1-7.26 Produkthaftpflichtrisiko
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, so-
weit diese durch vom Versicherungsnehmer

● hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse,
● erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen

verursacht wurden und der Versicherungsnehmer die
Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, die Arbeiten ab-
geschlossen oder die Leistungen ausgeführt hat.
Der Versicherungsschutz für das Produkthaftpflichtrisi-
ko ist in Abschnitt A3 - Produkthaftpflichtrisiko und der
Versicherungsschutz für das Umwelt-Produktrisiko in
Abschnitt A2 - Umweltrisiko geregelt.

A1-7.27 Kommissionsware
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
Kommissionsware und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.

A1-7.28 Offshore-Anlagen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus

● Besitz oder Betrieb von Offshore-Anlagen,
● Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau,

Montage, Demontage, Wartung, Instandhaltung von
Offshore-Anlagen sowie Wartungs-, Installations-
oder sonstigen Service-Arbeiten im Zusammenhang
mit Offshore-Anlagen,

● Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von
Erzeugnissen, die ersichtlich für Offshore-Anlagen
bestimmt waren.

Offshore-Anlagen sind im Meer gelegene Anlagen, wie
z. B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windener-
gieanlagen. Der Offshore-Bereich beginnt an der Ufer-
linie bei Flut.

A1-7.29 Leitungen für Wasser sowie Gas, Öl bzw. Ölpro-
dukte und sonstige gefährliche Stoffe
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Besitz oder Betrieb von Leitungen für Wasser sowie
Gas, Öl bzw. Ölprodukte und sonstige gefährliche Stof-
fe außerhalb des Betriebsgeländes des Versiche-
rungsnehmers, wenn die Gesamtlänge der Leitungen
bzw. der Leitungsnetze mehr als 5 km beträgt.

A1-7.30 Verkehrsverträge
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
Gütern, die Gegenstand eines mit dem Versicherungs-
nehmer geschlossenen Verkehrsvertrags (Fracht-,
Speditions- oder Lagervertrag) sind.

A1-7.31 Ge- oder Verbrauch von Tabakerzeugnissen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Personen-
schäden, die durch den Ge- oder Verbrauch von Ta-
bakerzeugnissen, diesen gleichgestellten Erzeugnis-
sen (z. B. elektrische Zigaretten) sowie durch Produk-

te, die in Tabakerzeugnissen enthalten sind (z. B. Fil-
ter, Zigarettenpapier), verursacht werden.

A1-7.32 Planungs- und Bauleitungstätigkeiten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Planungs- und Bauleitungstätigkeit.

A1-8 Veränderungen des versicherten Risikos (Erhöhun-
gen und Erweiterungen)
Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers

A1-8.1 aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten
Risikos.
Dies gilt nicht
a)  für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von ver-

sicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen,

b)  für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, sowie

c)  für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-An-
lagen, die mittels Bohrung errichtet werden oder
wurden;

A1-8.2 aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschrif-
ten. In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

A1-9 Neu hinzukommende Risiken (Vorsorgeversiche-
rung)

A1-9.1 Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risi-
ken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags
neu entstehen, sofort versichert.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-
derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch
mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Ver-
sicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der
Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend
ab dessen Entstehung.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekom-
men ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen
war.
Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

A1-9.2 Versicherungssumme Vorsorgeversicherung
Die für den Vertrag vereinbarten allgemeinen Versi-
cherungssummen gelten auch für die Vorsorgeversi-
cherung.

A1-9.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für
a)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder

Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs,
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

b)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder
Führen von Bahnen;

c)  Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht unterliegen;
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d)  Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi-
cherungsverträgen zu versichern sind;

e)  Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-Anla-
gen, die mittels Bohrung errichtet werden oder wur-
den.

A1-10 Versicherungsschutz nach Betriebseinstellung oder
Berufsaufgabe (Nachhaftung)
Wird der Versicherungsvertrag allein wegen des vollstän-
digen und dauerhaften Wegfalls des versicherten Risikos
wegen Berufsaufgabe, Betriebs-, Produktions- oder Lie-
fereinstellung (nicht aus anderen Gründen, wie z. B. Än-
derung der Rechtsform) beendet, besteht für nach der
Wirksamkeit der Versicherung eingetretene Versiche-
rungsfälle Versicherungsschutz im Umfang des Vertrags,
wie folgt:
Der Versicherungsschutz
a)  gilt für die Dauer von 10 Jahren vom Zeitpunkt der

Beendigung des Versicherungsverhältnisses an ge-
rechnet;

b)  besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Umfang
des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses
geltenden Versicherungsvertrags.
Hierbei ist die Entschädigungsleistung des Versiche-
rers bei jedem Versicherungsfall auf die Versiche-
rungssumme begrenzt, die zuletzt vor Beendigung
des Versicherungsverhältnisses vereinbart wurde.

Die in den vorgenannten Zeitraum fallenden Versiche-
rungsfälle werden so behandelt, als wären sie am letzten
Tag vor Vertragsbeendigung eingetreten.
Gleiches gilt auch, wenn Teilbereiche, mitversicherte Ge-
schäftszweige oder eine mitversicherte Tätigkeit einge-
stellt werden oder wenn mitversicherte Firmen aufgelöst
werden.

A1-11 Sonstige vertragliche Regelungen
A1-11.1 Home-Service
A1-11.1.1 Erreichbarkeit und Leistung

Auch außerhalb der Geschäftszeiten steht dem Ver-
sicherungsnehmer ein spezieller Home-Service rund
um die Uhr, auch an Sonn- und Feiertagen, zur Ver-
fügung. Im Notfall organisiert dieser rasche Hilfe und
vermittelt qualifizierte Handwerker und Dienstleister.

A1-11.1.2 Rufnummer
Dieser Home-Service kann unter der im Versiche-
rungsschein genannten Telefonnummer erreicht
werden.

A1-11.2 Künftige Bedingungs- und Leistungsverbesserun-
gen (Update-Garantie)
Werden die diesem Vertrag zugrunde liegenden Versi-
cherungsbedingungen sowie die Pauschaldeklaration
ausschließlich zum Vorteil der Versicherungsnehmer
und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die Inhalte
der neuen Bedingungen ab Einführung auch für diesen
Vertrag.

A1-11.3 Abweichungen zu den Verbandsbedingungen
(GDV-Garantie)
Wenn die diesem Vertrag zugrunde liegenden Versi-
cherungsbedingungen von den unverbindlich empfoh-
lenen Allgemeinen Bedingungen für die Betriebs- und
Berufshaftpflichtversicherung (AVB BHV Stand Sep-
tember 2021) des Gesamtverbandes der Deutschen
Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) zum Nachteil des
Versicherungsnehmers abweichen, wird auf Wunsch
des Versicherungsnehmers nach den Verbandsbedin-
gungen reguliert. Die Ausschlüsse A1-7.28 bis A1-7.32
bleiben bestehen.

A1-11.4 Summen- und Konditionsdifferenzdeckung
A1-11.4.1 Gegenstand der Deckung

Für die Zeit von der Antrags- bzw. Angebotsannah-
me für diesen Versicherungsvertrag (formeller Ver-
tragsbeginn) bis zum Vertragsablauf bzw. zur Ver-
tragskündigung der wirksam bestehenden Vorversi-
cherung/anderweitigen Berufs- und Betriebshaft-
pflichtversicherung (= Grundvertrag) besteht für das
gleiche Risiko und die gleichen, im Grundvertrag
versicherten Leistungen Versicherungsschutz in
Form einer Summen- und Konditionsdifferenzde-
ckung in nachstehend beschriebenem Umfang.
Versicherungsleistungen aus optionalen/beitrags-
pflichtigen Zusatzbausteinen und -Leistungen, die
über den Grundvertrag nicht eingeschlossen sind
(z. B. Privathaftpflichtversicherung für den Ge-
schäftsführer, Best Leistungsgarantie, erweiterte
Produkthaftpflichtversicherung), sind nicht versi-
chert.
Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistun-
gen aus dem Grundvertrag ist der Umfang des Ver-
sicherungsschutzes, der zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung der Differenzdeckung bestanden hat. Nach-
träglich vorgenommene Änderungen an dem Grund-
vertrag bewirken keine Erweiterung der Differenzde-
ckung, es sei denn, dies wird zwischen Versiche-
rungsnehmer und Versicherer gesondert vereinbart.
Der Versicherungsschutz aus der anderweitig be-
stehenden Betriebshaftpflichtversicherung geht dem
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag vor (Sub-
sidiärdeckung).

A1-11.4.2 Umfang des Versicherungsschutzes
A1-11.4.2.1 Summendifferenzdeckung

Versichert ist die Differenz zwischen den Versi-
cherungssummen/Ersatzleistungen dieses Vertra-
ges und den Versicherungssummen/Ersatzleis-
tungen des Grundvertrages. Versicherungsschutz
besteht, wenn und soweit die Ersatzleistung für
ein versichertes Schadenereignis die Versiche-
rungssummen des anderweitig bestehenden
Grundvertrages überschreitet, und zwar nur für
den darüber hinausgehenden Teil des Schadens
bis zur Höhe der Versicherungssumme dieses
Vertrages.
Die Bestimmungen der Summendifferenzdeckung
finden keine Anwendung bei

● Risiken, für die in diesem Vertrag Versiche-
rungsschutz mit eingeschränkten Versiche-
rungssummen (Sublimits) geboten wird. Die in
diesem Vertrag genannten eingeschränkten
Versicherungssummen bilden die Höchstgren-
ze für die Summendifferenzdeckung;

● Selbstbehalten des Grundvertrages.

Darüber hinaus gilt: Die diesem Vertrag zugrun-
deliegenden Selbstbehaltsregelungen gelten
grundsätzlich auch, wenn der Grundvertrag keine
Selbstbehaltsregelungen enthält.

A1-11.4.2.2 Konditionsdifferenzdeckung
Für Schadenereignisse, für die Versicherungs-
schutz nach dem Inhalt des Grundvertrages nicht
vorgesehen ist, besteht im Rahmen und Umfang
dieses Vertrages Versicherungsschutz. Besteht
keine Deckung über den Grundvertrag ist dies
durch Bestätigung des Vorversicherers nachzu-
weisen.
Soweit über den Grundvertrag Versicherungs-
schutz besteht, geht diese Deckung dem Versi-
cherungsschutz der Konditionsdifferenzdeckung
vor.
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A1-11.4.3 Obliegenheiten
Der Versicherungsnehmer dieses Vertrages ist ver-
pflichtet,

● Änderungen des Grundvertrages unverzüglich
anzuzeigen,

● alle den Grundvertrag betreffenden Nachträge
oder sonstige Dokumente oder Bestätigungen
einzureichen,

● bei Eintritt des Versicherungsfalles diesen zu-
nächst dem Versicherer des Grundvertrages an-
zuzeigen und dort seine Ansprüche geltend zu
machen,

● bei Eintritt des Versicherungsfalles diesen zur Dif-
ferenzdeckung unverzüglich zu melden, sobald er
von dem anderweitigen Versicherer informiert
wird, dass ein gemeldeter Schadenfall dort nicht
oder nicht in vollem Umfang unter die Leistungs-
pflicht fällt.

A1-11.4.4 Ausschlüsse
Über diesen Vertrag besteht kein Versicherungs-
schutz, sofern
a)  zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenz-

deckung keine anderweitige Versicherung be-
standen hat;

b)  die Leistung des anderen Versicherers infolge ei-
nes Vergleichs zwischen dem anderweitigen
Versicherer und dem Versicherungsnehmer nicht
zum vollen Ersatz des Schadens führt. Gleiches
gilt, wenn aufgrund fehlender Nachweise über
die Schadenhöhe durch den anderweitigen Ver-
sicherer lediglich eine pauschale Entschädigung
erbracht wird;

c)  dem Versicherungsnehmer der Versicherungs-
schutz im Grundvertrag wegen
● Nichtzahlung des Beitrages,
● der Verletzung einer Obliegenheit – auch teil-

weise –
verweigert wurde.

A1-11.4.5 Ablauf der Summen- und Konditionsdifferenzde-
ckung
Der Versicherungsschutz aus der Differenzdeckung
endet zu dem bei Antragstellung bei dem Versiche-
rer dieses Vertrages angezeigten Ablauf des Grund-
vertrages, längstens nach 15 Monaten.
Nach Ende des Grundvertrages besteht vollumfäng-
lich Versicherungsschutz im Rahmen und Umfang
dieses Vertrages.
Dies gilt auch bei einer vorzeitigen Vertragsbeendi-
gung der Fremdversicherung, frühestens ab Kennt-
nis des Versicherers über die vorzeitige Vertragsbe-
endigung. Ab diesem Zeitpunkt wird der Beitrag im
vollen Umfang fällig.

A1-11.5 Neuwertentschädigung
A1-11.5.1 Schäden an Sachen, die zum Zeitpunkt der Beschä-

digung/Zerstörung nachweislich nicht älter als 12
Monate ab Kaufdatum sind, erstattet der Versicherer
in teilweiser Abänderung von A1-3.1 auf Wunsch
des Versicherungsnehmers auch über die gesetzli-
che Schadenersatzpflicht (Zeitwert) hinaus zum
Neuwert.

A1-11.5.2 Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sachschäden bzw. für sonstige
Schäden (Sach- und Vermögensschäden) je Versi-
cherungsfall auf die für diese Schäden im Versiche-
rungsschein bzw. in der Pauschaldeklaration ge-
nannte Versicherungssumme begrenzt. Diese Versi-
cherungssumme steht für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres einmal zur Verfügung.

A1-11.5.3 Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an

● mobilen Kommunikationsgeräten jeder Art (z. B.
mobile Telefone, Smartphones);

● Computern jeder Art, auch tragbaren Computer-
systemen (z. B. Laptop, Tablet-PC);

● Film- und Fotoapparaten;
● tragbaren Musik- oder Videowiedergabegeräten

(z. B. MP3-Player, CD-Wiedergabegeräte);
● Brillen jeder Art;
● Gegenständen von mitversicherten Personen und

Gesellschaften untereinander;
● Gegenständen in Zusammenhang mit der Lohn-

be- und -verarbeitung;
● geliehenen/gemieteten Baumaschinen, Baugerä-

ten, Kraftfahrzeugen sowie selbstfahrenden Ar-
beitsmaschinen und Staplern.

A1-11.5.4 Kann das Kaufdatum nicht nachgewiesen werden,
wird der Zeitwert entschädigt.

A1-11.6 Fehlerhafte Betriebsbeschreibung (Versehensklau-
sel)
Wird anlässlich eines Versicherungsfalles festgestellt,
dass die Betriebsbeschreibung versehentlich nicht kor-
rekt benannt ist, ist eine rückwirkende Berichtigung
möglich und Deckung zu gewähren, soweit

● durch die Berichtigung üblicherweise kein Mehrbei-
trag anfällt, bzw. auf diesen konkret verzichtet wird;

● die Tätigkeit im Rahmen der Umsatz-, Lohnsum-
men- oder Mitarbeiteranzahlmeldung erfasst war
und

● der Anteil aus den nicht benannten Tätigkeiten 20
Prozent der Gesamttätigkeit nicht überschreitet.

Ausgeschlossen bleiben ausdrücklich dokumentierte,
nicht versicherte Tätigkeiten und Risiken.

A1-11.7 Versicherungsfälle vor Vertragsbeginn (Rückwärts-
versicherung)
Abweichend von A1-3.1 besteht auch für vor Ab-
schluss des Versicherungsvertrages eingetretene Ver-
sicherungsfälle Versicherungsschutz, wenn dieser Ver-
trag unmittelbar an einen anderen Versicherungsver-
trag gleicher Art anschließt und der Versicherungsfall
dort wegen Ablaufs einer Nachhaftungs- oder Nach-
meldefrist nicht mehr gedeckt ist oder wenn es Unklar-
heiten bzgl. des Schadenzeitpunkts gibt.
Die Rückwärtsversicherung bietet ausschließlich bei
Deckungsbausteinen Versicherungsschutz, die durch
diesen Vertrag (in A1-6 und A1-11) vereinbart sind.
Kein Versicherungsschutz besteht für Deckungsbau-
steine, die ausschließlich in dem anderen/vorherigen
Versicherungsvertrag vereinbart waren.
Die Rückwärtsversicherung beeinflusst nicht die Re-
gressnahme gegenüber der Vorversicherung.

A1-11.8 Mehrleistung bei nachhaltiger Wiederherstellung/
Ersatzbeschaffung
Der Versicherer ersetzt infolge eines Versicherungsfal-
les die nachgewiesenen Mehrkosten in Höhe von bis
zu 20 Prozent der Schadensersatzleistung für aner-
kannt nachhaltige/ökologische Ersatzbeschaffungen
und/oder Wiederherstellungen zerstörter Sachen. Der
in dieser Bestimmung zusätzlich gewährte Versiche-
rungsschutz gilt nicht für Serienschäden.
Die Versicherungssumme gemäß A1-5.1 sowie sonsti-
ge vereinbarte Leistungsgrenzen für einzelne mitversi-
cherte Leistungen bleiben bestehen.
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A1-12 Besondere Vereinbarungen – sofern besonders ver-
einbart und im Versicherungsschein genannt
A1-12 regelt den Versicherungsschutz für einzelne Zu-
satzbausteine, die besonders vereinbart werden können,
deren Risikobegrenzungen und die für diese Risiken gel-
tenden besonderen Ausschlüsse.
Soweit A1-12 keine abweichenden Regelungen enthält,
finden auch auf die in A1-12 geregelten Risiken alle an-
deren Vertragsbestimmungen Anwendung (z. B. A1-4 –
Leistungen der Versicherung oder A1-7 – Allgemeine
Ausschlüsse).

A1-12.1 Zusatzbedingungen zur Betriebshaftpflichtversi-
cherung – Komfort-Deckung
Sofern besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, ergänzen diese Zusatzbedingungen
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung (AVB
BHV).

A1-12.1.1 Leistungsgarantie Vorversicherung (Besitz-
stands-Klausel)

A1-12.1.1.1 Gegenstand der Vereinbarung
Ergibt sich im Vergleich zum Vorvertrag (Vertrag,
der unmittelbar zuvor bei einem anderen Versi-
cherer auf den Namen des Versicherungsneh-
mers bestandenen hat) ein auf den konkreten
Schadenfall bezogener geringerer Versicherungs-
umfang aus diesem Vertrag, leistet der Versiche-
rer im Rahmen dieser Vereinbarung, vorbehaltlich
der nachfolgenden Bestimmungen, nach Maßga-
be des Vorvertrages.
Voraussetzung hierfür ist, dass

● über diesen Vertrag dieselben Risiken versi-
chert sind, wie sie im Vorvertrag versichert
bzw. mitversichert waren,

● der Vorvertrag zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung bekannt war (Angabe des Vorversicherers
und der dortigen Versicherungsscheinnummer)
und

● der Vorvertrag deutschem Versicherungsrecht
unterliegt bzw. unterlegen hat.

Versicherungsschutz besteht im Rahmen der Ent-
schädigungsgrenzen gemäß A1-12.1.1.2 unter
Berücksichtigung der Ausschlüsse gemäß
A1-12.1.1.3.

A1-12.1.1.2 Leistung der Versicherung
Die Gesamtentschädigungsleistung für den ein-
zelnen Versicherungsfall bleibt auf die im Vertrag
vereinbarte Versicherungssumme unter Berück-
sichtigung einer ggf. vorhandenen Vorsorgerege-
lung begrenzt.
Die Höchstersatzleistung aus dieser Vereinbarung
beträgt im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme gemäß A1-5.1 je Versicherungsfall
500.000 Euro und die Höchstersatzleistung für al-
le Versicherungsfälle eines Kalenderjahres be-
trägt das Vierfache dieser Summe aus allen beim
Versicherer eingedeckten Risiken eines Versiche-
rungsnehmers.
Der Versicherer leistet nicht für Differenzen im
Versicherungsumfang, die sich dadurch ergeben,
dass geringere Versicherungssummen als im Vor-
vertrag gewählt wurden oder ein bei Beginn der
Versicherung bestehendes Risiko nicht beantragt
wurde.
Einzelvertragliche, tariflich vereinbarte Selbstbe-
halte, die bei Vertragsabschluss mit dem Versi-
cherungsnehmer vereinbart wurden, gehen der
Leistungsgarantie Vorversicherung vor.

A1-12.1.1.3 Ausschlüsse
Die „Leistungsgarantie Vorversicherung“ erstreckt
sich nicht auf:
a)  Verträge, die vom Vorversicherer gekündigt

oder im gegenseitigen Einverständnis aufge-
hoben wurden;

b)  die Haftpflicht aus Risiken, für die eine Pflicht-
versicherung gesetzlich vorgeschrieben ist;

c)  Leistungen,
● welche im Vorvertrag nur gegen Beitragszu-

schlag versicherbar waren, es sei denn,
diese Leistungen wurden auch im aktuellen
Versicherungsvertrag eingeschlossen;

● die in Höhe oder Umfang im aktuellen Ver-
trag versicherbar sind (gegen Zusatzbei-
trag);

● aus einer Best Leistungs- oder Marktinno-
vationsgarantie.
Eine Best Leistungs- oder Marktinnovati-
onsgarantie gewährleistet, dass, sofern
zum Zeitpunkt des Eintritts des Versiche-
rungsfalles ein anderer Versicherer eine
Deckung mit einem weitergehenden Versi-
cherungsschutz anbietet, als es gemäß
dem Vertrag der Fall ist, der Versicherer für
das versicherte Risiko dementsprechend
auch die Leistung erweitert;

d)  Versicherungsansprüche
● die auf Vertragserfüllung gerichtet sind, ge-

mäß A1-3.2;
● soweit sie über den Umfang der gesetzli-

chen Haftpflicht hinausgehen;
● aller Personen, die Schäden vorsätzlich

herbeigeführt haben;
● für Schäden, die dem Versicherungsneh-

mer selbst entstehen (Eigenschäden);
● aus im Ausland vorkommenden Schadens-

ereignissen;
● Schäden zu den Ausschlussbestimmungen

gemäß A1-7.7 und A1-7.8 (Asbestschäden
und Gentechnik);

● aus ausländischen Versicherungsformen;
● für Schäden durch Krieg, Kernenergie und

Terrorakte;
● aus Sanktions-/Embargo-Klauseln;
● die über eine Cyberversicherung versichert

werden können;
● aus Tatbeständen, für die der Versicherer

keine aufsichtsrechtliche Erlaubnis hat;
● Risiken, für die kein Rückversicherungs-

schutz besteht;
e)  Assistance- und sonstige versicherungsfremde

sowie von der Versicherung extern zugekaufte
Dienstleistungen (z. B. Schutzbriefe).

A1-12.1.1.4 Obliegenheiten
Im Schadenfall obliegt es dem Versicherungsneh-
mer, dem Versicherer auf Anforderung alle Aus-
künfte und Unterlagen, die zur Prüfung benötigt
werden, einzureichen.
Als Nachweis sind der Versicherungsschein, die
Allgemeinen Bedingungen sowie die Besonderen
Bedingungen und Klauseln des Vorvertrages vor-
zulegen und die Anspruchsgrundlage zu nennen.
Die vertraglich vereinbarten und in den Versiche-
rungsbedingungen festgelegten Obliegenheiten
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zum Schadenfall bleiben durch die Leistungsga-
rantie Vorversicherung unberührt.
Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser Obliegen-
heiten ergeben sich aus B3-3.3.

A1-12.1.2 Verzicht auf Einwand und Kürzung bei grob fahr-
lässiger Obliegenheitsverletzung
Abweichend von B3-3.3 gilt:
Der Versicherer wird sich bei einem Versicherungs-
fall eines ansonsten ersatzpflichtigen Schadens
nicht auf den Einwand der grob fahrlässigen Verlet-
zung einer Obliegenheit berufen, sofern der Ge-
samtschaden 50.000 Euro nicht übersteigt.
Für den Teil des ersatzpflichtigen Schadens, der
den vereinbarten Betrag übersteigt, ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen.

A1-12.1.3 Erhöhung der Jahreshöchstersatzleistung
Abweichend von A1-5.2 beträgt die Gesamtleistung
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res das Vierfache der vereinbarten Versicherungs-
summe gemäß A1-5.1.

A1-12.1.4 Neuwertentschädigung
Abweichend von A1-11.5.2 wird die Höchstersatz-
leistung für die Neuwertentschädigung von 5.000
Euro auf 10.000 Euro erhöht.

A1-12.1.5 Einspeiserisiko bei Anlagen zur Erzeugung er-
neuerbaren Energien
Abweichend von A1-6.2.2 e) besteht Versicherungs-
schutz in folgendem Umfang für alle in A1-6.2.2 e)
genannten Anlagen zur Erzeugung von erneuerba-
ren Energien.
Versichert ist die Einspeisung von elektrischem
Strom in das Netz des örtlichen Energieversorgers.
Mitversichert ist – insoweit auch abweichend von
A1-1.1 – die gesetzliche Haftpflicht wegen Versor-
gungsstörungen gemäß § 6 der Verordnung über
Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversor-
gung von Tarifkunden (AVBEltV) vom 21.06.1979
oder gemäß § 18 der Verordnung über Allgemeine
Bedingungen für den Netzanschluss und dessen
Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Nieder-
spannung (Niederspannungsanschlussverordnung –
NAV) vom 01.11.2006.
Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Letzt-
verbrauchern mit elektrischem Strom. Für Sach- und
Vermögensschäden durch Versorgungsstörungen
beträgt die Höchstersatzleistung innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sach- und Vermögensschäden
100.000 Euro je Versicherungsfall. Die Gesamtleis-
tung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt das Dreifache dieser Versiche-
rungssumme.

A1-12.1.6 Obhutsschäden
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers aus Schäden an dem Versiche-
rungsnehmer im Rahmen des versicherten Risikos
zur besonderen Verwahrung übergebenen Sachen
Dritter (ausgenommen Tiere), soweit diese Sachen
nicht zur Lohnbe- oder Verarbeitung oder zu sonsti-
gen vergleichbaren Zwecken (z. B. Verpackungs-,
Kommissionierungsarbeiten, Foto-, Restaurationsar-
beiten, Produktionsmittel) übernommen worden
sind.
Diese Deckungserweiterung gilt nicht für Bewa-
chungsunternehmen, Bootshäuser sowie Lagereien,
Speditions-, Fuhr- und ähnliche Betriebe, deren be-
triebliche Tätigkeit grundsätzlich in Verbindung mit
der Verwahrung von Sachen steht.

Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sach- und Vermögensschäden je
Versicherungsfall auf die für diese Schäden im Ver-
sicherungsschein bzw. in der Pauschaldeklaration
genannte Summe begrenzt. Die Gesamtleistung für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres
beträgt das Vierfache dieser Summe.
Von jedem Versicherungsfall hat der Versicherungs-
nehmer 250 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).

A1-12.2 Zusatzbedingungen zur Betriebshaftpflichtversi-
cherung – Best Leistungsgarantie
Sofern besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, ergänzen diese Zusatzbedingungen
den Abschnitt A1 sowie die Komfort-Deckung (siehe
A1-12.1) der Allgemeinen Versicherungsbedingungen
für die Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung
(AVB BHV).

A1-12.2.1 Gegenstand der Deckung
Bietet zum Zeitpunkt des Eintritts des Versiche-
rungsfalles ein anderer in Deutschland zum Betrieb
zugelassener Versicherer eine Betriebshaftpflicht-
Versicherung mit einem weitergehenden Versiche-
rungsschutz an, als es nach diesem Vertrag der Fall
ist, so erweitern wir für das bei uns versicherte Be-
triebsrisiko unsere Leistung in nachfolgend genann-
tem Umfang, wenn

● der Versicherungsnehmer durch Vorlage geeig-
neter Unterlagen, insbesondere der Versiche-
rungsbedingungen, den weitergehenden Versi-
cherungsschutz und die Identität des betreffen-
den, anderen Versicherers nachweist;

● es sich bei dem Tarif des anderen Versicherers
um einen, beim Eintritt des Versicherungsfalles
aktuellen, für jedermann zugänglichen Tarif han-
delt und der Versicherungsnehmer hiernach bei
dem anderen Versicherer versicherbar gewesen
wäre;

● der ergänzende Versicherungsschutz des ande-
ren Versicherers beitragsneutral mitversichert gilt.

A1-12.2.2 Umfang der Leistung
A1-12.2.2.1 Versicherte Risiken

Diese Best Leistungsgarantie erstreckt sich aus-
schließlich auf die gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts des versicherten Betriebes mit
seinen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und
Tätigkeiten gemäß der im Versicherungsschein
dokumentierten Betriebsbeschreibung in Bezug
auf das allgemeine Betriebshaftpflichtrisiko für
Produzierende Betriebe.
Die Best Leistungsgarantie bezieht sich demnach
nicht auf

● Risiken, die bei uns zusätzlich gegen Mehrbei-
trag versichert werden können, wie z. B. Anla-
gen gemäß A2-1.4 f) der Umweltrisikoversiche-
rung, das erweiterte Produkthaftpflichtrisiko ge-
mäß A3-7 oder eine Privathaftpflichtversiche-
rung für den Geschäftsinhaber;

● Sonderdeckungskonzepte wie zum Beispiel ei-
ne Berufshaftpflichtversicherung für Architekten
oder eine Arzthaftpflichtversicherung sowie

● Deckungskonzepte für andere, als die in Ab-
satz 1 genannt Branche.

A1-12.2.2.2 Entschädigungsgrenzen unterhalb der Versiche-
rungssumme (Sublimits)
Ist die Höchstleistung für einen Versicherungsfall
auf einen Betrag begrenzt, der unterhalb der in
diesem Vertrag vereinbarten allgemeinen Versi-
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cherungssumme(n) liegt, erhöhen wir unsere Ent-
schädigungsleistung entsprechend der für den be-
treffenden Versicherungsfall nachgewiesenen
Höchstleistung des anderen Versicherers, maxi-
mal jedoch im Rahmen der unter A1-12.2.2.4 ge-
nannten Summe.

A1-12.2.2.3 Selbstbehalte
Ist mit uns ein Selbstbehalt vereinbart, der über
dem nachgewiesenen Selbstbehalt des anderen
Versicherers liegt, erfolgt unsere Entschädigungs-
leistung unter Anrechnung des Selbstbehaltes
des anderen Versicherers.
Bietet der andere Versicherer nachweislich den
Versicherungsschutz ohne Selbstbehalt, erfolgt
unsere Entschädigungsleistung unter Streichung
unseres Selbstbehaltes.
Dies gilt nicht, wenn

● der Versicherungsnehmer bei Abschluss des
Vertrages durch Wahl einer entsprechenden
Tarifvariante den Selbstbehalt mit uns verein-
bart hat, oder

● dem Versicherungsnehmer der Abschluss oder
die Fortführung des Vertrages nur unter Zu-
grundelegung des Selbstbehaltes angeboten
wurde.

In diesen Fällen erfolgt unsere Entschädigungs-
leistung unter Anrechnung des mit uns vereinbar-
ten Selbstbehaltes.

A1-12.2.2.4 Versicherungssumme für die Best Leistungsga-
rantie
Die Versicherungssumme für Versicherungsfälle,
die über die Best Leistungsgarantie versichert
sind, beträgt 100.000 Euro pauschal für Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden. Die Versi-
cherungssumme ist für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres auf das Vierfache dieser
Summe begrenzt.

A1-12.2.3 Ausschlüsse
Von dieser Best Leistungsgarantie bleibt/bleiben
ausgeschlossen:

● Ansprüche aller Personen wegen vorsätzlich her-
beigeführten Versicherungsfällen;

● Ansprüche wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer oder die Versicherten selbst erlitten
haben (Eigenschäden);

● Ansprüche, die darauf beruhen, dass der andere
Versicherer auf das Recht der Leistungskürzung
oder Leistungsverweigerung bei einer Obliegen-
heitsverletzung verzichtet;

● Ansprüche aus im Ausland vorkommenden Scha-
denereignissen oder die auf ausländischen De-
ckungskonzepten beruhen;

● Betriebsniederlassungen/Betriebsstätten im Aus-
land;

● Ansprüche, die auf Vertragserfüllung oder anstel-
le der Erfüllungsleistung tretende Leistungen ge-
richtet sind;

● Ansprüche, die über den Umfang der gesetzli-
chen Haftpflicht hinausgehen;

● Ansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, as-
besthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurück-
zuführen sind;

● Ansprüche wegen reinen Vermögensschäden,
die nicht über diesen Vertrag versichert sind;

● Ansprüche wegen dem Besitz und Gebrauch von
Bahnen;

● Ansprüche aus Kaskodeckungen;

● Ansprüche wegen Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten;

● Ansprüche, die auf vertraglich vereinbarter Haft-
pflicht beruhen;

● Risiken, die gegen Mehrbeitrag versicherbar sind;
● Risiken, die der Deckungsvorsorgepflicht unterlie-

gen;
● Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von ver-

sicherungspflichtigen Kraft-, Luft oder Wasser-
fahrzeugen oder sonstige versicherungspflichtige
Risiken;

● Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden;
● Risiken, die nach Abschluss dieses Vertrages

neu entstehen, für diese gelten ausschließlich die
im vorliegenden Vertrag getroffenen Bestimmun-
gen zur Vorsorgeversicherung.

A1-12.2.4 Kündigung der Best Leistungsgarantie
A1-12.2.4.1 Der Versicherungsnehmer und der Versicherer

können diese Best Leistungsgarantie jederzeit un-
ter Einhaltung einer Frist von einem Monat in
Textform kündigen.

A1-12.2.4.2 Kündigt der Versicherer, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Betriebshaftpflichtversicherung
innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklä-
rung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt
kündigen.

A1-12.2.4.3 Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er be-
stimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

A1-12.2.4.4 Die Best Leistungsgarantie endet automatisch mit
Beendigung des Hauptvertrages zur Betriebshaft-
pflichtversicherung.

A1-12.3 Zusatzbedingungen zur Betriebshaftpflichtversi-
cherung – Erweiterte Summen- und Konditionsdif-
ferenzdeckung
Sofern besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, ergänzen diese Zusatzbedingungen
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung (AVB
BHV).

A1-12.3.1 Gegenstand der Deckung
Für die Zeit vom Vertragsbeginn dieses Vertrages
bis zum Vertragsablauf bzw. zur Vertragskündigung
der wirksam bestehenden Vorversicherung/ander-
weitigen Berufs- und Betriebshaftpflichtversicherung
(Grundvertrag) besteht Versicherungsschutz in Form
einer erweiterten Summen- und Konditionsdifferenz-
deckung in nachstehend beschriebenem Umfang.
Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistun-
gen aus dem Grundvertrag ist der Umfang des Ver-
sicherungsschutzes, der zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung der Differenzdeckung bestanden hat. Nach-
träglich vorgenommene Änderungen an dem Grund-
vertrag bewirken keine Erweiterung der Differenzde-
ckung, es sei denn, dies wird zwischen Versiche-
rungsnehmer und Versicherer gesondert vereinbart.
Der Versicherungsschutz aus der anderweitig be-
stehenden Betriebshaftpflichtversicherung geht dem
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag vor (Sub-
sidiärdeckung).

A1-12.3.2 Umfang des Versicherungsschutzes
A1-12.3.2.1 Summendifferenzdeckung

Versichert ist die Differenz zwischen den Versi-
cherungssummen/Ersatzleistungen dieses Vertra-
ges und den Versicherungssummen/Ersatzleis-
tungen des Grundvertrages. Versicherungsschutz
besteht, wenn und soweit die Ersatzleistung für
ein versichertes Schadenereignis die Versiche-
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rungssummen des anderweitig bestehenden
Grundvertrages überschreitet, und zwar nur für
den darüber hinausgehenden Teil des Schadens
bis zur Höhe der Versicherungssumme dieses
Vertrages.
Die Bestimmungen der Summendifferenzdeckung
finden keine Anwendung bei

● Risiken, für die in diesem Vertrag Versiche-
rungsschutz mit eingeschränkten Versiche-
rungssummen (Sublimits) geboten wird. Die in
diesem Vertrag genannten eingeschränkten
Versicherungssummen bilden die Höchstgren-
ze für die Summendifferenzdeckung;

● Selbstbehalten des Grundvertrages.

Darüber hinaus gilt: Die diesem Vertrag zugrun-
deliegenden Selbstbehaltsregelungen gelten
grundsätzlich auch, wenn der Grundvertrag keine
Selbstbehaltsregelungen enthält.

A1-12.3.2.2 Konditionsdifferenzdeckung
Für Schadenereignisse, für die Versicherungs-
schutz nach dem Inhalt des Grundvertrages nicht
vorgesehen ist, besteht im Rahmen und Umfang
dieses Vertrages Versicherungsschutz. Besteht
keine Deckung über den Grundvertrag ist dies
durch Bestätigung des Vorversicherers nachzu-
weisen.
Soweit über den Grundvertrag Versicherungs-
schutz besteht, geht diese Deckung dem Versi-
cherungsschutz der Konditionsdifferenzdeckung
vor.

A1-12.3.3 Obliegenheiten
Der Versicherungsnehmer dieses Vertrages ist ver-
pflichtet,

● Änderungen des Grundvertrages unverzüglich
anzuzeigen,

● alle den Grundvertrag betreffenden Nachträge
oder sonstige Dokumente oder Bestätigungen
einzureichen,

● bei Eintritt des Versicherungsfalles diesen zu-
nächst dem Versicherer des Grundvertrages an-
zuzeigen und dort seine Ansprüche geltend zu
machen,

● bei Eintritt des Versicherungsfalles diesen zur Dif-
ferenzdeckung unverzüglich zu melden, sobald er
von dem anderweitigen Versicherer informiert
wird, dass ein gemeldeter Schadenfall dort nicht
oder nicht in vollem Umfang unter die Leistungs-
pflicht fällt.

A1-12.3.4 Ausschlüsse
Über diesen Vertrag besteht kein Versicherungs-
schutz, sofern
a)  zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenz-

deckung keine anderweitige Versicherung be-
standen hat;

b)  die Leistung des anderen Versicherers infolge ei-
nes Vergleichs zwischen dem anderweitigen
Versicherer und dem Versicherungsnehmer nicht
zum vollen Ersatz des Schadens führt. Gleiches
gilt, wenn aufgrund fehlender Nachweise über
die Schadenhöhe durch den anderweitigen Ver-
sicherer lediglich eine pauschale Entschädigung
erbracht wird;

c)  dem Versicherungsnehmer der Versicherungs-
schutz im Grundvertrag wegen
● Nichtzahlung des Beitrages,
● der Verletzung einer Obliegenheit – auch teil-

weise –
verweigert wurde.

A1-12.3.5 Ablauf der Summen- und Konditionsdifferenzde-
ckung
Der Versicherungsschutz aus der Differenzdeckung
endet zu dem bei Antragstellung bei dem Versiche-
rer dieses Vertrages angezeigten Ablauf des Grund-
vertrages, längstens nach 15 Monaten.
Nach Ende des Grundvertrages besteht vollumfäng-
lich Versicherungsschutz im Rahmen und Umfang
dieses Vertrages.
Dies gilt auch bei einer vorzeitigen Vertragsbeendi-
gung der Fremdversicherung, frühestens ab Kennt-
nis des Versicherers über die vorzeitige Vertragsbe-
endigung. Ab diesem Zeitpunkt wird der Beitrag im
vollen Umfang fällig.

A1-12.4 Zusatzbedingungen zur Betriebshaftpflichtversi-
cherung – Halten und Gebrauch von unbemannten
Luftfahrtsystemen (Flugdrohnen)
Sofern besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, ergänzen diese Zusatzbedingungen
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung (AVB
BHV).

A1-12.4.1 Versichertes Risiko
Versichert ist abweichend von A1-7.15 die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem
Gebrauch von unbemannten Luftfahrtsystemen
(UAS) ohne Verbrennungsmotor mit einem Gesamt-
gewicht von maximal 5 kg in Ausführung der versi-
cherten beruflichen Tätigkeit.
Sofern nicht anderweitig Versicherungsschutz be-
steht, gilt auch die private Nutzung als Flugmodell
mitversichert.
Versicherungsschutz besteht für das im Versiche-
rungsschein deklarierte Luftfahrtsystem.

A1-12.4.2 Voraussetzungen für den Versicherungsschutz
Alle behördlichen und gesetzlichen Vorgaben be-
züglich des Flugbetriebs müssen eingehalten wer-
den, insbesondere die Verordnung zur Regelung
des Betriebs von unbemannten Fluggeräten (Droh-
nenverordnung), die Vorgaben der Luftverkehrszu-
lassungsordnung sowie die Luftverkehrsordnung
(§ 21 ff. LuftVo).
Dazu zählen beispielsweise:

● Bei einem Gewicht ab 0,25 kg muss eine Plakette
mit Namen und Adresse des Eigentümers ange-
bracht werden – auch auf Modellfluggeländen.

● Bei einem Gewicht ab 2 kg müssen darüber hin-
aus besondere Kenntnisse („Drohnen-Führer-
schein“) nachgewiesen werden.

● Bei Flügen über Wohngrundstücken mit Einsatz
einer Kamera muss der durch den Betrieb über
dem jeweiligen Wohngrundstück in seinen Rech-
ten betroffene Eigentümer oder sonstige Nut-
zungsberechtigte dem Überflug ausdrücklich zu-
gestimmt haben.

● Ab einer Höhe von 100 m dürfen Drohnen nur
fliegen, wenn eine behördliche Ausnahmeerlaub-
nis eingeholt wurde.

Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A1-12.4.3 Ausschlüsse
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind

● Vermögensschäden, die nicht Folge eines Perso-
nen- oder Sachschadens sind,

● Ansprüche aus der Verletzung von Namens- oder
Persönlichkeitsrechten.
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A1-12.4.4 Auslandsschäden
Abweichend von A1-6.8.1 ist der Geltungsbereich
auf Versicherungsfälle in den Ländern des geogra-
phischen Europas begrenzt.

A1-12.4.5 Versicherungssumme
Die Versicherungssumme beträgt 1.000.000 Euro
pauschal für Personen-, Sach- und sich daraus er-
gebende Vermögenschäden, mindestens jedoch
750.000 Rechnungseinheiten gemäß § 37 Luftver-
kehrsgesetz (LuftVG).
Diese Versicherungssumme steht neben der für das
Betriebshaftpflichtrisiko vertraglich vereinbarten Ver-
sicherungssumme separat zur Verfügung und ent-
spricht der Höchstersatzleistung je Versicherungs-
jahr.

A1-12.5 Zusatzbedingungen zur Betriebshaftpflichtversi-
cherung – Halten und Gebrauch von versiche-
rungspflichtigen Staplern und Arbeitsmaschinen
(AKB-Zusatzdeckung)
Sofern besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, ergänzen diese Zusatzbedingungen
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung (AVB
BHV).

A1-12.5.1 Versichert ist auf Grundlage der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Kfz-Versicherung (AKB) die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem
Halten und Gebrauch versicherungspflichtiger, je-
doch nicht zugelassener Stapler und Arbeitsmaschi-
nen im Inland soweit sie

● auf beschränkt/faktisch öffentlichen Wegen und
Plätzen innerhalb des Betriebsgeländes oder

● im Rahmen einer behördlichen Ausnahmegeneh-
migung nach § 47 Fahrzeugzulassungsverord-
nung (FZV) auf öffentlichen Straßen außerhalb
des Betriebsgeländes verwendet werden.

A1-12.5.2 Der Versicherungsschutz bezieht sich sowohl auf
das Verkehrs- als auch auf das Arbeitsrisiko des
versicherten Fahrzeuges.

A1-12.5.3 Für diese Zusatzdeckung gelten die in der Anlage
zu § 4 Absatz 2 Pflichtversicherungsgesetz (PflVG)

genannten Mindestversicherungssummen, auch so-
weit sie die Vertragsdeckungssummen überschrei-
ten.

A1-12.5.4 Abgrenzung zur Betriebshaftpflichtversicherung:

● Für die Verwendung auf nicht öffentlichem Be-
triebsgelände (Straßen, Wege und Flächen, von
denen die Allgemeinheit nach dem Willen des
Verfügungsbefugten tatsächlich ausgeschlossen
ist) besteht kein Versicherungsschutz über diese
Zusatzhaftpflichtversicherung. Versicherungs-
schutz wird hierfür ausschließlich im Rahmen und
Umfang der Betriebshaftpflichtversicherung gebo-
ten.

● Für Be- und Entladeschäden besteht kein Versi-
cherungsschutz über diese Zusatzhaftpflichtversi-
cherung. Diese sind im Rahmen und Umfang der
Betriebshaftpflichtversicherung (siehe A1-6.7.1
Tätigkeitsschäden an Land- und Wasserfahrzeu-
gen, Containern) versichert.

A1-12.5.5 Für die genannten Kraftfahrzeuge gelten nicht die
Ausschlüsse gemäß A1-8.1 (Erhöhungen und Er-
weiterungen) und A1-9.3 (Vorsorgeversicherung).
Die genannten Fahrzeuge dürfen nur von einem be-
rechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter
Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen
des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass die Fahrzeuge nicht von einem unberech-
tigten Fahrer gebraucht werden.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öf-
fentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderli-
chen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt wird, der die
erforderliche Fahrerlaubnis hat.
Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).
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Der Versicherungsschutz umfasst Schäden durch Umwelt-
einwirkung (Umwelthaftpflicht-Risiko) sowie Umweltschäden
gemäß Umweltschadensgesetz (Umweltschadens-Risiko).

Begriffsbestimmungen
Schaden durch Umwelteinwirkung
Ein Schaden durch Umwelteinwirkung entsteht, wenn er durch
Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, Strahlen, Gase,
Dämpfe, Wärme oder sonstige Erscheinungen verursacht wird,
die sich in Boden, Luft oder Wasser ausgebreitet haben.

Umweltschaden
Ein Umweltschaden ist eine

● Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebens-
räumen,

● Schädigung der Gewässer,
● Schädigung des Bodens

gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG).

Betriebsstörung
Eine Betriebsstörung ist eine plötzliche und unfallartige, während
der Wirksamkeit des Versicherungsvertrags eingetretene Stö-
rung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versicherungs-
nehmers oder des Dritten.

Umwelt-Produktrisiko
Das Umwelt-Produktrisiko umfasst Schäden durch Umwelteinwir-
kung sowie Umweltschäden, soweit diese durch vom Versiche-
rungsnehmer

● hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (Abfälle sind Erzeug-
nissen gleichgestellt),

● erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen

verursacht wurden und der Versicherungsnehmer die Erzeugnis-
se in den Verkehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die
Leistungen ausgeführt hat.

Gesetzliche Ansprüche/Pflichten
Ist im Folgenden von gesetzlichen Ansprüchen die Rede, bezie-
hen sich diese sowohl auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts als auch auf öffentlich-rechtliche Pflichten und An-
sprüche nach dem USchadG.
Ist im Folgenden von gesetzlichen Pflichten die Rede, beziehen
sich diese sowohl auf gesetzliche Schadensersatzverpflichtun-
gen privatrechtlichen Inhalts als auch auf Sanierungs- und Kos-
tentragungsverpflichtungen nach dem USchadG.

A2-1 Versichertes Risiko, Versicherungsschutz
A2-1.1 Umwelthaftpflicht-Risiko
A2-1.1.1 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-

mungen die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden
durch Umwelteinwirkung für die gemäß A2-1.4 versi-
cherten Risiken.
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für
a)  Personen-, Sach- oder sich daraus ergebende

Vermögensschäden;
b)  Vermögensschäden, die weder durch Personen-

noch durch Sachschäden entstanden sind, so-
weit es sich um Schäden aus der Verletzung
● von Aneignungsrechten,
● des Rechts am eingerichteten und ausgeüb-

ten Gewerbebetrieb,
● von wasserrechtlichen Benutzungsrechten

oder -befugnissen
handelt.
Diese Vermögensschäden werden wie Sach-
schäden behandelt.

A2-1.1.2 Versichert sind auch Aufwendungen des Versiche-
rers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtli-
chen Abwehr der von einem Dritten geltend ge-
machten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sach-
verständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten.

A2-1.2 Umweltschadens-Risiko
A2-1.2.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtli-

chen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß
Umweltschadensgesetz zur Sanierung von Umwelt-
schäden für die gemäß A2-1.4 versicherten Risiken.

A2-1.2.2 Versichert sind im Umfang von A2-5.1 folgende Kos-
ten einschließlich notwendiger Gutachter-, Sachver-
ständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfah-
rens- und Gerichtskosten

A2-1.2.2.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten
Arten, natürlichen Lebensräumen oder Gewäs-
sern:
a)  die Kosten für die „primäre Sanierung“, das

heißt für Sanierungsmaßnahmen, die die ge-
schädigten natürlichen Ressourcen und/oder
beeinträchtigten Funktionen ganz oder annä-
hernd in den Ausgangszustand zurückverset-
zen;

b)  die Kosten für die „ergänzende Sanierung“,
das heißt für Sanierungsmaßnahmen in Bezug
auf die natürlichen Ressourcen und/oder
Funktionen, mit denen der Umstand ausgegli-
chen werden soll, dass die primäre Sanierung
nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung
der geschädigten natürlichen Ressourcen und/
oder Funktionen führt;

c)  die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, das
heißt für die Tätigkeiten zum Ausgleich zwi-
schenzeitlicher Verluste natürlicher Ressour-
cen und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt
des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeit-
punkt entstehen, in dem die primäre Sanie-
rung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat.
„Zwischenzeitliche Verluste“ sind Verluste, die
darauf zurückzuführen sind, dass die geschä-
digten natürlichen Ressourcen und/oder Funk-
tionen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre
Funktionen für andere natürliche Ressourcen
nicht erfüllen können, solange die Maßnah-
men der primären bzw. der ergänzenden Sa-
nierung ihre Wirkung nicht entfaltet haben.
Die Kosten für die Ausgleichssanierung wer-
den im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme und der Jahreshöchstersatzleis-
tung bis zu einem Gesamtbetrag von 300.000
Euro ersetzt.

A2-1.2.2.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens:
die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die
zumindest sicherstellen, dass die betreffenden
Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt
oder vermindert werden, so dass der geschädigte
Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeit-
punkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen
oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein er-
hebliches Risiko einer Beeinträchtigung der
menschlichen Gesundheit mehr darstellt.

A2-1.2.3 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der
Versicherungsnehmer von einer Behörde oder ei-
nem sonstigen Dritten auf Erstattung der Kosten für
Sanierungsmaßnahmen/Pflichten der oben genann-
ten Art in Anspruch genommen wird. Dabei kommt
es nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf
öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Grundla-
ge in Anspruch genommen wird.
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A2-1.3 Zuweisung
Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz sind im
Umfang des Umwelthaftpflicht-Risikos versichert, so-
weit sie auch ohne das Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten.
Beruhen diese Ansprüche nicht auf einer Umweltein-
wirkung, besteht Versicherungsschutz ausschließlich
im Umfang von A1.
Dies gilt auch für Ansprüche nach anderen nationalen
Umsetzungsgesetzen, die auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basieren.

A2-1.4 Versicherte Risiken
Versichert sind die im Versicherungsschein oder sei-
nen Nachträgen aufgeführten Risiken und Tätigkeiten.
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für folgen-
de Risiken:
a)  Kleingebinde und mobile sowie stationäre Lageran-

lagen
Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in
Kleingebinden (Fässer, Kanister, Dosen, Flaschen,
etc.) sowie in stationären und mobilen Lageranla-
gen (z. B. Kraftstofftanks, Ölfässer, Heizöltanks,
Säure-/Laugentanks, Farben-, Pflanzenschutzmit-
tel-, Düngemittel- und Abfalllager) mit einer Ge-
samtlagermenge bis 30.000 Liter je Grundstück
bzw. Baustelle.
Mitversichert sind dabei auch gewässerschädliche
Stoffe (z. B. Öle, Schmierstoffe, Emulsionen etc.),
die sich in Produktionsmaschinen des Versiche-
rungsnehmers befinden.
Wird die Gesamtlagermenge der Kleingebinde so-
wie stationären und mobilen Lageranlagen von
30.000 Litern je Grundstück bzw. Baustelle über-
schritten, entfällt der Versicherungsschutz ab die-
sem Zeitpunkt insgesamt und es bedarf einer be-
sonderen Vereinbarung (siehe A2-1.4 f).

b)  Öl-, Benzin- und Fettabscheider
c)  Umwelt-Produktrisiko
d)  Probebetrieb

Probebetrieb oder Inbetriebnahme von im Auftrag
Dritter zu errichtender Anlagen, deren vorüberge-
hender Inhaber der Versicherungsnehmer ist.

e)  Allgemeines Umweltrisiko
Sonstige Anlagen, Betriebseinrichtungen und Tätig-
keiten des Versicherungsnehmers mit Ausnahme
von
● Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche

Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern,
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten,

● Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienen-
den Bestimmungen einer Genehmigungs- oder
Anzeigepflicht unterliegen,

● dem Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein
Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer der-
art, dass die physikalische, chemische oder bio-
logische Beschaffenheit des Wassers verändert
wird.

f)  Andere umweltrelevante Risiken
Falls besonders vereinbart und im Versiche-
rungsschein genannt:
Andere im Versicherungsschein oder seinen Nach-
trägen aufgeführte umweltrelevante Risiken, die
nicht bereits nach a) bis e) oder g) und h) versichert
sind.

g)  Gase
Lagerung von Gasen auf dem Betriebsgrundstück,
sofern diese überwiegend für den versicherten Be-

trieb bestimmt sind und die Gesamtmenge 3 Ton-
nen nicht übersteigt.
Wenn die Gesamtmenge von 3 Tonnen überstie-
gen wird, entfällt der Versicherungsschutz ab die-
sem Zeitpunkt insgesamt und es bedarf einer be-
sonderen Vereinbarung (siehe A2-1.4 f).

h)  Lackieranlagen
Besitz und Gebrauch von Lackieranlagen (z. B. La-
ckierräume, Lackierstände, Lackierkabinen, Spritz-
kabinen oder Sprühpistolen), bei denen gewässer-
schädliche Stoffe zum Einsatz kommen, solange es
sich nicht um Anlagen handelt, die aufgrund ihrer
Durchsatzmenge dem Umwelthaftungsgesetz (Um-
weltHG) oder der 4. Bundes-Immissionsschutzver-
ordnung (BImSchV) unterliegen.
In diesem Fall bedarf es einer besonderen Verein-
barung (siehe A2-1.4 f).

A2-1.5 Versicherungsschutz gemäß A2-1.4 besteht auch,
wenn

● gelagerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumli-
chen und gegenständlichen Zusammenhang mit
versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser
(einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese
eingebracht oder eingeleitet zu sein;

● Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer ge-
langen.

A2-1.6 Im Rahmen des versicherten Risikos sind mitversichert
Ansprüche wegen Schäden aus der Vergabe von Leis-
tungen an Dritte im Interesse und für Zwecke des ver-
sicherten Betriebes (Subunternehmer).
Hierbei gilt für Handwerksbetriebe: Die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers ist auch dann
versichert, wenn er Subunternehmer mit Arbeiten aus
anderen Handwerken beauftragt, die der Versiche-
rungsnehmer gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO)
hätte selbst vornehmen können (siehe auch A1-1.2).
Nicht versichert sind gesetzliche Pflichten der Subun-
ternehmer selbst und deren Betriebsangehörigen.
Einer besonderen Vereinbarung und Nennung im Ver-
sicherungsschein bedarf in jedem Fall die Versiche-
rung der gesetzlichen Haftpflicht aus der Beauftragung
von Subunternehmern mit Arbeiten oder Tätigkeiten,
die nicht der Betriebsbeschreibung entsprechen oder
das der Betriebsbeschreibung entsprechende Hand-
werk gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO) nicht er-
gänzen oder mit ihm zusammenhängen.

A2-1.7 Kein Versicherungsschutz besteht für Pflichten oder
Ansprüche, soweit sie aufgrund einer vertraglichen
Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Ver-
pflichtung des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A2-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum
Verhältnis zwischen den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer und mitversicherten Personen)

A2-2.1 Versichert sind gesetzliche Ansprüche gegen
A2-2.1.1 die gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-

mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder ei-
nes Teiles desselben angestellt hat, für Schäden,
die sie in Ausführung betrieblicher oder beruflicher
Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer verursa-
chen;

A2-2.1.2 sämtliche übrigen Betriebsangehörigen für Schäden,
die sie in Ausführung betrieblicher oder beruflicher
Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer verursa-
chen. Betriebsangehörige sind beispielsweise auch
in den Betrieb eingegliederte Arbeitnehmer fremder
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Unternehmen, Praktikanten, Volontäre und Hospi-
tanten.
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personen-
schäden und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle
und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII
handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle ge-
mäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen
derselben Dienststelle zugefügt werden;

A2-2.1.3 den Insolvenzverwalter und Zwangsverwalter für
Schäden aus der Ausübung der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen beschriebenen be-
trieblichen oder beruflichen Tätigkeit.

A2-2.2 Der Versicherungsschutz gemäß A2-2.1.1 bis A2-2.1.3
besteht auch, wenn

● die vorgenannten Personen für den versicherten
Betrieb z. B. als Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Si-
cherheitsbeauftragte, Datenschutzbeauftragte, Be-
triebsärzte und Sanitätspersonal – auch bei Gewäh-
rung „Erster Hilfe“ außerhalb des Betriebes – tätig
werden;

● die vorgenannten Personen aus ihrer früheren
dienstlichen Tätigkeit für den versicherten Betrieb in
Anspruch genommen werden.

A2-2.3 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertrags-
bestimmungen sind auf die mitversicherten Personen
entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für die Be-
stimmungen über die Vorsorgeversicherung (siehe
A2-10), wenn das neue Risiko nur für eine mitversi-
cherte Person entsteht.

A2-2.4 Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risi-
kobegrenzungen oder Ausschlüsse in der Person des
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Per-
son vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl
für den Versicherungsnehmer als auch für die mitversi-
cherten Personen.

A2-2.5 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur
der Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung
der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungsneh-
mer als auch die mitversicherten Personen verantwort-
lich.

A2-2.6 Repräsentanten
Sofern sich der Versicherungsnehmer das Verhalten
von Repräsentanten zurechnen lassen muss, gelten
als Repräsentanten des Versicherungsnehmers aus-
schließlich:

● die Mitglieder des Vorstands und ihnen gleichge-
stellte Generalbevollmächtigte (bei Aktiengesell-
schaften);

● die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung);

● die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften);
● die Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaf-

ten);
● die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen

Rechts);
● die Inhaber (bei Einzelfirmen);
● bei anderen Unternehmensformen (z. B. Genossen-

schaften, Verbänden, Vereinen, Körperschaften des
öffentlichen Rechts, Kommunen), die nach den ge-
setzlichen Vorschriften berufenen obersten Vertre-
tungsorgane.

A2-3 Versicherungsfall
Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung
des

● Personen-, Sach-, oder gemäß A2-1.1.1 b) mitversi-
cherten Vermögensschadens (Umwelthaftpflicht-Risi-
ko),

● Umweltschadens (Umweltschadens-Risiko)

durch den Versicherungsnehmer, den Geschädigten, die
zuständige Behörde oder einen sonstigen Dritten.
Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit
der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es
nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache
oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Er-
hebung von gesetzlichen Ansprüchen erkennbar war.

A2-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Ver-
sicherers

A2-4.1 Der Versicherungsschutz umfasst

● die Prüfung der gesetzlichen Pflichten und An-
sprüche,

● die Abwehr unberechtigter gesetzlicher Ansprü-
che und

● die Freistellung des Versicherungsnehmers von
berechtigten
● Schadensersatzverpflichtungen (Umwelthaft-

pflicht-Risiko),
● Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtun-

gen (Umweltschadens-Risiko).

Berechtigt sind Verpflichtungen dann, wenn der Versi-
cherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleichs zur Entschä-
digung, Sanierungs- und Kostentragung verpflichtet ist
und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse oder Vergleiche, die vom Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgege-
ben oder geschlossen worden sind, binden den Versi-
cherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkennt-
nis oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Verpflichtung mit bindender Wirkung für den
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch
des Dritten freizustellen.

A2-4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder der Abwehr unberechtig-
ter gesetzlicher Ansprüche zweckmäßig erscheinen-
den Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem
Rechtsstreit oder Verwaltungsverfahren gegen den
Versicherungsnehmer über Schadensersatzansprü-
che, Sanierungs- oder Kostentragungsverpflichtungen,
ist der Versicherer bevollmächtigt, das Verfahren und
den Prozess zu führen. Er führt den Rechtsstreit oder
das Verwaltungsverfahren im Namen des Versiche-
rungsnehmers.

A2-4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen
a)  eines Schadenereignisses, das einen unter den

Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch
zur Folge haben kann (Umwelthaftpflicht-Risiko),

b)  eines Umweltschadens/Umweltdeliktes, der/das ei-
ne unter den Versicherungsschutz fallende Sanie-
rungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge
haben kann (Umweltschadens-Risiko),
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die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder
genehmigt, so trägt der Versicherer die gesetzliche
Vergütung oder die mit ihm besonders vereinbarten
höheren Kosten des Verteidigers.

A2-4.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der
Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben.

A2-4.5 Erweiterter Strafrechtsschutz
In einem Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahren,
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden
Haftpflichtanspruch zur Folge haben könnte, über-
nimmt der Versicherer abweichend von A2-4.3 die
Kosten der Verteidigung entsprechend der gesetzli-
chen Vergütung - gegebenenfalls auch die mit dem
Versicherer besonders vereinbarten höheren Kosten -
sowie die Gerichtskosten und ortsüblichen Kosten für
notwendige Sachverständigengutachten.
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Verfahren in
Europa.
Kein Versicherungsschutz besteht für

●  die einem Versicherten auferlegten Bußen, Strafen,
Kautionen und andere Leistungen, denen materiel-
ler Strafcharakter zukommt (z. B. Geldbußen, Geld-
strafen);

●  Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren, die in
keinem Zusammenhang mit der versicherten Tätig-
keit stehen;

●  Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren im Zu-
sammenhang mit verwaltungsstrafrechtlichen Be-
stimmungen (z. B. Steuer-, Zoll-, Devisen- oder Au-
ßenhandelsvorschriften, kartell-, wettbewerbs- oder
patentrechtlichen Vorschriften).

Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn im
Verfahren Vorsatz rechtskräftig festgestellt wird. Der
Versicherungsnehmer ist dann verpflichtet, dem Versi-
cherer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Ver-
teidigung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen
Verhaltens getragen hat.
Der Versicherungsschutz besteht subsidiär, eine be-
stehende Rechtsschutzversicherung geht dieser Versi-
cherung vor.
Die Versicherungssumme für derartige Schäden sowie
die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres entspricht den Regelungen
gemäß A1-4.5.

A2-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme,
Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, Selbst-
behalt)

A2-5.1 Versicherungssumme und Jahreshöchstersatzleis-
tung

A2-5.1.1 Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:
Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarte und im
Versicherungsschein genannte Versicherungssum-
me begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der
Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs-
pflichtige Personen erstreckt.
Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten ge-
mäß A2-1.1.2 werden nicht auf die Versicherungs-
summe angerechnet.
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind
die Entschädigungsleistungen des Versicherers für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres
auf das Dreifache der vereinbarten Versicherungs-
summe begrenzt.

A2-5.1.2 Für das Umweltschadens-Risiko gilt:

Die Leistung des Versicherers gemäß A2-1.2.2 ist
bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarte und
im Versicherungsschein genannte Versicherungs-
summe begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der
Versicherungsschutz auf mehrere sanierungs- oder
kostentragungspflichtige Personen erstreckt.
Aufwendungen des Versicherers für Kosten der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von
einem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbe-
sondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten, werden als Leistungen auf die Ver-
sicherungssumme angerechnet.
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind
die Leistungen des Versicherers für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Dreifa-
che der vereinbarten Versicherungssumme be-
grenzt.

A2-5.2 Serienschaden
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung
eintretende Versicherungsfälle durch

● dieselbe Umwelteinwirkung,
● mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beru-

hende Umwelteinwirkungen,
● mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen be-

ruhende Umwelteinwirkungen, wenn zwischen den
gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sachli-
cher und zeitlicher Zusammenhang besteht, oder

● die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Män-
geln

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als
ein Versicherungsfall (Serienschaden), der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle als einge-
treten gilt.

A2-5.3 Selbstbehalt
Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall

● für das Umwelthaftpflicht-Risiko an der Entschädi-
gungsleistung des Versicherers,

● für das Umweltschadens-Risiko an den gemäß
A2-1.2.2 versicherten Kosten

mit einem im Versicherungsschein oder seinen Nach-
trägen festgelegten Betrag (Selbstbehalt).
Auch wenn die begründeten Ansprüche aus einem
Versicherungsfall die Versicherungssumme überstei-
gen, wird der Selbstbehalt vom Betrag der begründe-
ten Ansprüche abgezogen. A2-5.1 bleibt unberührt.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt
der Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe den
Selbstbehalt nicht übersteigt, zur Abwehr unberechtig-
ter Inanspruchnahme verpflichtet.

A2-5.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weige-
rung an entstehenden Mehraufwand an Entschädi-
gungsleistung, Kosten gemäß A2-1.1.2 sowie A2-1.2.2
und Zinsen nicht aufzukommen.

A2-5.5 Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:
Übersteigen die begründeten Ansprüche aus einem
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der
Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versi-
cherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

A2-5.6 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der
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Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme
übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

A2-6 Besondere Regelungen für einzelne betriebliche und
berufliche Risiken (Versicherungsschutz, Risikobe-
grenzungen und besondere Ausschlüsse)
A2-6 regelt den Versicherungsschutz für einzelne be-
triebliche und berufliche Risiken, deren Risikobegrenzun-
gen und die für diese Risiken geltenden besonderen
Ausschlüsse. Versicherungsschutz für diese Risiken be-
steht ausschließlich im Umfang der gemäß A2-1.4 versi-
cherten Risiken.
Soweit A2-6 keine abweichenden Regelungen enthält,
finden auch auf die in A2-6 geregelten Risiken alle ande-
ren Vertragsbestimmungen Anwendung (z. B. A2-4 –
Leistungen der Versicherung oder A2-8 – Allgemeine
Ausschlüsse.)

A2-6.1 Haus- und Grundbesitz
A2-6.1.1 Versichert sind gesetzliche Pflichten des Versiche-

rungsnehmers
a)  als Besitzer (z. B. Eigentümer, Mieter, Pächter,

Leasingnehmer und Nutznießer) von Grundstü-
cken, Gebäuden oder Räumlichkeiten, die aus-
schließlich für den versicherten Betrieb oder für
Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und
seiner Betriebsangehörigen benutzt werden.
Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verlet-
zung von Pflichten, die dem Versicherungsneh-
mer in den oben genannten Eigenschaften oblie-
gen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung,
Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Geh-
wegen);

b)  aus der Vermietung, Verpachtung oder sonstiger
Überlassung betrieblicher Grundstücke, Gebäu-
de oder Räumlichkeiten oder Teilen davon an
Betriebsfremde.

A2-6.1.2 Versichert sind für die in A2-6.1.1 genannten Risi-
ken auch gesetzliche Pflichten
a)  des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Un-

ternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbau-
ten, Reparaturen, Abbruch-, Erdarbeiten) ohne
Begrenzung der Bausumme;

b)  des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer
aus § 836 Absatz 2 BGB, wenn die Versicherung
bis zum Besitzwechsel bestand;

c)  der vom Versicherungsnehmer durch Arbeitsver-
trag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung
und sonstigen Betreuung der Grundstücke be-
auftragten Personen für Ansprüche, die gegen
sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrich-
tung erhoben werden.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Ansprüche aus Personenschäden und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden, bei de-
nen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrank-
heiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-

mäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das
Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den
beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Aus-
übung oder infolge des Dienstes Angehörigen
derselben Dienststelle zugefügt werden;

d)  des Versicherungsnehmers wegen Schäden, die
durch Abwässer, Rauch, Ruß, Dämpfe, Nieder-
schläge, Schwammbildung oder allmähliches
Eindringen von Feuchtigkeit entstehen.
Zu den mitversicherten Abwässern gehören auch
häusliche Abwässer und Abwässer aus dem
Rückstau des Straßenkanals;

e)  des Versicherungsnehmers aus dem Besitz und
Betrieb folgender Anlagen auf dem eigenen Be-
triebsgrundstück:
● Photovoltaikanlagen

Mitversichert ist die Einspeisung von elektri-
schem Strom in das Netz des örtlichen Ener-
gieversorgers.
Nicht versichert ist die direkte Versorgung von
Letztverbrauchern mit elektrischem Strom;

● Solaranlagen;
● Kleinwindanlagen an Land bis 10 Meter Ge-

samthöhe;
● Blockheizkraftwerke bis 30 Kilowatt Gesamt-

leistung;
● Luft- und/oder Wasserwärmepumpen bis 30

Kilowatt Gesamtleistung.

A2-6.2 Vertraglich übernommene Haftpflicht
Versichert ist die vom Versicherungsnehmer als Mie-
ter, Leasingnehmer, Pächter oder Entleiher durch Ver-
trag übernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des jeweiligen Vertragspartners (Vermie-
ter, Leasinggeber, Verpächter, Verleiher) in dieser Ei-
genschaft.

A2-6.3 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge,
Kraftfahrzeug-Anhänger und Fahrräder

A2-6.3.1 Versichert ist – abweichend von A2-8.12 – die ge-
setzliche Pflicht des Versicherungsnehmers wegen
Schäden durch das Halten und den Gebrauch aus-
schließlich von folgenden nicht versicherungspflichti-
gen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-Anhängern:
a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen

verkehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht auf
eine bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit;

b)  Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauart-
bedingter Höchstgeschwindigkeit;

c)  Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbeding-
ter Höchstgeschwindigkeit;

d)  selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr
als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindig-
keit;

e)  Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen We-
gen und Plätzen verkehren (soweit Versiche-
rungsschutz durch andere Versicherungen be-
steht, geht dieser vor);

f)  (Dienst-)Fahrräder, Lasten- und Nutzräder sowie
Roller.

A2-6.3.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der
Überlassung der in den Versicherungsschutz einge-
schlossenen Arbeitsmaschinen und Geräte mit und
ohne Bedienungspersonal an Betriebsfremde.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des je-
weiligen Mieters bzw. Entleihers.

A2-6.3.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden, die durch das be-
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stimmungswidrige Auslaufen oder Austreten von Be-
triebsstoffen (Kraftstoffe, Getriebe- und Hydrauliköle,
Schmierstoffe etc.) aus den in A2-6.3.1 mitversicher-
ten Fahrzeugen verursacht werden. Dieser Versi-
cherungsschutz besteht nur insoweit, als kein ander-
weitiger Versicherungsschutz besteht (Subsidiärde-
ckung).

A2-6.3.4 Die in A2-6.3.1 genannten Fahrzeuge dürfen nur
von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden.
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wis-
sen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
dafür zu sorgen, dass die Fahrzeuge nicht von ei-
nem unberechtigten Fahrer gebraucht werden.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öf-
fentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderli-
chen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt wird, der die
erforderliche Fahrerlaubnis hat.
Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A2-6.4 Schäden an gemieteten und gepachteten Sachen
(Miet-/Pachtsachschäden)
Miet-/Pachtsachschäden sind Schäden an fremden,
vom Versicherungsnehmer oder von seinen Bevoll-
mächtigten oder Beauftragten gemieteten oder ge-
pachteten Sachen und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.

A2-6.4.1 Mietsachschäden an Räumen, Gebäuden und
Grundstücksbestandteilen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Miet-/Pachtsachschäden
ausschließlich an
a)  anlässlich von Dienst- und Geschäftsreisen ge-

mieteten Räumen in Gebäuden;
b)  zu betrieblichen oder beruflichen Zwecken ge-

mieteten oder gepachteten Gebäuden, Räumen
und wesentlichen Grundstücksbestandteilen
(nicht jedoch an Grundstücken, Einrichtungen,
Produktionsanlagen und dergleichen) außerhalb
von Geschäftsreisen.

A2-6.4.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind – in
Ergänzung von A2-8.4 – auch Ansprüche von
a)  Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
b)  gesetzlichen Vertretern des Versicherungsneh-

mers und solchen Personen, die er zur Leitung
oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes
oder eines Teiles desselben angestellt hat;

und deren Angehörigen gemäß A2-8.4 a) Absatz 2,
wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft le-
ben;
c)  Unternehmen, die mit dem Versicherungsneh-

mer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital
mehrheitlich verbunden sind und unter einer ein-
heitlichen unternehmerischen Leitung stehen.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen
a)  Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-

spruchung;
b)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und

Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elek-
tro- und Gasgeräten.
Der Ausschluss gilt nicht, sofern diese Schäden
durch Brand, Explosion, Leitungswasser oder
Abwasser entstanden sind;

c)  Glasschäden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann,

und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den.

A2-6.5 Schäden im Ausland
A2-6.5.1 Versichert sind gesetzliche Pflichten oder Ansprü-

che wegen im Ausland eintretender Versicherungs-
fälle ausschließlich, wenn diese
a)  auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anla-

ge oder eine Tätigkeit im Inland zurückzuführen
sind. Dies gilt nicht für die Herstellung oder Liefe-
rung von Erzeugnissen, die ins Ausland gelan-
gen. Versicherungsschutz dafür besteht aus-
schließlich nach d) und e);

b)  aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der
Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Mes-
sen und Märkten gemäß A2-1.4 e) entstehen;

c)  aus Arbeiten oder Leistungen im europäischen
Ausland entstehen;

d)  durch Erzeugnisse entstehen, die ins Ausland
gelangt sind, ohne dass der Versicherungsneh-
mer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen
(indirekter Export).
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien
oder Kanada durch Erzeugnisse, die im Zeit-
punkt ihrer Auslieferung durch den Versiche-
rungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte er-
sichtlich für eine Lieferung dorthin bestimmt wa-
ren.
Der Versicherungsschutz kann durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungs-
schein für derartige Versicherungsfälle in den
USA, US-Territorien oder Kanada erweitert wer-
den;

e)  durch Erzeugnisse entstehen, die der Versiche-
rungsnehmer ins europäische Ausland geliefert
hat oder hat liefern lassen (direkter Export).
Der Versicherungsschutz kann durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungs-
schein für derartige Versicherungsfälle in den
USA, US-Territorien oder Kanada erweitert wer-
den;

f)  auf sonstige Tätigkeiten gemäß A2-1.4 e) zu-
rückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im eu-
ropäischen Ausland erfolgen;

g)  aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von
Personen, die vom Versicherungsnehmer im
Ausland eingestellt oder dort mit der Durchfüh-
rung von Arbeiten betraut worden sind, soweit
diese Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten den
Bestimmungen des Sozialgesetzbuchs VII unter-
liegen. Dies gilt ausschließlich für den Versiche-
rungsnehmer und für die in A2-2.1.1 genannten
Personen.

Hinweis:
Für Anlagen oder Betriebsstätten (z. B. Produktions-
oder Vertriebsniederlassungen, Läger) besteht Ver-
sicherungsschutz ausschließlich innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland.
Falls im Ausland belegene Anlagen oder Betriebs-
stätten (z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlas-
sungen, Läger) versichert werden sollen, bedarf es
einer besonderen Vereinbarung und Nennung im
Versicherungsschein.
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A2-6.5.2 Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:
Aufwendungen des Versicherers für Kosten nach
A2-1.1.2 werden – abweichend von A2-5.1.1 Ab-
satz 2 – als Leistungen auf die Versicherungssum-
me angerechnet.

A2-6.5.3 Für das Umweltschadens-Risiko gilt:
Versicherungsschutz besteht ausschließlich im Gel-
tungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie
(2004/35/EG).
Versichert sind jedoch, insoweit abweichend von
A2-1.2.1 auch Pflichten oder Ansprüche gemäß na-
tionalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied-
staaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den
Umfang der oben genannten EU-Richtlinie nicht
überschreiten.

A2-6.5.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt,
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei ei-
nem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist.

A2-6.6 Schäden im Inland, die im Ausland geltend ge-
macht werden
Für gesetzliche Pflichten und Ansprüche aus inländi-
schen Versicherungsfällen, die im Ausland geltend ge-
macht werden, gelten A2-6.5.2 bis A2-6.5.4.

A2-6.7 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften
Versichert sind gesetzliche Ansprüche gegen den Ver-
sicherungsnehmer aus der Teilnahme an Arbeits- oder
Liefergemeinschaften. Dies gilt auch, wenn sich diese
Ansprüche gegen die Arbeits- oder Liefergemeinschaft
selbst richten.

A2-6.7.1 Sind die Aufgaben nach Fachgebieten, Teilleistun-
gen oder Bauabschnitten aufgeteilt, besteht aus-
schließlich Versicherungsschutz für Schäden, die
der Versicherungsnehmer im Rahmen der von ihm
übernommenen Aufgabe verursacht hat.

A2-6.7.2 Sind die Aufgaben nicht im Sinne von A2-6.7.1 auf-
geteilt oder ist der schadenverursachende Partner
nicht zu ermitteln gilt:
a)  Die Ersatzpflicht des Versicherers ist auf die

Quote beschränkt, welche der prozentualen Be-
teiligung des Versicherungsnehmers an der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei
ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die
schadenverursachenden Personen oder Sachen
(Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien
usw.) angehören.

b)  Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich
innerhalb der vereinbarten Versicherungssum-
men über A2-6.7.2 a) hinaus für den Fall, dass
über das Vermögen eines Partners das Insol-
venzverfahren eröffnet oder die Eröffnung man-
gels Masse abgelehnt worden ist und für diesen
Partner wegen Nichtzahlung seines Beitrags kein
Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der
dem Versicherungsnehmer zugewachsene An-
teil, soweit für ihn nach dem Ausscheiden des
Partners und der dadurch erforderlichen Ausein-
andersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

A2-6.7.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche
a)  wegen Schäden an den von den einzelnen Part-

nern in die Arbeitsgemeinschaft eingebrachten
oder von der Arbeitsgemeinschaft beschafften
Sachen und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, gleichgültig, von wem die
Schäden verursacht wurden;

b)  der Partner der Arbeits- oder Liefergemeinschaft
untereinander sowie der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft gegen die Partner und umgekehrt.

A2-6.7.4 Versicherungsschutz im Umfang von A2-6.7.1 bis
A2-6.7.3 besteht auch für die Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft selbst.

A2-6.8 Schäden durch Strahlen
A2-6.8.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht des Versiche-

rungsnehmers wegen Schäden, die in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang mit energie-
reichen ionisierenden Strahlen stehen (z. B. Strah-
len von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt dies aus-
schließlich für
a)  den deckungsvorsorgefreien Umgang mit radio-

aktiven Stoffen;
b)  den Besitz und die Verwendung von Röntgenein-

richtungen und Störstrahlern;
c)  vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnis-

se, Arbeiten oder sonstige Leistungen, die im Zu-
sammenhang mit energiereichen ionisierenden
Strahlen verwendet werden, ohne dass dies für
den Versicherungsnehmer ersichtlich war.
Dies gilt nicht für Schäden,
● die durch den Betrieb einer Kernanlage be-

dingt sind oder von einer solchen Anlage aus-
gehen;

● die durch die Beförderung von Kernmateriali-
en einschließlich der damit zusammenhän-
genden Lagerung bedingt sind.

A2-6.8.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Versicherungsansprüche aller Personen, die den
Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst
von dem Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Ver-
ordnungen, behördlichen Verfügungen oder Anord-
nungen abweichen.
A2-2.4 findet keine Anwendung.

A2-6.9 Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht
Versichert ist eine vertragliche Haftungserweiterung
ausschließlich insoweit, als der Versicherungsnehmer
gegenüber seinen Abnehmern vertraglich auf die Un-
tersuchungs- und Rügepflicht gemäß § 377 HGB, Art.
38, 39 UN-Kaufrecht oder vergleichbarer anwendbarer
Bestimmungen verzichtet.
Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit seinen Abnehmern vereinbart, dass
eine Eingangskontrolle in Form einer Sichtprüfung auf
offensichtliche Mängel, Transportschäden und Identität
der Ware beim Abnehmer durchgeführt wird und er-
kannte Mängel unverzüglich beim Versicherungsneh-
mer gerügt werden müssen sowie unter der Vorausset-
zung, dass ein Qualitätssicherungsmanagement mit
branchenüblichem Standard (z. B. ISO 9000 ff.) beim
Versicherungsnehmer eingeführt und eine Ausgangs-
kontrolle geregelt ist.

A2-6.10 Geothermie
Eine Geothermie-Anlage ist eine Anlage, in der Erd-
wärme dem Untergrund entnommen wird. Alle oberirdi-
schen Anlagenteile gehören nicht zu der Geothermie-
Anlage im Sinne dieser Bedingungen.
Satz 1 und Satz 2 gelten gleichermaßen für Flächen-
geothermie und Geothermie mittels Bohrung.

A2-6.10.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden ausschließlich
im Zusammenhang mit
a)  Flächengeothermie-Anlagen (z. B. Erdkollekto-

ren, Erdwärmekörbe).

Abschnitt A2 – Umweltrisiko

H G  2 9 0 5 - A 2   0 5 / 2 0 2 3 9 von 17



Diese Anlagen fallen unter das Allgemeine Um-
weltrisiko gemäß A2-1.4 e);

b)  Herstellung und Lieferung von Teilen für Geo-
thermie-Anlagen.
Diese Risiken fallen unter das Umwelt-Produktri-
siko gemäß A2-1.4 c).

A2-6.10.2 Die folgenden Ausschlüsse finden keine Anwen-
dung:
a)  A2-8.10 (Senkungen, Erdrutschungen, Über-

schwemmungen),
b)  A2-8.11 (Bergschäden, Schäden beim Bergbau-

betrieb),
c)  A2-8.26 (Grundwasser).

A2-6.11 Schäden durch Abwässer und allmähliche Einwir-
kung
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Beschädigungen, die durch
Rauch, Ruß, Dämpfe, Abwässer, Niederschläge,
Schwammbildung oder allmähliches Eindringen von
Feuchtigkeit entstehen.
Zu den mitversicherten Abwässern gehören auch
häusliche Abwässer und Abwässer aus dem Rückstau
des Straßenkanals.

A2-6.12 Tanksäulen, Tankanlagen, Ladestationen und
Fahrzeugpflegestation

A2-6.12.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
a)  aus dem Besitz und der Unterhaltung von Tank-

säulen und Tankanlagen mit Einschluss der
Treibstoffabgabe an betriebszugehörige und ge-
legentlich auch an betriebsfremde Personen;

b)  aus Besitz und Unterhaltung einer Fahrzeugpfle-
gestation sowie einer Fahrzeugreparaturwerk-
statt für den eigenen Fuhrpark und gelegentlich
für betriebsfremde Fahrzeuge;

c)  aus dem Besitz und der Unterhaltung oder der
Bereitstellung einer Ladestation für E-Mobilität
(Wallbox o. ä.), sofern diese Ladestation für
Fahrzeuge genutzt wird, die dem Betrieb des
Versicherungsnehmers oder dem Privatbereich
der Mitversicherten zuzuordnen sind. Als mitver-
sichert gilt die gelegentliche Nutzung der Lade-
station durch Dritte (auch gegen Entgelt), sofern
dies nicht den Hauptzweck der Ladestation dar-
stellt.
Versicherungsschutz besteht ausschließlich,
wenn die Ladestation am Ort der Installation für
den Betrieb zugelassen ist, von einem Fachbe-
trieb nach den allgemein anerkannten Regeln
der Technik installiert und in Betrieb genommen
wurde und bestehende Sicherheits- und Rechts-
vorschriften (z. B. VDE-Norm) erfüllt werden.
Versichert sind sowohl Schäden, die von der
Station selbst ausgehen als auch solche, die auf
der Abgabe von Strom durch die Station beru-
hen.
Das Aufladen von Fahrzeugen an der Ladestati-
on stellt keinen Gebrauch des Fahrzeuges dar.

A2-6.12.2 Ausgeschlossen sind Schäden an in Obhut des Ver-
sicherungsnehmers befindlichen Fahrzeugen und
deren Inhalt.
Die Mengengrenze für Kraftstofftanks gemäß
A2-1.4 a) bleibt bestehen.

A2-6.13 Besitz und Verwendung von Bahnen, Kränen, Win-
den, Arbeitsmaschinen und -geräten
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Be-
sitz und der Verwendung von

● Bahnen zur Beförderung von Sachen,

● nichtselbstfahrenden Kränen und Winden,
● nichtselbstfahrenden Arbeitsmaschinen und -gerä-

ten.

A2-6.14 Schäden durch Asbest
A2-6.14.1 Versichert ist – abweichend von A2-8.7 – die ge-

setzliche Haftpflicht wegen Personen-, Sach- und
Vermögensschäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

A2-6.14.2 Als Versicherungsfall gilt abweichend von A2-3 die
erstmalige Geltendmachung eines gesetzlichen
Haftpflichtanspruches privatrechtlichen Inhalts ge-
gen den Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person durch Dritte während der Dauer des
Versicherungsvertrages.
Ein Haftpflichtanspruch ist geltend gemacht, wenn
gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben wird
oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer schrift-
lich mitteilt, einen Anspruch gegen diese zu haben.

A2-6.14.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Personenschäden infolge von Ar-
beitsunfällen und Berufskrankheiten gemäß §§ 110,
106 Abs.1 Satz 1 SGB VII in Verbindung mit §§ 105,
104 SGB VII oder gleichartigen Bestimmungen an-
derer Länder.

A2-6.14.4 Die Versicherungssumme für derartige Schäden so-
wie die Höchstersatzleistung für alle Versicherungs-
fälle eines Versicherungsjahres entspricht den Re-
gelungen gemäß A1-6.17.
Von jedem Versicherungsfall hat der Versicherungs-
nehmer 500 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).

A2-6.15 Arbeitnehmerüberlassung
A2-6.15.1 Versichert ist entsprechend der Betriebsbeschrei-

bung und im Rahmen dieses Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers als
Dienstleistungsunternehmen aus der erlaubten ge-
werblichen Überlassung von Arbeitskräften an Dritte
gemäß § 1 und § 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes (AÜG), wenn wegen eines etwaigen Aus-
wahlverschuldens Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden. Die Kenntnis von der Nichteignung
einer Leiharbeitskraft für eine vom Entleiher angefor-
derte Arbeitsleistung wird in Erweiterung zu A2-8.2
dem Vorsatz gleichgestellt.

A2-6.15.2 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der überlassenen Arbeitskräfte für Schäden,
die sie bei im Interesse des Entleihers ausgeführten
dienstlichen Verrichtungen verursachen.
Erlangt die überlassene Arbeitskraft Versicherungs-
schutz aus der Betriebshaftpflichtversicherung des
Entleihers, so entfällt der Versicherungsschutz aus
diesem Vertrag vollständig (sogenannte subsidiäre
Deckung).

A2-6.15.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben
Ansprüche

● des Entleihers gegenüber den überlassenen Ar-
beitskräften;

● wegen Schäden an Sachen, die sich im Eigentum
oder Besitz des Entleihers befinden;

● aus Schäden an Anlagen und Anlagenteilen, die
von Leiharbeitskräften im Rahmen ihrer Tätigkei-
ten für den Entleiher geplant oder konstruiert wor-
den sind oder für die sie die Bauleitung ausüben;

● aus Personenschäden, bei denen es sich um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Entleihers gemäß dem Sozialgesetzbuch Teil VII
handelt.
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A2-6.15.4 Der Versicherungsschutz erlischt unbeschadet
sonstiger Fristen in jedem Fall mit der Rücknahme
oder dem Widerruf der Erlaubnis zur Arbeitnehmer-
überlassung (§ 4 und § 5 AÜG).

A2-7 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
A2-7.1 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

sind Aufwendungen des Versicherungsnehmers für
Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines
sonst unvermeidbar eintretenden versicherten

● Personen-, Sach-, oder gemäß A2-1.1.1 b) mitversi-
cherten Vermögensschadens (Umwelthaftpflicht-Ri-
siko),

● Umweltschadens (Umweltschadens-Risiko).

A2-7.2 Der Versicherer ersetzt Aufwendungen nach A2-7.1
a)  nach einer Betriebsstörung;
b)  auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung auf-

grund behördlicher Anordnung.
Die Feststellung der Betriebsstörung oder die behördli-
che Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versi-
cherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeit-
punkt ist.

A2-7.3 Versicherungsschutz besteht auch, wenn die Aufwen-
dungen gemäß A2-7.1 und A2-7.2 von einem Dritten
oder von einer Behörde im Wege der Ersatzvornahme
geleistet werden.

A2-7.4 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
a)  dem Versicherer die Feststellung einer Betriebsstö-

rung oder eine behördliche Anordnung unverzüg-
lich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich
ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begren-
zen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den
Schadeneintritt zu verhindern oder den Schaden-
umfang zu mindern und auf Verlangen des Versi-
cherers fristgemäß Widerspruch oder die sonst er-
forderlichen Rechtsbehelfe gegen behördliche An-
ordnungen einzulegen oder

b)  sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen ab-
zustimmen.

A2-7.5 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A2-7.4
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm
im Rahmen des für Aufwendungen gemäß A2-7 ver-
einbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und
objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A2-7.4
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehen-
de Aufwendungen in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versi-
cherungsnehmer.
Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer
zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objek-
tiv geeigneten Aufwendungen hinausgehender Auf-
wendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Ob-
liegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht
des Versicherers ursächlich ist.

A2-7.6 Versicherungssummen, Selbstbehalt
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
werden bis 300.000 Euro je Betriebsstörung oder be-
hördlicher Anordnung ersetzt. Dieser Gesamtbetrag ist
zugleich die Höchstersatzleistung für das Versiche-
rungsjahr. Es erfolgt eine Anrechnung auf die Versi-
cherungssumme für Sachschäden bzw. für Umwelt-
schäden.
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen
10 Prozent, höchstens 5.000 Euro, selbst zu tragen.

A2-7.7 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen –
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von
A2-7.1 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneue-
rung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Be-
triebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch
gemietete, gepachtete, geleaste und dergleichen) des
Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers
standen; auch für solche, die der Versicherungsneh-
mer hergestellt oder geliefert hat.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Ab-
wehr oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden versicherten Schadens, falls nicht betroffene
Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des
Versicherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen.
Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

A2-7.8 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Aufwendun-
gen – auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sin-
ne von A2-7.1 decken –, die im Zusammenhang mit ei-
nem Rückruf von Erzeugnissen geltend gemacht wer-
den.
Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen-
de Aufforderung

● des Versicherungsnehmers,
● zuständiger Behörden oder
● sonstiger Dritter

an Endverbraucher, Endverbraucher beliefernde
Händler, Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Er-
zeugnisse von autorisierter Stelle auf die angegebe-
nen Mängel prüfen und die gegebenenfalls festgestell-
ten Mängel beheben oder andere namentlich benannte
Maßnahmen durchführen zu lassen.

A2-8 Allgemeine Ausschlüsse
Für das Umweltschadens-Risiko gelten die Ausschlüsse
in A2-8 unabhängig davon, ob bereits erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand von Arten
und natürlichen Lebensräumen oder Gewässer eingetre-
ten sind oder bereits eine Gefahr für die menschliche Ge-
sundheit besteht.
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist,
sind für das Umwelthaftpflicht- und Umweltscha-
dens-Risiko vom Versicherungsschutz ausgeschlos-
sen:

A2-8.1 Vorsätzlich oder durch bewusstes Abweichen her-
beigeführte Schäden
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden
a)  vorsätzlich oder
b)  durch bewusstes Abweichen von Gesetzen, Ver-

ordnungen oder an den Versicherungsnehmer ge-
richteten behördlichen Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, oder

c)  durch bewusstes
●  Nichtbefolgen der vom Hersteller gegebenen

oder nach dem Stand der Technik einzuhalten-
den Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für
Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektio-
nen oder Wartungen oder

●  Unterlassen notwendiger Reparaturen
herbeigeführt haben.
A2-2.4 findet keine Anwendung.

A2-8.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leis-
tungen
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden dadurch verursacht ha-
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ben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit
oder Schädlichkeit

●  Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
●  Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht

haben.
A2-2.4 findet keine Anwendung.

A2-8.3 Ansprüche der Versicherten untereinander
Ausgeschlossen sind Ansprüche
a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in

A2-8.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen,

b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags,

c)  zwischen mehreren mitversicherten Personen des-
selben Versicherungsvertrags.

Diese Ausschlüsse gelten auch für Ansprüche von An-
gehörigen der vorgenannten Personen, die mit diesen
in häuslicher Gemeinschaft leben.

A2-8.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers, gesetzlichen Vertretern, Gesellschaftern
und anderen Personen
Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer
a)  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm

in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den
im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen
gehören.
Als Angehörige gelten

● Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten,

● Eltern und Kinder,
● Adoptiveltern und -kinder,
● Schwiegereltern und -kinder,
● Stiefeltern und -kinder,
● Großeltern und Enkel,
● Geschwister sowie
● Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch

ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinan-
der verbunden sind);

b)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern,
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsun-
fähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute
Person ist;

c)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht
rechtsfähiger Verein ist;

d)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

e)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft
ist;

f)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.

Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für Ansprü-
che von Angehörigen der dort genannten Personen,
die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A2-8.5 Leasing, Leihe, verbotene Eigenmacht, besonderer
Verwahrungsvertrag
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer

oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des Versi-
cherungsnehmers diese Sachen geleast, geliehen,
durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrags
sind.

A2-8.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen,
Arbeiten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer-
ten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung
liegenden Ursache und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der
Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt
und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache
oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung,
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versi-
cherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
übernommen haben.

A2-8.7 Asbest
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen
oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

A2-8.8 Genrisiken
A2-8.8.1 Gentechnik

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden, die zurückzuführen sind auf
a)  gentechnische Arbeiten,
b)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
c)  Erzeugnisse, die
● Bestandteile aus GVO enthalten,
● aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt

wurden.

A2-8.8.2 Genetische Schäden
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen genetischer
Schäden.

A2-8.9 Übertragung von Krankheiten
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen

a)  Personenschäden und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, die aus der Übertragung
einer Krankheit einer natürlichen versicherten Per-
son resultieren, es sei denn, diese Person beweist,
dass sie weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
handelt hat.
A2-2.4 findet keine Anwendung;

b)  Schäden, nicht jedoch Personenschäden, die durch
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehören-
den, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere
entstanden sind, es sei denn, der Versicherungs-
nehmer beweist, dass weder er noch eine mitversi-
cherte Person vorsätzlich oder grob fahrlässig ge-
handelt hat.

A2-8.10 Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, welche entstehen durch
a)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschun-

gen,
b)  Überschwemmungen stehender oder fließender

Gewässer.
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A2-8.11 Bergschäden, Schäden beim Bergbaubetrieb
A2-8.11.1 Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
a)  Bergschäden im Sinne des § 114 des Bundes-

berggesetzes (BBergG), wenn hierdurch Grund-
stücke, deren Bestandteile und Zubehör beschä-
digt werden;

b)  Schäden beim Bergbaubetrieb im Sinne des §
114 BBergG durch schlagende Wetter, Wasser-
und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaub-
explosionen.

A2-8.11.2 Für das Umweltschadens-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden durch Bergbaubetrieb im Sinne des
BBergG.

A2-8.12 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die der Versicherungsnehmer, eine mitversi-
cherte Person oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahr-
zeugs oder Kraftfahrzeug-Anhängers verursachen.
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger ist
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn kei-
ne dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird.

A2-8.13 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche
a)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ei-

ne mitversicherte Person oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen
werden;

b)  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen,
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie wegen sonstiger Schäden durch
Luft- oder Raumfahrzeuge aus
● der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder

Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit
die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder
Raumfahrzeugen bestimmt waren;

● Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung, Be- und
Entladen) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder
deren Teilen.

c)  gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer,
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer
von Luftlandeplätzen.

A2-8.14 Wasserfahrzeuge
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die der Versicherungsnehmer, eine mitversi-
cherte Person oder eine von ihnen bestellte oder be-
auftragte Person durch den Gebrauch eines Wasser-
fahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder
Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genom-
men werden.
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Hal-
ter oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn
das Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt
wird.

A2-8.15 Bahnen, Teilnahme am Eisenbahnbetrieb
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Be-
förderung von Personen oder Sachen sowie aus der
selbstständigen und nichtselbstständigen Teilnahme
am Eisenbahnbetrieb.

A2-8.16 Kriegsereignisse, Unruhen, hoheitliche Verfügun-
gen, höhere Gewalt
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die nachweislich

● auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Hand-
lungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, il-
legalem Streik oder

● unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maß-
nahmen

beruhen.
Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, so-
weit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

A2-8.17 Entschädigungen mit Strafcharakter
Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung
mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exem-
plary damages.

A2-8.18 Französische „Garantie Décennale“ und gleicharti-
ge Bestimmungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche nach den Artikeln
1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden
Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen an-
derer Länder.

A2-8.19 Sprengstoffe, Feuerwerke
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von
Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandels-
zwecken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen
von Feuerwerken.

A2-8.20 Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, die entstehen bei
a)  Abbruch- und Einreißarbeiten:

in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des
einzureißenden Bauwerks entspricht;

b)  Sprengungen:
an Immobilien in einem Umkreis mit einem Radius
von weniger als 150 m.

A2-8.21 Kleckerschäden
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden sind,
dass beim Umgang mit Stoffen, diese Stoffe verschüt-
tet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verduns-
ten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein
Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt nicht, so-
weit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beru-
hen.
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt dies nur für was-
sergefährdende Stoffe, die in den Boden oder ein Ge-
wässer gelangen.

A2-8.22 Normalbetrieb
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare,
notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwir-
kungen entstehen.
Für das Umwelthaftpflicht-Risiko gilt:
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den
Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der Tech-
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nik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelt-
einwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalls
die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen
musste.

A2-8.23 Schäden vor Vertragsbeginn
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, die vor Beginn des Versicherungsvertrags
eingetreten sind.

A2-8.24 Grundstücke des Versicherungsnehmers
Grundstücke des Versicherungsnehmers sind solche,
die

● in seinem Eigentum stehen oder standen,
● von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen

sind oder
● durch verbotene Eigenmacht erlangt wurden.

A2-8.24.1 Erwerb belasteter Grundstücke
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versiche-
rungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Be-
sitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontami-
niert waren.

A2-8.24.2 Schäden an Böden oder Gewässern
Für das Umweltschadens-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden an Böden oder an Gewässern, die auf
Grundstücken des Versicherungsnehmers eintreten.
Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche ge-
schützte Arten oder natürliche Lebensräume han-
delt.

A2-8.25 Abfälle
A2-8.25.1 Fehlerhafte Deklaration von Abfällen

Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden infolge Zwischen-, Endablagerung
oder anderweitiger Entsorgung von Abfällen ohne
die dafür erforderliche behördliche Genehmigung,
unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration
oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Um-
fang dafür behördlich genehmigt ist.

A2-8.25.2 Abfalldeponien
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von
Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von
Abfällen.

A2-8.26 Grundwasser
A2-8.26.1 Lagerstätte und Fließverhalten des Grundwas-

sers
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden infolge der Veränderung der Lager-
stätte des Grundwassers oder seines Fließverhal-
tens.

A2-8.26.2 Schäden am Grundwasser
Für das Umweltschadens-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden am Grundwasser.

A2-8.27 Pflanzenschutz-, Dünge- und Schädlingsbekämp-
fungsmittel, Klärschlamm
Für das Umweltschadens-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden durch die Herstellung, Lieferung, Verwen-
dung oder Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gül-
le, festem Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder
Schädlingsbekämpfungsmitteln.
Dies gilt nicht, wenn diese Stoffe

● durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestim-
mungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt ge-
langen,

● durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt wer-
den oder

● in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz
des Versicherungsnehmers stehen.

A2-8.28 Entwicklungsrisiko
Für das Umweltschadens-Risiko gilt:
Ausgeschlossen sind Umweltschäden durch herge-
stellte oder gelieferte fehlerhafte Erzeugnisse, wenn
der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Er-
zeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik nicht hätte erkannt werden können.

A2-8.29 Kommissionsware
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
Kommissionsware und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.

A2-8.30 Offshore-Anlagen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus

● Besitz oder Betrieb von Offshore-Anlagen,
● Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau,

Montage, Demontage, Wartung, Instandhaltung von
Offshore-Anlagen sowie Wartungs-, Installations-
oder sonstigen Service-Arbeiten im Zusammenhang
mit Offshore-Anlagen,

● Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von
Erzeugnissen, die ersichtlich für Offshore-Anlagen
bestimmt waren.

Offshore-Anlagen sind im Meer gelegene Anlagen, wie
z. B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windener-
gieanlagen. Der Offshore-Bereich beginnt an der Ufer-
linie bei Flut.

A2-8.31 Leitungen für Wasser sowie Gas, Öl bzw. Ölpro-
dukte und sonstige gefährliche Stoffe
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Besitz oder Betrieb von Leitungen für Wasser sowie
Gas, Öl bzw. Ölprodukte und sonstige gefährliche Stof-
fe außerhalb des Betriebsgeländes des Versiche-
rungsnehmers, wenn die Gesamtlänge der Leitungen
bzw. der Leitungsnetze mehr als 5 km beträgt.

A2-8.32 Verkehrsverträge
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
Gütern, die Gegenstand eines mit dem Versicherungs-
nehmer geschlossenen Verkehrsvertrags (Fracht-,
Speditions- oder Lagervertrag) sind.

A2-8.33 Ge- oder Verbrauch von Tabakerzeugnissen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Personen-
schäden, die durch den Ge- oder Verbrauch von Ta-
bakerzeugnissen, diesen gleichgestellten Erzeugnis-
sen (z. B. elektrische Zigaretten) sowie durch Produk-
te, die in Tabakerzeugnissen enthalten sind (z. B. Fil-
ter, Zigarettenpapier), verursacht werden.

A2-8.34 Planungs- und Bauleitungstätigkeiten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Planungs- und Bauleitungstätigkeit.

A2-9 Veränderungen des versicherten Risikos (Erhöhun-
gen und Erweiterungen)

A2-9.1 Versichert sind Pflichten und Ansprüche aus Erhöhun-
gen und Erweiterungen des versicherten Risikos. Für
Risiken gemäß A2-1.4 a) gilt dies ausschließlich für
mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb
der versicherten Risiken.

A2-9.2 Kein Versicherungsschutz besteht
a)  für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von ver-

sicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen,
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b)  für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, sowie

c)  für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-An-
lagen, die mittels Bohrung errichtet werden oder
wurden.

A2-9.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhö-
hungen des versicherten Risikos durch Änderung be-
stehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, so-
weit diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben.
Für das Umweltschadens-Risiko gilt dies nur, soweit
es sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der Grundla-
ge der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) han-
delt.
In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

A2-9.4 Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes zur Gefahrerhöhung bleiben unberührt.

A2-10 Neu hinzukommende Risiken (Vorsorgeversiche-
rung)

A2-10.1 Im Umfang des bestehenden Vertrags sind Pflichten
und Ansprüche aus Risiken, die nach Abschluss des
Versicherungsvertrags neu entstehen, sofort versi-
chert.
Dies gilt nicht für Risiken gemäß A2-1.4 f).
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-
derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch
mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Ver-
sicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der
Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend
ab dessen Entstehung.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekom-
men ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen
war.
Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

A2-10.2 Versicherungssumme Vorsorgeversicherung
Die für den Vertrag vereinbarten allgemeinen Versi-
cherungssummen gelten auch für die Vorsorgeversi-
cherung.

A2-10.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für
a)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder

Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs,
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

b)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder
Führen von Bahnen;

c)  Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht unterliegen;

d)  Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi-
cherungsverträgen zu versichern sind;

e)  Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-Anla-
gen, die mittels Bohrung errichtet werden oder wur-
den.

A2-11 Nachhaftung
A2-11.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des voll-

ständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten
Risikos oder durch Kündigung des Versicherers oder
des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Schäden weiter, die während
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind,
aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit
folgender Maßgabe:
Der Versicherungsschutz

● gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der
Beendigung des Versicherungsverhältnisses an ge-
rechnet;

● besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Um-
fang des bei Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses geltenden Versicherungsvertrags, und zwar
in Höhe des unverbrauchten Teils der Jahreshöchs-
tersatzleistung des Versicherungsjahres, in dem
das Versicherungsverhältnis endet, für den einzel-
nen Versicherungsfall jedoch maximal bis zur Höhe
der Versicherungssumme des Versicherungsjahres,
in dem das Versicherungsverhältnis endet.

Die in den vorgenannten Zeitraum fallenden Versiche-
rungsfälle werden so behandelt, als wären sie am letz-
ten Tag vor Vertragsbeendigung eingetreten.

A2-11.2 Entsprechend gilt A2-11.1 für den Fall, dass während
der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versi-
chertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe,
dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten
Risikos abzustellen ist.

A2-12 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei un-
mittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und nach
Eintritt eines solchen
Für das Umweltschadens-Risiko gilt abweichend zu
B3-3.2:

A2-12.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüg-
lich nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer
anzuzeigen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder
Kostentragungsansprüche erhoben wurden.

A2-12.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Ver-
sicherer jeweils unverzüglich und umfassend zu infor-
mieren über:

a)  seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz ob-
liegende Information an die zuständige Behörde,

b)  behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung
oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber
dem Versicherungsnehmer,

c)  die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der ei-
nem Dritten entstandenen Aufwendungen zur Ver-
meidung, Begrenzung oder Sanierung eines Um-
weltschadens,

d)  den Erlass eines Mahnbescheids,
e)  eine gerichtliche Streitverkündung,
f)  die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördli-

chen oder gerichtlichen Verfahrens.

A2-12.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für
die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen.
Weisungen des Versicherers sind zu befolgen, soweit
es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat
dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße
Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha-
denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die
Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mit-
geteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke
übersandt werden.
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A2-12.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Um-
weltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer
abzustimmen.

A2-12.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungs-
akt im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der
Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer
Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

A2-12.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen
Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Ver-
sicherungsnehmer dem Versicherer die Führung des
Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen
Verfahrens beauftragt der Versicherer einen Rechtsan-
walt im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht
sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die an-
geforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

A2-12.7 Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegen-
heiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolge bei Verletzung
von Obliegenheiten).

A2-13 Zusatzbaustein 1 zum Umweltschadens-Risiko
A2-13.1 Umweltschäden auf eigenen Grundstücken und am

Grundwasser
Abweichend von A2-8.24.2 und A2-8.26.2 besteht im
Rahmen und Umfang dieses Vertrages Versicherungs-
schutz auch für Pflichten oder Ansprüche wegen Um-
weltschäden
a)  an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräu-

men, die sich auf Grundstücken einschließlich Ge-
wässern befinden, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm ge-
mietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder
waren;

b)  an Boden, der im Eigentum des Versicherungsneh-
mers steht, stand oder von ihm gemietet, geleast,
gepachtet oder geliehen ist oder war, soweit von
diesem Boden Gefahren für die menschliche Ge-
sundheit ausgehen.
Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprü-
che für Schäden an diesen Böden kann Versiche-
rungsschutz nach A2-14 (Zusatzbaustein 2) verein-
bart werden;

c)  an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im
Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, stan-
den oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder
geliehen sind oder waren;

d)  am Grundwasser.
Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder
Gewässer handelt, die vom Versicherungsnehmer ge-
mietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder wa-
ren, findet A2-1.3 dann keine Anwendung, wenn der
Versicherungsnehmer von einer Behörde in Anspruch
genommen wird. Das Gleiche gilt, wenn er von einem
sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem auf der
Grundlage des Umweltschadensgesetzes entstande-
nen Kosten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts in Anspruch genom-
men wird.
Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich
auf die im Versicherungsschein deklarierten Grundstü-
cke.
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach
Beginn des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in
Besitz nimmt, besteht abweichend von A2-9 kein Ver-
sicherungsschutz.
Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes zur Gefahrerhöhung bleiben unberührt.

A2-13.2 Betriebsstörungserfordernis
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Um-
weltschäden, die unmittelbare Folge einer Betriebsstö-
rung sind.
A2-7.2 b) (Aufwendungen vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles ohne Vorliegen einer Betriebsstörung) und
A2-8.22 Absatz 2 (Normalbetrieb) finden keine Anwen-
dung.

A2-13.3 Ausschlüsse
Die in A2-1 bis A2-12 enthaltenen Ausschlüsse gelten
auch für diesen Zusatzbaustein. Falls im Versiche-
rungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, gilt zusätzlich:
a)  Dekontaminationskosten

Ausgeschlossen sind Kosten aus der Dekontami-
nation von Erdreich infolge eines auf Grundstü-
cken, die im Eigentum des Versicherungsnehmers
stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast,
gepachtet oder geliehen sind oder waren, eingetre-
tenen Brandes, Blitzschlages, einer Explosion, ei-
nes Anpralls oder Absturzes eines Flugkörpers,
seiner Teile oder seiner Ladung. Dies umfasst auch
die Untersuchung oder den Austausch von Erd-
reich, ebenso den Transport von Erdreich in eine
Deponie und die Ablagerung oder Vernichtung von
Erdreich.
Versicherungsschutz für derartige Kosten kann
ausschließlich über eine entsprechende Sach-/Feu-
erversicherung vereinbart werden.

b)  Unterirdische Abwasseranlagen
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden, die von unterirdischen Abwasseran-
lagen ausgehen.
Dies gilt nicht für versicherte Abscheider.

c)  Ansprüche aus anderen Versicherungsverträgen
Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche we-
gen Schäden, für die der Versicherungsnehmer aus
einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz bean-
spruchen kann.

A2-13.4 Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbehalt
Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatz-
leistung betragen im Rahmen der gemäß A2-5 verein-
barten Versicherungssumme 300.000 Euro.
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versiche-
rungsfall von den gemäß A2-1.2.2 versicherten Kosten
10 Prozent, höchstens 5.000 Euro, selbst zu tragen.
Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung
der gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unbe-
rechtigter Inanspruchnahme verpflichtet.

A2-14 Zusatzbaustein 2 zum Umweltschadens-Risiko
Falls besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, gilt Folgendes mitversichert:

A2-14.1 Schädliche Bodenveränderungen gemäß Bundes-
bodenschutzgesetz
Abweichend von A2-8.24.2 und über den Umfang von
A2-13 (Zusatzbaustein 1) hinaus besteht im Rahmen
und Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz für
weitergehende Pflichten oder Ansprüche zur Sanie-
rung des Bodens wegen schädlicher Bodenverände-
rungen gemäß Bundesbodenschutzgesetz, wenn der
Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Leasing-
nehmer, Pächter oder Entleiher des Bodens und Ver-
ursacher des Schadens ist oder war.
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Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingneh-
mer, Pächter oder Entleiher des Bodens ist oder war,
findet A2-1.3 keine Anwendung.
Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich
auf die im Versicherungsschein deklarierten Grundstü-
cke.
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach
Beginn des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in
Besitz nimmt, besteht abweichend von A2-9 kein Ver-
sicherungsschutz.
Die gesetzlichen Regelungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes zur Gefahrerhöhung bleiben unberührt.

A2-14.2 Betriebsstörungserfordernis
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für die Sa-
nierung des Bodens wegen schädlicher Bodenverän-
derungen, die unmittelbare Folge einer Betriebsstö-
rung sind.
A2-7.2 b) (Aufwendungen vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles ohne Vorliegen einer Betriebsstörung) und
A2-8.22 Absatz 2 (Normalbetrieb) finden keine Anwen-
dung.

A2-14.3 Versicherte Kosten
In Ergänzung zu A2-1.2.2.2 sind die dort genannten
Kosten für die Sanierung von Schädigungen des Bo-

dens auch dann mitversichert, soweit von diesem Bo-
den keine Gefahren für die menschliche Gesundheit
ausgehen.
Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der
Versicherungsnehmer nach einer Betriebsstörung

● aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden muss-
te oder

● diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versiche-
rer aufgewendet wurden.

A2-14.4 Ausschlüsse
Ausgeschlossen sind Kosten im Sinne von A2-14.3,
soweit die Schädigung des Bodens des Versiche-
rungsnehmers Folge einer Betriebsstörung beim Drit-
ten ist.
Die in A2-1 bis A2-13 enthaltenen Ausschlüsse gelten
auch für diesen Zusatzbaustein.

A2-14.5 Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbehalt
Versicherungsschutz besteht im Rahmen der unter
A2-13 (Zusatzbaustein 1) vereinbarten Versicherungs-
summe und des dort vereinbarten Selbstbehaltes.
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Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr ge-
bracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die Leistungen ausge-
führt hat.

A3-1 Gegenstand der Versicherung, versichertes Risiko
A3-1.1 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-

mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Personen-, Sach- und sich daraus erge-
bende Vermögensschäden – nicht jedoch für in A3-7
benannte Schäden – soweit diese durch vom Versi-
cherungsnehmer

● hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse,
● erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen

verursacht wurden.
Schäden nach A3-7 können im Umfang des Versiche-
rungsschutzes nach Abschnitt A3 (Produkthaftpflichtri-
siko) gesondert versichert werden.

A3-1.2 Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den Produk-
tions- und Tätigkeitsumfang der Betriebsbeschreibung,
die sich aus dem Versicherungsschein und seinen
Nachträgen ergibt.

A3-1.3 Beauftragung von Subunternehmern
Im Rahmen des versicherten Risikos gemäß A3-1.2
sind mitversichert Ansprüche wegen Schäden aus der
Vergabe von Leistungen an Dritte im Interesse und für
Zwecke des versicherten Betriebes (Subunternehmer).
Hierbei gilt für Handwerksbetriebe: Die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers ist auch dann
versichert, wenn er Subunternehmer mit Arbeiten aus
anderen Handwerken beauftragt, die der Versiche-
rungsnehmer gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO)
hätte selbst vornehmen können (siehe auch A1-1.2).
Nicht versichert ist die Haftpflicht der Subunternehmer
selbst und deren Betriebsangehörige.
Einer besonderen Vereinbarung und Nennung im Ver-
sicherungsschein bedarf in jedem Fall die Versiche-
rung der gesetzlichen Haftpflicht aus der Beauftragung
von Subunternehmern mit Arbeiten oder Tätigkeiten,
die nicht der Betriebsbeschreibung entsprechen oder
das der Betriebsbeschreibung entsprechende Hand-
werk gemäß § 5 Handwerksordnung (HwO) nicht er-
gänzen oder mit ihm zusammenhängen.

A3-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum
Verhältnis zwischen den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer und mitversicherten Personen)

A3-2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
A3-2.1.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-

mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder ei-
nes Teiles desselben angestellt hat, für Schäden,
die sie in Ausführung betrieblicher oder beruflicher
Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer verursa-
chen;

A3-2.1.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schä-
den, die sie in Ausführung betrieblicher oder berufli-
cher Tätigkeiten für den Versicherungsnehmer ver-
ursachen. Betriebsangehörige sind beispielsweise
auch in den Betrieb eingegliederte Arbeitnehmer
fremder Unternehmen, Praktikanten, Volontäre und
Hospitanten. Ausgeschlossen sind Ansprüche aus
Personenschäden und allen sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden, bei denen es sich um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienst-
unfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften,
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehö-
rigen derselben Dienststelle zugefügt werden;

A3-2.1.3 des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters für
Schäden aus der Ausübung der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen beschriebenen be-
trieblichen oder beruflichen Tätigkeit.

A3-2.2 Der Versicherungsschutz gemäß A3-2.1.1 bis A3-2.1.3
besteht auch, wenn

● die vorgenannten Personen für den versicherten
Betrieb z. B. als Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Si-
cherheitsbeauftragte, Datenschutzbeauftragte, Be-
triebsärzte und Sanitätspersonal – auch bei Gewäh-
rung „Erster Hilfe“ außerhalb des Betriebes – tätig
werden;

● die vorgenannten Personen aus ihrer früheren
dienstlichen Tätigkeit für den versicherten Betrieb in
Anspruch genommen werden.

A3-2.3 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertrags-
bestimmungen sind auf die mitversicherten Personen
entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für die Be-
stimmungen über die Vorsorgeversicherung (A3-10),
wenn das neue Risiko nur für eine mitversicherte Per-
son entsteht.

A3-2.4 Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risi-
kobegrenzungen oder Ausschlüsse in der Person des
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Per-
son vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl
für den Versicherungsnehmer als auch für die mitversi-
cherten Personen.

A3-2.5 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur
der Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung
der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungsneh-
mer als auch die mitversicherten Personen verantwort-
lich.

A3-2.6 Ansprüche der gesetzlichen Vertreter des Versi-
cherungsnehmers
Eingeschlossen sind – abweichend von A3-8.3 und
A3-8.4 – auch Ansprüche der gesetzlichen Vertreter
des Versicherungsnehmers und ihrer Angehörigen,
wenn der Schaden durch einen Umstand verursacht
wird, der nicht im Zuständigkeitsbereich des betreffen-
den gesetzlichen Vertreters liegt.

A3-2.7 Ansprüche mitversicherter Personen untereinan-
der
Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung von
A3-8.3 c) – auch Haftpflichtansprüche mitversicherter
Personen untereinander wegen

● Personenschäden, bei denen es sich nicht um Ar-
beitsunfälle in dem Betrieb handelt, in dem die
schadenverursachende Person beschäftigt ist,

● Sachschäden.

A3-2.8 Repräsentanten
Sofern sich der Versicherungsnehmer das Verhalten
von Repräsentanten zurechnen lassen muss, gelten
als Repräsentanten des Versicherungsnehmers aus-
schließlich:

● die Mitglieder des Vorstands und ihnen gleichge-
stellte Generalbevollmächtigte (bei Aktiengesell-
schaften);

● die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung);

● die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften);
● die Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaf-

ten);
● die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen

Rechts);
● die Inhaber (bei Einzelfirmen);
● bei anderen Unternehmensformen (z. B. Genossen-

schaften, Verbänden, Vereinen, Körperschaften des
öffentlichen Rechts, Kommunen), die nach den ge-
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setzlichen Vorschriften berufenen obersten Vertre-
tungsorgane.

A3-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall
A3-3.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der

Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetretenen Schadener-
eignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-,
Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensscha-
den zur Folge hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n
p r i v a t r e c h t l i c h e n   I n h a l t s

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird.
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum
Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

A3-3.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit diese nicht in A3-6.2 oder A3-7 ausdrücklich mit-
versichert sind, auch wenn es sich um gesetzliche An-
sprüche handelt,
a)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

b)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die
Nacherfüllung durchführen zu können;

c)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

d)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

e)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;

f)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender
Ersatzleistungen.

A3-3.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung
oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A3-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Ver-
sicherers

A3-4.1 Der Versicherungsschutz umfasst

● die Prüfung der Haftpflichtfrage,
● die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-

sprüche und
● die Freistellung des Versicherungsnehmers von

berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes,
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
gleichs zur Entschädigung verpflichtet ist und der Ver-
sicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich
bestanden hätte.
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

A3-4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadenser-
satzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärun-

gen im Namen des Versicherungsnehmers abzuge-
ben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche gegen
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, den Prozess zu führen. Der Versicherer führt
dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des
Versicherungsnehmers.

A3-4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadener-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann,
die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder
genehmigt, so trägt der Versicherer die gesetzliche
Vergütung oder die mit ihm besonders vereinbarten
höheren Kosten des Verteidigers.

A3-4.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der
Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben.

A3-4.5 Erweiterter Strafrechtsschutz
In einem Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahren,
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden
Haftpflichtanspruch zur Folge haben könnte, über-
nimmt der Versicherer abweichend von A3-4.3 die
Kosten der Verteidigung entsprechend der gesetzli-
chen Vergütung - gegebenenfalls auch die mit dem
Versicherer besonders vereinbarten höheren Kosten -
sowie die Gerichtskosten und ortsüblichen Kosten für
notwendige Sachverständigengutachten.
Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Verfahren in
Europa.
Kein Versicherungsschutz besteht für

● die einem Versicherten auferlegten Bußen, Strafen,
Kautionen und andere Leistungen, denen materiel-
ler Strafcharakter zukommt (z. B. Geldbußen, Geld-
strafen);

● Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren, die in
keinem Zusammenhang mit der versicherten Tätig-
keit stehen;

● Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren im Zu-
sammenhang mit verwaltungsstrafrechtlichen Be-
stimmungen (z. B. Steuer-, Zoll-, Devisen- oder Au-
ßenhandelsvorschriften, kartell-, wettbewerbs- oder
patentrechtlichen Vorschriften).

Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn im
Verfahren Vorsatz rechtskräftig festgestellt wird. Der
Versicherungsnehmer ist dann verpflichtet, dem Versi-
cherer die Kosten zu erstatten, die dieser für die Ver-
teidigung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen
Verhaltens getragen hat.
Der Versicherungsschutz besteht subsidiär, eine be-
stehende Rechtsschutzversicherung geht dieser Versi-
cherung vor.
Die Versicherungssumme für derartige Schäden sowie
die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres entspricht den Regelungen
gemäß A1-4.5.

A3-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme,
Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, Selbst-
behalt)

A3-5.1 Versicherungssumme
Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten, im Versi-
cherungsschein genannten Versicherungssummen be-
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versiche-
rungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige
Personen erstreckt.
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A3-5.2 Jahreshöchstersatzleistung
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:
Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres
auf das Dreifache der vereinbarten Versicherungssum-
me begrenzt.

A3-5.3 Serienschaden
Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages ein-
tretende Versicherungsfälle
a)  aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen

Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfeh-
ler, es sei denn, es besteht zwischen den mehreren
gleichen Ursachen kein innerer Zusammenhang,
oder

b)  aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den
gleichen Mängeln behaftet sind,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als
in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser
Versicherungsfälle eingetreten ist.

A3-5.4 Selbstbehalt
Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall an der Entschädi-
gungsleistung des Versicherers mit einem im Versi-
cherungsschein oder seinen Nachträgen festgelegten
Betrag (Selbstbehalt). Auch wenn die begründeten
Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die
Versicherungssumme übersteigen, wird der Selbstbe-
halt vom Betrag der begründeten Haftpflichtansprüche
abgezogen. A3-5.1 bleibt unberührt.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt
der Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe den
Selbstbehalt nicht übersteigt, zur Abwehr unberechtig-
ter Schadensersatzansprüche verpflichtet.
Für versicherte Schäden gemäß A3-7 beträgt der
Selbstbehalt 10 Prozent, mindestens 500 Euro, maxi-
mal 2.500 Euro.
Im Falle eines Serienschadens im Sinne von A3-5.3
beträgt der Selbstbehalt für alle Versicherungsfälle die-
ser Serie 10 Prozent, mindestens 1.000 Euro, maximal
5.000 Euro.

A3-5.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten wer-
den nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.

A3-5.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme,
trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser An-
sprüche.

A3-5.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
rung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme
übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

A3-5.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Ent-
schädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzu-
kommen.

A3-6 Versicherungsschutz für besondere Produkthaft-
pflichtrisiken, deren Risikobegrenzungen und beson-
dere Ausschlüsse
Zu A3-6 und A3-7 gilt:
A3-6 und A3-7 regeln den Versicherungsschutz für be-
sondere Produkthaftpflichtrisiken und die erweiterten Pro-
dukthaftpflichtbedingungen, deren Risikobegrenzungen
und die für diese Risiken geltenden besonderen Aus-
schlüsse.
Soweit A3-6 und A3-7 keine abweichenden Regelungen
enthalten, finden auch auf die in A3-6 und A3-7 geregel-
ten Risiken alle anderen Vertragsbestimmungen Anwen-
dung (z. B. A3-4 – Leistung der Versicherung und A3-8 –
Allgemeine Ausschlüsse).

A3-6.1 Schäden durch Bearbeitung fremder Sachen (Tä-
tigkeitsschäden)

A3-6.1.1 Tätigkeitsschäden sind Schäden an fremden Sa-
chen und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tä-
tigkeit, die dadurch entstanden sind, dass der Versi-
cherungsnehmer oder ein Bevollmächtigter oder Be-
auftragter des Versicherungsnehmers
a)  an diesen Sachen tätig geworden ist (Bearbei-

tung, Reparatur, Beförderung, Prüfung oder der-
gleichen),

b)  diese Sachen zur Durchführung seiner Tätigkei-
ten als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablageflä-
che oder dergleichen benutzt hat oder

c)  Sachen beschädigt hat, die sich im unmittelbaren
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden ha-
ben. Sind zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensicht-
lich notwendige Schutzvorkehrungen getroffen
worden, um diese Schäden zu vermeiden, liegt
kein Tätigkeitsschaden vor.

Bei unbeweglichen Sachen liegt ein solcher Tätig-
keitsschaden nur dann vor, wenn diese Sachen oder
Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betrof-
fen gewesen, unmittelbar benutzt worden sind oder
sich im unmittelbaren Einwirkungsbereich befunden
haben.

A3-6.1.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Tätigkeitsschäden, die
nach Abschluss der Arbeiten oder Ausführung der
sonstigen Leistungen eingetreten sind.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschä-
digung von
a)  der Ladung von Fahrzeugen und Containern, die

durch oder beim Be- und Entladen entstanden
sind;

b)  von fremden Kraftfahrzeugen und damit fest ver-
bundenen Teilen, die sich beim Versicherungs-
nehmer zur Reparatur oder zu sonstigen Zwe-
cken
● auf seinem Betriebsgrundstück oder
● außerhalb seines Betriebsgrundstücks in sei-

ner Verfügungsgewalt
befinden oder befunden haben und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden.
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c)  von sonstigen Sachen, die sich beim Versiche-
rungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung
● auf seinem Betriebsgrundstück oder
● außerhalb seines Betriebsgrundstücks in sei-

ner Verfügungsgewalt
befinden oder befunden haben und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden.
Dieser Ausschluss gilt jedoch nur für solche
Schäden, die bei dem unmittelbaren Bearbei-
tungsvorgang zur Erfüllung des Vertrages ent-
standen sind.
Zum unmittelbaren Bearbeitungsvorgang zählen
nicht mehr vor- oder nachgelagerte Tätigkeiten,
die der Erfüllung dienen, z. B. Verpackung oder
Lagerung der Sachen.

A3-6.2 Vertraglich übernommene Haftpflicht
A3-6.2.1 Vereinbarte Eigenschaften

Versichert ist eine vertragliche Haftungserweiterung
ausschließlich insoweit, als der Versicherungsneh-
mer für auf Sachmängeln beruhende Schadenser-
satzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang auf-
grund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer
über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse,
Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunab-
hängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrüber-
gang vorhanden sind.

A3-6.2.2 Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht
Versichert ist eine vertragliche Haftungserweiterung
ausschließlich insoweit, als der Versicherungsneh-
mer gegenüber seinen Abnehmern vertraglich auf
die Untersuchungs- und Rügepflicht gemäß § 377
HGB, Art. 38, 39 UN-Kaufrecht oder vergleichbarer
anwendbarer Bestimmungen verzichtet.
Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit seinen Abnehmern vereinbart,
dass eine Eingangskontrolle in Form einer Sichtprü-
fung auf offensichtliche Mängel, Transportschäden
und Identität der Ware beim Abnehmer durchgeführt
wird und erkannte Mängel unverzüglich beim Versi-
cherungsnehmer gerügt werden müssen sowie un-
ter der Voraussetzung, dass ein Qualitätssiche-
rungsmanagement mit branchenüblichem Standard
(z. B. ISO 9000 ff.) beim Versicherungsnehmer ein-
geführt und eine Ausgangskontrolle geregelt ist.

A3-6.2.3 Gewährleistungspflichtverlängerung
Teilweise abweichend von A3-3.3 besteht auch in-
soweit Versicherungsschutz nach Maßgabe der Ver-
tragsbestimmungen, als eine Inanspruchnahme des
Versicherungsnehmers aus Haftpflichtrisiken auf-
grund einer vertraglich vereinbarten Verlängerung
der gesetzlichen Gewährleistungsfrist auf 5 Jahre
erfolgt.
Sind durch Gesetz längere Gewährleistungsfristen
bestimmt, gelten die gesetzlichen Vorschriften.

A3-6.2.4 Verkaufs- und Lieferbedingungen
Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und ei-
nem Anspruchsteller die Allgemeinen Verkaufs-
oder Lieferbedingungen des Versicherungsnehmers
rechtswirksam vereinbart sind, wird sich der Versi-
cherer auf darin enthaltene Haftungsausschlüsse
nicht berufen, wenn und soweit der Versicherungs-
nehmer das ausdrücklich wünscht und er nach den
gesetzlichen Bestimmungen zur Haftung verpflichtet
ist.

A3-6.2.5 Verzicht auf Rückgriffsansprüche
Verzichtet der Versicherungsnehmer vor Ausliefe-
rung von Produkten auf Rückgriffsansprüche gegen
Dritte, so beeinträchtigt dies den Versicherungs-
schutz nicht, wenn es sich nicht um vom Regress-

schuldner vorsätzlich oder grob fahrlässig verur-
sachte Schäden handelt.

A3-6.3 Schäden im Ausland
A3-6.3.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen im Ausland eintretender
Versicherungsfälle ausschließlich
a)  aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der

Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Mes-
sen und Märkten;

b)  aus Arbeiten oder Leistungen im Inland oder eu-
ropäischen Ausland.
Versicherungsschutz gilt auch für Versicherungs-
fälle im außereuropäischen Ausland. Dabei be-
steht jedoch kein Versicherungsschutz für
● Schäden in den USA/US-Territorien und Ka-

nada oder
● in den USA/US-Territorien und Kanada gel-

tend gemachte Ansprüche;
c)  durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind,

ohne dass der Versicherungsnehmer dorthin ge-
liefert hat oder hat liefern lassen.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind
Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien
oder Kanada durch Erzeugnisse, die im Zeit-
punkt ihrer Auslieferung durch den Versiche-
rungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte er-
sichtlich für eine Lieferung dorthin bestimmt wa-
ren.
Der Versicherungsschutz kann durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungs-
schein für derartige Versicherungsfälle in den
USA, US-Territorien oder Kanada erweitert wer-
den;

d)  durch Erzeugnisse, die der Versicherungsneh-
mer ins europäische Ausland geliefert hat, hat
liefern lassen oder die dorthin gelangt sind.
Versicherungsschutz gilt auch für Versicherungs-
fälle durch Erzeugnisse, die der Versicherungs-
nehmer ins außereuropäische Ausland geliefert
hat oder hat liefern lassen. Dabei besteht jedoch
kein Versicherungsschutz für
● Schäden in den USA/US-Territorien und Ka-

nada oder
● in den USA/US-Territorien und Kanada gel-

tend gemachte Ansprüche.
Der Versicherungsschutz kann durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungs-
schein für derartige Versicherungsfälle in den
USA, US-Territorien oder Kanada erweitert wer-
den;

e)  aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von
Personen, die vom Versicherungsnehmer im
Ausland eingestellt oder dort mit der Durchfüh-
rung von Arbeiten betraut worden sind, soweit
diese Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten den
Bestimmungen des Sozialgesetzbuchs VII unter-
liegen. Dies gilt ausschließlich für den Versiche-
rungsnehmer und für die in A3-2.1.1 genannten
Personen.

Hinweis:
Falls im Ausland belegene Anlagen oder Betriebs-
stätten (z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlas-
sungen, Läger) versichert werden sollen, bedarf es
einer besonderen Vereinbarung und Nennung im
Versicherungsschein.

A3-6.3.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von
einem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbe-
sondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
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Gerichtskosten, werden – abweichend von A3-5.5 –
als Leistungen auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.

A3-6.3.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro.
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt,
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei ei-
nem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist.

A3-6.4 Schäden im Inland, die im Ausland geltend ge-
macht werden
Für Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen,
die im Ausland geltend gemacht werden, gelten
A3-6.3.2 und A3-6.3.3.

A3-6.5 Schäden durch Strahlen
A3-6.5.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen Schäden, die in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit ener-
giereichen ionisierenden Strahlen stehen (z. B.
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgen-
strahlen), ausschließlich für vom Versicherungsneh-
mer gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten oder sonstige
Leistungen, die im Zusammenhang mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen verwendet werden, oh-
ne dass dies für den Versicherungsnehmer ersicht-
lich war.

A3-6.5.2 Dies gilt nicht für Schäden, die durch
a)  den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder

von einer solchen Anlage ausgehen;
b)  die Beförderung von Kernmaterialien einschließ-

lich der damit zusammenhängenden Lagerung
bedingt sind.

A3-6.6 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge,
Kraftfahrzeug-Anhänger und Fahrräder
Soweit Versicherungsschutz für nicht versicherungs-
pflichtige Kraftfahrzeuge/Kraftfahrzeug-Anhänger und
Fahrräder nach A1-6.5 besteht, sind diese Risiken –
insoweit abweichend von A3-8.13 – auch nach
Abschnitt A3 versichert.

A3-6.7 Geothermie
Eine Geothermie-Anlage ist eine Anlage, in der Erd-
wärme dem Untergrund entnommen wird. Alle oberirdi-
schen Anlagenteile gehören nicht zu der Geothermie-
Anlage im Sinne dieser Bedingungen.
Satz 1 und Satz 2 gelten gleichermaßen für Flächen-
geothermie und Geothermie mittels Bohrung.

A3-6.7.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden ausschließlich
im Zusammenhang mit
a)  Flächengeothermie-Anlagen (z. B. Erdkollekto-

ren, Erdwärmekörbe),
b)  Herstellung und Lieferung von Teilen für Geo-

thermie-Anlagen.
Falls Geothermie-Anlagen, die mittels Bohrung er-
richtet werden oder wurden, versichert werden sol-
len, kann der Versicherungsschutz durch besondere
Vereinbarung und Nennung im Versicherungsschein
oder in seinen Nachträgen erweitert werden.

A3-6.7.2 Die folgenden Ausschlüsse finden keine Anwen-
dung:
a)  A3-8.10 (Senkungen, Erdrutschungen, Über-

schwemmungen),
b)  A3-8.11 (Bergschäden, Schäden beim Bergbau-

betrieb).

A3-6.8 Vermögensschäden
A3-6.8.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-

cherungsnehmers wegen Vermögensschäden, die

weder durch Personen- noch durch Sachschäden
entstanden sind.
Mitversichert sind auch Vermögensschäden durch
vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder
sonstige Leistungen. Die Versicherungssumme für
derartige Schäden sowie die Höchstersatzleistung
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res entspricht den Regelungen gemäß A1-6.12.1.
Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden
2.500 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt). Diese
Deckungserweiterung findet keine Anwendung,
wenn Versicherungsschutz über eine andere Versi-
cherung beantragt werden kann (z. B. Cyberrisiken,
erweiterte Produkthaftpflicht, Rückrufkosten) oder
die Risiken der Deckungsvorsorgepflicht unterlie-
gen.

A3-6.8.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Vermögensschäden
a)  aus planender, beratender, bau- oder montage-

leitender, prüfender oder gutachterlicher Tätig-
keit;

b)  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisun-
gen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

c)  aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
d)  aus Auskunftserteilung, Übersetzung;
e)  aus Reiseveranstaltungen;
f)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-

stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art,
aus Kassenführung sowie aus Untreue oder Un-
terschlagung;

g)  aus
● Rationalisierung und Automatisierung,
● Datenerfassung, -speicherung, -sicherung,

-wiederherstellung,
● Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elek-

tronischer Daten;
h)  aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten

und Namensrechten, gewerblichen Schutzrech-
ten und Urheberrechten sowie des Kartell- oder
Wettbewerbsrechts;

i)  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen,
Vor- und Kostenanschlägen;

j)  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von
Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat
oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang ste-
hen;

k)  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen
oder behördlichen Vorschriften, von Anweisun-
gen oder Bedingungen des Auftraggebers oder
aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

l)  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen.

A3-6.8.3 Energie- und Wassermehraufwand
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Vermögensschäden aus
einem erhöhten Energie- oder Wasserverbrauch
aufgrund vom Versicherungsnehmer mangelhaft er-
brachter Installations-, Reparatur- oder Wartungsar-
beiten.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche infolge der Unwirksamkeit von Energiespar-
maßnahmen.
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Der Versicherer verzichtet insoweit auf den Einwand
des Abhandenkommens und des Erfüllungsan-
spruchs.

A3-6.8.4 Vermögensschäden aus nebenberuflicher Gut-
achtertätigkeit und Energiesparberatung

A3-6.8.4.1 Nebenberufliche Gutachter- und Sachverständi-
gentätigkeit von Handwerksmeistern
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Vermögensschäden
aus der gelegentlichen Tätigkeit als Gutachter
und Sachverständiger, sofern diese Tätigkeit im
eigenen Fachbereich ausgeübt wird.
Versichert sind ausschließlich folgende Tätigkei-
ten:

● gutachterliche Beurteilung bestehender Ver-
hältnisse als Privatgutachter (z. B. Bewertun-
gen, Beschaffenheits- und Eigenschaftsunter-
suchungen, Schadenermittlungen, gutachterli-
che Stellungnahme zu behaupteten Mängeln
und Fehlern);

● Tätigkeit als Gerichtsgutachter, Schiedsgutach-
ter, Schiedsrichter oder Sachverständiger ei-
nes Schiedsgerichts;

● Erstellung von Sanierungs- und Projektierungs-
gutachten, sofern sich diese auf Objekte bezie-
hen, die vom Versicherungsnehmer selbst sa-
niert oder ausgeführt werden. Nicht versichert
bleiben Ansprüche wegen Schäden und/oder
Mängel an diesen Objekten und daraus resul-
tierende Vermögensfolgeschaden wie entgan-
gener Gewinn, Mietausfall, Betriebsunterbre-
chung, Unbenutzbarkeit, Verdienstausfall usw.;

● Wertermittlungen.

Nicht versichert ist die Erstellung von Sanierungs-
und Projektierungsgutachten für Objekte, die vom
Versicherungsnehmer nicht selbst saniert oder
ausgeführt werden.
Die Versicherungssumme für derartige Schäden
sowie die Höchstersatzleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres entspricht
den Regelungen gemäß A1-6.12.5.1.

A3-6.8.4.2 Nebenberufliche Energiesparberatung und Aus-
stellung von Energieausweisen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als

● berechtigter Energieberater und Aussteller von
Energieausweisen nach dem Gebäudeenergie-
gesetz (GEG),

● staatlich anerkannter bzw. zugelassener Ener-
gieberater (z. B. HWK, IHK, BAFA),

● zugelassener oder zertifizierter Aussteller von
Energieausweisen

wegen Vermögensschäden, die aus der Durch-
führung von Energiesparberatungen (z. B. Vor-
Ort-Beratung zur Energieeinsparung) und der Er-
stellung von Energieausweisen sowie der Abgabe
von Empfehlungen für die Verbesserung der En-
ergieeffizienz (Modernisierungsempfehlungen)
nach dem GEG sowie bei Nicht-Wohngebäuden
gemäß DIN V 18599 resultieren.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Be-
ratungsleistungen hinsichtlich der Steigerung der
Energieeffizienz und Wirtschaftlichkeit auch unter
Berücksichtigung des Einsatzes erneuerbarer En-
ergien (Energie-Contracting).
Die Versicherungssumme für derartige Schäden
sowie die Höchstersatzleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres entspricht
den Regelungen gemäß A1-6.12.5.2.

A3-6.9 Nichtselbstfahrende Arbeitsmaschinen, Kräne und
Winden
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden durch nichtselbstfah-
rende Arbeitsmaschinen und -geräte sowie Kräne und
Winden.

A3-6.10 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Teilnahme an Arbeits- oder Lie-
fergemeinschaften. Dies gilt auch, wenn sich der Haft-
pflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Liefergemein-
schaft selbst richtet.

A3-6.10.1 Sind die Aufgaben nach Fachgebieten, Teilleistun-
gen oder Bauabschnitten aufgeteilt, besteht aus-
schließlich Versicherungsschutz für Schäden, die
der Versicherungsnehmer im Rahmen der von ihm
übernommenen Aufgabe verursacht hat.

A3-6.10.2 Sind die Aufgaben nicht im Sinne von A3-6.10.1 auf-
geteilt oder ist der schadenverursachende Partner
nicht zu ermitteln gilt:
a)  Die Ersatzpflicht des Versicherers ist auf die

Quote beschränkt, welche der prozentualen Be-
teiligung des Versicherungsnehmers an der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei
ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die
schadenverursachenden Personen oder Sachen
(Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien
usw.) angehören.

b)  Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich
innerhalb der vereinbarten Versicherungssum-
men über A3-6.10.2 a) hinaus für den Fall, dass
über das Vermögen eines Partners das Insol-
venzverfahren eröffnet oder die Eröffnung man-
gels Masse abgelehnt worden ist und für diesen
Partner wegen Nichtzahlung seines Beitrags kein
Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der
dem Versicherungsnehmer zugewachsene An-
teil, soweit für ihn nach dem Ausscheiden des
Partners und der dadurch erforderlichen Ausein-
andersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

A3-6.10.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche
a)  wegen Schäden an den von den einzelnen Part-

nern in die Arbeitsgemeinschaft eingebrachten
oder von der Arbeitsgemeinschaft beschafften
Sachen und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, gleichgültig, von wem die
Schäden verursacht wurden;

b)  der Partner der Arbeits- oder Liefergemeinschaft
untereinander sowie der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft gegen die Partner und umgekehrt.

A3-6.10.4 Versicherungsschutz im Umfang von A3-6.10.1 bis
A3-6.10.3 besteht auch für die Arbeits- oder Liefer-
gemeinschaft selbst.

A3-6.11 Schäden durch Abwässer und allmähliche Einwir-
kung
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Beschädigungen, die durch
Rauch, Ruß, Dämpfe, Abwässer, Niederschläge,
Schwammbildung oder allmähliches Eindringen von
Feuchtigkeit entstehen.
Zu den mitversicherten Abwässern gehören auch
häusliche Abwässer und Abwässer aus dem Rückstau
des Straßenkanals.

A3-6.12 Schäden durch Asbest
A3-6.12.1 Versichert ist – abweichend von A3-8.6 – die ge-

setzliche Haftpflicht wegen Personen-, Sach- und
Vermögensschäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.
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A3-6.12.2 Als Versicherungsfall gilt abweichend von A3-3.1 die
erstmalige Geltendmachung eines gesetzlichen
Haftpflichtanspruches privatrechtlichen Inhalts ge-
gen den Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person durch Dritte während der Dauer des
Versicherungsvertrages.
Ein Haftpflichtanspruch ist geltend gemacht, wenn
gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben wird
oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer schrift-
lich mitteilt, einen Anspruch gegen diese zu haben.

A3-6.12.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Personenschäden infolge von Ar-
beitsunfällen und Berufskrankheiten gemäß §§ 110,
106 Abs.1 Satz 1 SGB VII in Verbindung mit §§ 105,
104 SGB VII oder gleichartigen Bestimmungen an-
derer Länder.

A3-6.12.4 Die Versicherungssumme für derartige Schäden so-
wie die Höchstersatzleistung für alle Versicherungs-
fälle eines Versicherungsjahres entspricht den Re-
gelungen gemäß A1-6.17.
Von jedem Versicherungsfall hat der Versicherungs-
nehmer 500 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).

A3-6.13 Arbeitnehmerüberlassung
A3-6.13.1 Versichert ist entsprechend der Betriebsbeschrei-

bung und im Rahmen dieses Vertrages die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers als
Dienstleistungsunternehmen aus der erlaubten ge-
werblichen Überlassung von Arbeitskräften an Dritte
gemäß § 1 und § 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes (AÜG), wenn wegen eines etwaigen Aus-
wahlverschuldens Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden. Die Kenntnis von der Nichteignung
einer Leiharbeitskraft für eine vom Entleiher angefor-
derte Arbeitsleistung wird in Erweiterung zu A3-8.2
dem Vorsatz gleichgestellt.

A3-6.13.2 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der überlassenen Arbeitskräfte für Schäden,
die sie bei im Interesse des Entleihers ausgeführten
dienstlichen Verrichtungen verursachen.
Erlangt die überlassene Arbeitskraft Versicherungs-
schutz aus der Betriebshaftpflichtversicherung des
Entleihers, so entfällt der Versicherungsschutz aus
diesem Vertrag vollständig (sogenannte subsidiäre
Deckung).

A3-6.13.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben
Ansprüche

● des Entleihers gegenüber den überlassenen Ar-
beitskräften;

● wegen Schäden an Sachen, die sich im Eigentum
oder Besitz des Entleihers befinden;

● aus Schäden an Anlagen und Anlagenteilen, die
von Leiharbeitskräften im Rahmen ihrer Tätigkei-
ten für den Entleiher geplant oder konstruiert wor-
den sind oder für die sie die Bauleitung ausüben;

● aus Personenschäden, bei denen es sich um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Entleihers gemäß dem Sozialgesetzbuch Teil VII
handelt.

A3-6.13.4 Der Versicherungsschutz erlischt unbeschadet
sonstiger Fristen in jedem Fall mit der Rücknahme
oder dem Widerruf der Erlaubnis zur Arbeitnehmer-
überlassung (§ 4 und § 5 AÜG).

A3-6.14 Schäden durch Medienverluste
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Austretens oder Verlustes von
Flüssigkeit oder Gasen im Zusammenhang mit dem
Ablesen von Zählern sowie aus der Herstellung, Liefe-
rung, Montage, Instandhaltung oder Wartung von Anla-

gen oder Behältern. Auf diese Schäden finden die Be-
stimmungen über Sachschäden Anwendung.
Ersetzt wird ausschließlich der Wiederbeschaffungs-
wert der abhanden gekommenen Flüssigkeiten oder
Gase (Medienverluste) am Tag des Schadens.

A3-6.15 Abhandenkommen von Sachen wegen Störung ei-
ner vom Versicherungsnehmer installierten/gewar-
teten Alarmanlage
Versichert ist – abweichend von A3-3.2 – die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen des
Abhandenkommens von Sachen, das auf eine Stö-
rung/ein Versagen einer vom Versicherungsnehmer in-
stallierten bzw. gewarteten Alarmanlage von Gebäu-
den und Containern zurückzuführen ist. Versiche-
rungsschutz wird nur gewährt, wenn und soweit nicht
anderweitig Versicherungsschutz besteht (Subsidiari-
tät).
Die Versicherungssumme für derartige Schäden sowie
die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres entspricht den Regelungen
gemäß A1-6.4.4.

A3-6.16 Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen
Versichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche gegen
den Versicherungsnehmer wegen Abbruch- und Ein-
reißarbeiten an Bauwerken sowie wegen Sprengun-
gen.

A3-7 Erweiterte Produkthaftpflichtbedingungen
Falls besonders vereinbart und im Versicherungs-
schein genannt, gilt Folgendes mitversichert:
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl
solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte
Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers
enthalten.
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung
der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelie-
ferten Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Män-
geln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
Mangelhaftigkeit im Sinne dieser Regelung ist die tat-
sächliche Mangelhaftigkeit, nicht der Mangelverdacht.
Die vom Versicherungsnehmer in Lohnbe- oder -verar-
beitung gefertigten Erzeugnisse werden den Erzeugnis-
sen des Versicherungsnehmers gleich gestellt.
A3-6.2 (vertraglich übernommene Haftpflicht) und A3-6.3
(Schäden im Ausland) finden Anwendung.

A3-7.1 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschä-
den

A3-7.1.1 Versichert sind gesetzliche Schadensersatzansprü-
che Dritter wegen der in A3-7.1.2 genannten Schä-
den infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten
Dritter, die durch eine aus tatsächlichen oder wirt-
schaftlichen Gründen nicht trennbare Verbindung,
Vermischung oder Verarbeitung von mangelhaft her-
gestellten oder gelieferten Erzeugnissen mit ande-
ren Produkten entstanden sind.

A3-7.1.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprü-
che wegen
a)  der Beschädigung oder Vernichtung der anderen

Produkte;
b)  anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte

aufgewendeter Kosten mit Ausnahme des Ent-
gelts für die mangelhaften Erzeugnisse des Ver-
sicherungsnehmers;

c)  Kosten für eine rechtlich gebotene und wirt-
schaftlich zumutbare Nachbearbeitung der Ge-
samtprodukte oder für eine andere Schadensbe-
seitigung. Der Versicherer ersetzt diese Kosten
in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für
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die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum
Verkaufspreis der Gesamtprodukte (nach Nach-
bearbeitung oder anderer Schadensbeseitigung)
steht;

d)  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen
Gewinns), weil die Gesamtprodukte nicht oder
nur mit einem Preisnachlass veräußert werden
können. Der Versicherer ersetzt diese Vermö-
gensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem
das Entgelt für die Erzeugnisse des Versiche-
rungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der
bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers für die
Gesamtprodukte zu erzielen gewesen wäre;

e)  der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers
unmittelbar entstandenen Kosten durch den Pro-
duktionsausfall, der aus der Mangelhaftigkeit der
Gesamtprodukte herrührt. Ansprüche wegen ei-
nes darüberhinausgehenden Schadens durch
den Produktionsausfall sind nicht versichert.

A3-7.2 Weiterverarbeitungs- und Weiterbearbeitungsschä-
den

A3-7.2.1 Versichert sind gesetzliche Schadensersatzansprü-
che Dritter wegen der in A3-7.2.2 genannten Schä-
den infolge Weiterverarbeitung oder -bearbeitung
mangelhaft hergestellter oder gelieferter Erzeugnis-
se, ohne dass eine Verbindung, Vermischung oder
Verarbeitung mit anderen Produkten stattfindet.

A3-7.2.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprü-
che wegen
a)  Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbei-

tung der mangelhaften Erzeugnisse mit Ausnah-
me des Entgelts für die mangelhaften Erzeugnis-
se des Versicherungsnehmers, sofern die verar-
beiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse unveräu-
ßerlich sind;

b)  Kosten für eine rechtlich gebotene und wirt-
schaftlich zumutbare Nachbearbeitung der wei-
terverarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse
oder für eine andere Schadensbeseitigung. Der
Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhält-
nis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse
des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis
der weiterverarbeiteten oder bearbeiteten Er-
zeugnisse (nach Nachbearbeitung oder anderer
Schadensbeseitigung) steht;

c)  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen
Gewinns), weil die weiterverarbeiteten oder bear-
beiteten Erzeugnisse nicht oder nur mit einem
Preisnachlass veräußert werden können. Der
Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in
dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zu dem
Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstel-
lung oder Lieferung der Erzeugnisse des Versi-
cherungsnehmers nach Weiterverarbeitung oder
-bearbeitung zu erwarten gewesen wäre.

A3-7.3 Aus- und Einbaukosten
A3-7.3.1 Versichert sind gesetzliche Schadensersatzansprü-

che Dritter wegen der in A3-7.3.2 und A3-7.3.3 ge-
nannten Schäden infolge Mangelhaftigkeit von Ge-
samtprodukten Dritter, die durch den Einbau, das
Anbringen, Verlegen oder Auftragen von mangelhaft
hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen entstan-
den sind.

A3-7.3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprü-
che wegen
a)  Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeug-

nisse (nicht jedoch von deren Einzelteilen), d. h.
Kosten für das Ausbauen, Abnehmen, Freilegen

oder Entfernen mangelhafter Erzeugnisse und
das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftra-
gen mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier
Produkte Dritter. Vom Versicherungsschutz aus-
genommen bleiben die Kosten für die Nach- und
Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder
mangelfreier Produkte Dritter;

b)  Kosten für den Transport mangelfreier Erzeug-
nisse oder mangelfreier Produkte Dritter mit Aus-
nahme solcher an den Erfüllungsort der ur-
sprünglichen Lieferung des Versicherungsneh-
mers. Sind die Kosten für den direkten Transport
vom Versicherungsnehmer bzw. vom Dritten zum
Ort des Austauschs geringer als die Kosten des
Transports vom Erfüllungsort der ursprünglichen
Lieferung des Versicherungsnehmers zum Ort
des Austauschs, sind nur die Kosten des Direkt-
transports versichert.

A3-7.3.3 Ausschließlich für die in A3-7.3.2 genannten Kosten
besteht in Erweiterung zu A3-7.3.1 Versicherungs-
schutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer ge-
setzlichen Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseiti-
gung eines Mangels des Erzeugnisses des Versi-
cherungsnehmers von diesem oder seinem Abneh-
mer aufgewendet werden.

A3-7.3.4 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn
a)  der Versicherungsnehmer die mangelhaften Er-

zeugnisse selbst eingebaut oder montiert hat
oder in seinem Auftrag, für seine Rechnung oder
unter seiner Leitung hat einbauen oder montie-
ren lassen; dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass die Mangelhaftigkeit
nicht aus dem Einbau, der Montage oder Monta-
geleitung, sondern ausschließlich aus der Her-
stellung oder Lieferung resultiert;

b)  sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß
A3-7.3.1 bis A3-7.3.3 auf Teile, Zubehör oder
Einrichtungen von Kraft-, Schienen-, oder Was-
serfahrzeugen beziehen, soweit diese Erzeug-
nisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch den
Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte
Dritte ersichtlich für den Bau von oder den Ein-
bau in Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen
bestimmt waren.

A3-7.3.5 Aus- und Einbaukosten beim Einzelteileaus-
tausch und Reparaturkosten
In Erweiterung zu A3-7.3.1 bis A3-7.3.3 besteht Ver-
sicherungsschutz auch für gesetzliche Ansprüche
Dritter wegen
a)  Kosten für den Austausch mangelhafter Einzel-

teile von Erzeugnissen des Versicherungsneh-
mers, die in Gesamtprodukte Dritter eingebaut,
angebracht, verlegt oder aufgetragen worden
sind (mit Ausnahme der Kosten für die Nach-
und Neulieferung mangelfreier Einzelteile);

b)  Kosten der Reparatur mangelhafter Erzeugnisse
des Versicherungsnehmers im eingebauten Zu-
stand;

c)  Kosten für andere Mangelbeseitigungsmaßnah-
men an mangelhaften Erzeugnissen des Versi-
cherungsnehmers, die in Gesamtprodukte Dritter
eingebaut, angebracht, verlegt oder aufgetragen
worden sind.

Im Falle des Austauschs mangelhafter Einzelteile im
Sinne von A3-7.3.5 a) besteht Versicherungsschutz
auch für die Kosten des Transports nach- oder neu-
gelieferter Einzelteile mit Ausnahme solcher an den
Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Ver-
sicherungsnehmers. Sind die Kosten für den direk-
ten Transport vom Versicherungsnehmer zum Ort
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des Austauschs geringer als die Kosten des Trans-
ports vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung
des Versicherungsnehmers zum Ort des Aus-
tauschs, sind nur die Kosten des Direkttransports
versichert.
Die Ausschlüsse gemäß A3-7.3.4 finden auch in
Fällen gemäß A3-7.3.5 Anwendung.

A3-7.3.6 Kann der Mangel des Gesamtprodukts durch ver-
schiedene der in A3-7.3.2, A3-7.3.3 und A3-7.3.5
genannten Maßnahmen beseitigt werden, besteht
Versicherungsschutz nur in Höhe der günstigsten
versicherten Kosten.

A3-7.3.6.1 Wird anstelle der unter A3-7.3.2 genannten Maß-
nahmen eine geeignete Ersatzmaßnahme ausge-
führt, so übernimmt der Versicherer die hierfür er-
forderlichen Aufwendungen. Der Versicherungs-
nehmer hat hiervon den Anteil selbst zu tragen,
der sich im Falle der Aus- und Einbaukosten aus
dem Verhältnis des Wertes seiner Nachlieferung
(einschließlich Transportkosten) zu den gesamten
Instandsetzungskosten ergeben würde.
Instandsetzungskosten sind Kosten für Aus- und
Einbau zuzüglich der Kosten für die Nachlieferung
mangelfreier Erzeugnisse einschließlich Trans-
portkosten.
Die erforderlichen Aufwendungen für eine geeig-
nete Ersatzmaßnahme werden maximal bis zu
der Höhe ersetzt, die sich im Falle der Aus- und
Einbaukosten ergeben würde.

A3-7.3.7 Ersatzmaßnahmen
Im Falle einer Reparatur oder anderen Mangelbesei-
tigungsmaßnahmen im Sinne von A3-7.3.5 b) und
A3-7.3.5 c) ersetzt der Versicherer die daraus ent-
standenen Kosten darüber hinaus in dem Verhältnis
nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des
Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der Ge-
samtprodukte (nach Reparatur oder anderer Man-
gelbeseitigungsmaßnahme) steht.

A3-7.3.8 Selbstaustausch
Nimmt der Versicherungsnehmer aus Gründen der
Schadenminderung den Austausch selbst vor, ohne
dass der Ersteinbau zu seinem Leistungsumfang
gehörte, werden entsprechende Eigenkosten im In-
teresse wirtschaftlicher Schadenregulierung wie Auf-
wendungen Dritter behandelt.

A3-7.4 Schäden durch mangelhafte Maschinen
A3-7.4.1 Versichert sind gesetzliche Schadensersatzansprü-

che Dritter wegen der in A3-7.4.2 genannten Schä-
den infolge Mangelhaftigkeit von Produkten, die
durch vom Versicherungsnehmer mangelhaft herge-
stellte, gelieferte, montierte oder gewartete Maschi-
nen produziert, be- oder verarbeitet wurden.
Als Maschinen gelten auch Werkzeuge an Maschi-
nen und Erzeugnisse der Steuer-, Mess- und Regel-
technik sowie Formen.

A3-7.4.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprü-
che wegen
a)  der Beschädigung oder Vernichtung der mittels

der Maschine hergestellten, be- oder verarbeite-
ten Produkte;

b)  anderer für die Herstellung, Be- oder Verarbei-
tung der Produkte nutzlos aufgewendeter Kos-
ten;

c)  Kosten für eine rechtlich gebotene und wirt-
schaftlich zumutbare Nachbearbeitung der mit-
tels der Maschinen des Versicherungsnehmers
hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte
oder für eine andere Schadensbeseitigung;

d)  weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen
Gewinns), weil die mittels der Maschinen des

Versicherungsnehmers hergestellten, be- oder
verarbeiteten Produkte nicht oder nur mit einem
Preisnachlass veräußert werden konnten;

e)  der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers
unmittelbar entstandenen Kosten infolge eines
sich aus Mängeln der hergestellten, be- oder ver-
arbeitenden Produkte ergebenden Produktions-
ausfalls. Ansprüche wegen eines darüberhinaus-
gehenden Schadens durch den Produktionsaus-
fall sind nicht versichert;

f)  weiterer Vermögensnachteile, weil die mittels der
Maschinen des Versicherungsnehmers mangel-
haft hergestellten, be- oder verarbeiteten Produk-
te mit anderen Produkten verbunden, vermischt,
verarbeitet (A3-7.1) oder weiterverarbeitet oder
-bearbeitet (A3-7.2), eingebaut, angebracht, ver-
legt oder aufgetragen (A3-7.3) werden. Dieser
Versicherungsschutz wird im Umfang der vorge-
nannten A3-7.1 ff. gewährt.

A3-7.5 Prüf- und Sortierkosten
Versicherungsschutz gemäß A3-7.1 bis A3-7.4 für
Produkte mit Mangelverdacht
Besteht Versicherungsschutz nach der vorangehenden
A3-7.1 ff., gilt:

A3-7.5.1 Versichert sind gesetzliche Schadensersatzansprü-
che Dritter wegen der in A3-7.5.2 und A3-7.5.3 ge-
nannten Schäden infolge der Überprüfung von Pro-
dukten der Dritten auf Mängel, wenn die Mangelhaf-
tigkeit einzelner Produkte bereits festgestellt wurde
und aufgrund ausreichenden Stichprobenbefundes
oder sonstiger nachweisbarer Tatsachen gleiche
Mängel an gleichartigen Produkten zu befürchten
sind. Die Überprüfung muss der Feststellung die-
nen, welche der Produkte mit Mangelverdacht tat-
sächlich mangelhaft sind und bei welchen dieser
Produkte die nach A3-7.1 ff. versicherten Maßnah-
men zur Mangelbeseitigung erforderlich sind. Pro-
dukte im Sinne dieser Regelung sind solche, die aus
oder mit Erzeugnissen des Versicherungsnehmers
hergestellt, be- oder verarbeitet wurden.

A3-7.5.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprü-
che wegen Kosten der Überprüfung der Produkte
mit Mangelverdacht. Zur Überprüfung gehört auch
ein notwendiges Vorsortieren zu überprüfender und
Aussortieren von überprüften Produkten sowie das
infolge der Überprüfung erforderliche Umpacken der
betroffenen Produkte.

A3-7.5.3 Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Über-
prüfung der Produkte mit Mangelverdacht zzgl. der
nach A3-7.1 ff. gedeckten Kosten auf Basis der fest-
gestellten oder nach objektiven Tatsachen anzuneh-
menden Fehlerquote höher sind als die nach A3-7 ff.
gedeckten Kosten im Falle der tatsächlichen Man-
gelhaftigkeit aller Produkte mit Mangelverdacht, so
beschränkt sich der Versicherungsschutz auf die
Versicherungsleistungen nach A3-7.1 ff. In diesen
Fällen oder wenn eine Feststellung der Mangelhaf-
tigkeit nur durch Zerstörung des Produkts möglich
ist, bedarf es keines Nachweises, dass die Produkte
mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen.
Ist eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur nach
Ausbau der Erzeugnisse möglich und wäre bei tat-
sächlicher Mangelhaftigkeit der Austausch dieser
Erzeugnisse die notwendige Mangelbeseitigungs-
maßnahme nach A3-7.3, so beschränkt sich der
Versicherungsschutz ebenfalls auf die Versiche-
rungsleistungen nach A3-7.3. Auch in diesen Fällen
bedarf es keines Nachweises, dass die Produkte mit
Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen.

A3-7.5.4 Ausschließlich für die in A3-7.5.2 und A3-7.5.3 ge-
nannten Kosten besteht in Erweiterung von A3-7.5.1
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Versicherungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfül-
lung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder
zur Beseitigung eines Mangels des Erzeugnisses
des Versicherungsnehmers von diesem oder sei-
nem Abnehmer aufgewendet werden.

A3-7.6 Versicherungsfall und Zeitpunkt seines Eintritts
Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des
Vertrags eingetretene Schadensereignis gemäß
A3-3.1.
Bei A3-7.3.3 und A3-7.5.4 ist es für den Versiche-
rungsfall – abweichend von A3-3.1 – unerheblich, dass
es sich nicht um Haftpflichtansprüche handelt.
Der Versicherungsfall tritt ein:
a)  bei A3-7.1 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermi-

schung oder Verarbeitung der Erzeugnisse;
b)  bei A3-7.2 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder

-verarbeitung der Erzeugnisse;
c)  bei A3-7.3 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens,

Verlegens oder Auftragens der Erzeugnisse;
d)  bei A3-7.4.2 a) bis A3-7.4.2 e) im Zeitpunkt der

Produktion, Be- oder Verarbeitung der in A3-7.4 ge-
nannten Sachen;

e)  bei A3-7.4.2 f) in den für A3-7.1 bis A3-7.3 vorge-
nannten Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher die-
ser Ziffern die Regelung gemäß A3-7.4.2 f) in Zu-
sammenhang steht;

f)  bei A3-7.5 in den für A3-7.1 bis A3-7.4 vorgenann-
ten Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher dieser
Ziffern die in A3-7.5 geregelte Überprüfung in Zu-
sammenhang steht.

A3-7.7 Besondere Ausschlüsse für die erweiterten Pro-
dukthaftpflichtbedingungen

A3-7.7.1 Folgeschäden
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Folgeschä-
den (z. B. Betriebsunterbrechung oder Produktions-
ausfall), soweit diese nicht in den A3-7.1 ff. aus-
drücklich mitversichert sind.

A3-7.7.2 Verbundene Unternehmen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden,
die von Unternehmen, die mit dem Versicherungs-
nehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital
mehrheitlich verbunden sind oder unter einer ein-
heitlichen unternehmerischen Leitung stehen, gel-
tend gemacht werden.

A3-7.7.3 Rückrufkostenausschluss
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Kosten ge-
mäß A3-7.1.2 c), A3-7.2.2 b), A3-7.3 und – soweit
vereinbart – A3-7.5 sowie Ansprüche wegen Beseiti-
gungs- bzw. Vernichtungskosten gemäß A3-7.1.2 d)
und A3-7.2.2 c), die im Zusammenhang mit einem
Rückruf von Erzeugnissen geltend gemacht werden.
Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beru-
hende Aufforderung des Versicherungsnehmers, zu-
ständiger Behörden oder sonstiger Dritter an End-
verbraucher, Endverbraucher beliefernde Händler,
Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Erzeugnis-
se von autorisierter Stelle auf die angegebenen
Mängel prüfen, die gegebenenfalls festgestellten
Mängel beheben oder andere namentlich benannten
Maßnahmen durchführen zu lassen.

A3-8 Allgemeine Ausschlüsse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom
Versicherungsschutz ausgeschlossen:

A3-8.1 Vorsätzlich oder durch bewusstes Abweichen her-
beigeführte Schäden
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden
a)  vorsätzlich oder
b)  durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder

behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen
Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers

herbeigeführt haben.
A3-2.4 findet keine Anwendung.
A3-8.1 b) findet nur dann Anwendung, wenn Versiche-
rungsschutz nach A3-7 vereinbart ist.

A3-8.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leis-
tungen
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden dadurch verursacht ha-
ben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit
oder Schädlichkeit

● Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
● Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht

haben.
A3-2.4 findet keine Anwendung.

A3-8.3 Ansprüche der Versicherten untereinander
Ausgeschlossen sind Ansprüche
a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in

A3-8.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen,

b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags,

c)  zwischen mehreren mitversicherten Personen des-
selben Versicherungsvertrags.

Diese Ausschlüsse gelten auch für Ansprüche von An-
gehörigen der vorgenannten Personen, die mit diesen
in häuslicher Gemeinschaft leben.

A3-8.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers, gesetzlichen Vertretern, Gesellschaftern
und anderen Personen
Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer
a)  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm

in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den
im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen
gehören.
Als Angehörige gelten
● Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten,

● Eltern und Kinder,
● Adoptiveltern und -kinder,
● Schwiegereltern und -kinder,
● Stiefeltern und -kinder,
● Großeltern und Enkel,
● Geschwister sowie
● Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch

ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinan-
der verbunden sind);

b)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern,
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsun-
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fähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute
Person ist;

c)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht
rechtsfähiger Verein ist;

d)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

e)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft
ist;

f)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.

Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für Ansprü-
che von Angehörigen der dort genannten Personen,
die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A3-8.5 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen,
Arbeiten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer-
ten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung
liegenden Ursache und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der
Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt
und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache
oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung,
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versi-
cherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
übernommen haben.

A3-8.6 Asbest
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnis-
se zurückzuführen sind.

A3-8.7 Gentechnik
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
zurückzuführen sind auf
a)  gentechnische Arbeiten,
b)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
c)  Erzeugnisse, die
● Bestandteile aus GVO enthalten,
● aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt

wurden.

A3-8.8 Rechtsmängel
Ausgeschlossen sind Ansprüche, die daraus hergelei-
tet werden, dass gelieferte Sachen oder Arbeiten mit
einem Rechtsmangel behaftet sind (z. B. Schäden aus
der Verletzung von Patenten, gewerblichen Schutz-
rechten, Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, Na-
mensrechten, Verstößen in Wettbewerb und Wer-
bung).

A3-8.9 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige
Diskriminierungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehand-
lung oder sonstigen Diskriminierungen.

A3-8.10 Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, welche entstehen durch
a)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschun-

gen,

b)  Überschwemmungen stehender oder fließender
Gewässer.

A3-8.11 Bergschäden, Schäden beim Bergbaubetrieb
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
a)  Bergschäden im Sinne des § 114 des Bundesberg-

gesetzes (BBergG), wenn hierdurch Grundstücke,
deren Bestandteile und Zubehör beschädigt wer-
den;

b)  Schäden beim Bergbaubetrieb im Sinne des § 114
BBergG durch schlagende Wetter, Wasser- und
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosio-
nen.

A3-8.12 Übertragung von Krankheiten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
a)  Personenschäden und allen sich daraus ergeben-

den Vermögensschäden, die aus der Übertragung
einer Krankheit einer natürlichen versicherten Per-
son resultieren, es sei denn, diese Person beweist,
dass sie weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
handelt hat.
A3-2.4 findet keine Anwendung;

b)  Sachschäden und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, die durch Krankheit der dem
Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehal-
tenen oder veräußerten Tiere entstanden sind, es
sei denn, der Versicherungsnehmer beweist, dass
weder er noch eine mitversicherte Person vorsätz-
lich oder grob fahrlässig gehandelt hat.

A3-8.13 Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraft-
fahrzeug-Anhängers verursachen.
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger ist
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn kei-
ne dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird.

A3-8.14 Luft- und Raumfahrzeuge
Ausgeschlossen sind Ansprüche
a)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ei-

ne mitversicherte Person oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen
werden;

b)  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen,
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden;

c)  wegen Schäden aus
● der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder

Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit
die Teile im Zeitpunkt der Auslieferung ersicht-
lich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeugen
bestimmt waren;

● Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung, Be- und
Entladen) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder
deren Teilen.
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A3-8.15 Wasserfahrzeuge
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden.
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Hal-
ter oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn
das Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt
wird.

A3-8.16 Bahnen, Teilnahme am Eisenbahnbetrieb
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von
Personen oder Sachen sowie aus der selbstständigen
und nichtselbstständigen Teilnahme am Eisenbahnbe-
trieb.

A3-8.17 Kriegsereignisse, Unruhen, hoheitliche Verfügun-
gen, höhere Gewalt
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
nachweislich

● auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Hand-
lungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, il-
legalem Streik oder

● unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maß-
nahmen

beruhen.
Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, so-
weit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

A3-8.18 Entschädigungen mit Strafcharakter
Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung
mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exem-
plary damages.

A3-8.19 Französische „Garantie Décennale“ und gleicharti-
ge Bestimmungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche nach den Artikeln
1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden
Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französi-
schen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen an-
derer Länder.

A3-8.20 Arzneimittel
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Personen-
schäden und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden durch im Geltungsbereich des Arzneimit-
telgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arz-
neimittel, für die der Versicherungsnehmer in der Ei-
genschaft als pharmazeutischer Unternehmer im Sinne
des AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen hat.

A3-8.21 Sprengstoffe, Feuerwerke
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von
Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandels-
zwecken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen
von Feuerwerken.

A3-8.22 Brennbare und explosible Stoffe
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden durch bewusst gesetz-,
vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit
brennbaren oder explosiblen Stoffen verursacht haben.
A3-2.4 findet keine Anwendung.

A3-8.23 Abbruch- und Einreißarbeiten, Sprengungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den, die entstehen bei
a)  Abbruch- und Einreißarbeiten:

in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des
einzureißenden Bauwerks entspricht;

b)  Sprengungen:
an Immobilien in einem Umkreis mit einem Radius
von weniger als 150 m.

A3-8.24 Ansprüche nach Umweltschadensgesetz
Ausgeschlossen sind Ansprüche, die gegen den Versi-
cherungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß Um-
weltschadensgesetz oder anderen auf der EU-Umwelt-
haftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationa-
len Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden.
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer
von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung
der durch solche Umweltschäden entstandenen Kos-
ten in Anspruch genommen wird.
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche An-
sprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Um-
weltschadensgesetzes oder anderer auf der EU- Um-
welthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender natio-
naler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzli-
cher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts
gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht
werden könnten.

A3-8.25 Schäden im Zusammenhang mit dem Austausch,
der Übermittlung und der Bereitstellung elektroni-
scher Daten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstel-
lung elektronischer Daten, soweit es sich um Schäden
aus
a)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung

oder Veränderung von Daten,
b)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Da-

ten,
c)  Störung des Zugangs zum elektronischen Daten-

austausch,
d)  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informatio-

nen
handelt.

A3-8.26 Erprobungsklausel
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Sachschäden
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden
sowie Ansprüche aus Schäden gemäß A3-7 durch Er-
zeugnisse, deren Verwendung oder Wirkung im Hin-
blick auf den konkreten Verwendungszweck nicht nach
dem Stand der Technik oder in sonstiger Weise ausrei-
chend erprobt waren.
Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den her-
gestellten oder gelieferten Erzeugnissen weder in ei-
nem Funktionszusammenhang stehen noch deren be-
stimmungsgemäßer Einwirkung unterliegen.
A3-8.26 findet nur dann Anwendung, wenn Versiche-
rungsschutz nach A3-7 vereinbart ist.

A3-8.27 Kommissionsware
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
Kommissionsware und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.

A3-8.28 Umweltrisiko
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden
durch Umwelteinwirkung (siehe hierzu A2 – Umweltri-
siko).

A3-8.29 Offshore-Anlagen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus

● Besitz oder Betrieb von Offshore-Anlagen,
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● Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau,
Montage, Demontage, Wartung, Instandhaltung von
Offshore-Anlagen sowie Wartungs-, Installations-
oder sonstigen Service-Arbeiten im Zusammenhang
mit Offshore-Anlagen,

● Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von
Erzeugnissen, die ersichtlich für Offshore-Anlagen
bestimmt waren.

Offshore-Anlagen sind im Meer gelegene Anlagen, wie
z. B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windener-
gieanlagen. Der Offshore-Bereich beginnt an der Ufer-
linie bei Flut.

A3-8.30 Leitungen für Wasser sowie Gas, Öl bzw. Ölpro-
dukte und sonstige gefährliche Stoffe
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Besitz oder Betrieb von Leitungen für Wasser sowie
Gas, Öl bzw. Ölprodukte und sonstige gefährliche Stof-
fe außerhalb des Betriebsgeländes des Versiche-
rungsnehmers, wenn die Gesamtlänge der Leitungen
bzw. der Leitungsnetze mehr als 5 km beträgt.

A3-8.31 Verkehrsverträge
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
Gütern, die Gegenstand eines mit dem Versicherungs-
nehmer geschlossenen Verkehrsvertrags (Fracht-,
Speditions- oder Lagervertrag) sind.

A3-8.32 Ge- oder Verbrauch von Tabakerzeugnissen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Personen-
schäden, die durch den Ge- oder Verbrauch von Ta-
bakerzeugnissen, diesen gleichgestellten Erzeugnis-
sen (z. B. elektrische Zigaretten) sowie durch Produk-
te, die in Tabakerzeugnissen enthalten sind (z. B. Fil-
ter, Zigarettenpapier), verursacht werden.

A3-8.33 Planungs- und Bauleitungstätigkeiten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Planungs- und Bauleitungstätigkeit.

A3-9 Veränderungen des versicherten Risikos (Erhöhun-
gen und Erweiterungen)
Diese Bestimmung findet nur Anwendung, wenn Versi-
cherungsschutz nach A3-7 vereinbart ist. Wenn kein Ver-
sicherungsschutz nach A3-7 vereinbart ist, gilt A1-8.
Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers

A3-9.1 aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten
Risikos.
Dies gilt nicht
a)  für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von ver-

sicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen,

b)  für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, sowie

c)  für Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-An-
lagen, die mittels Bohrung errichtet werden oder
wurden;

A3-9.2 aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschrif-
ten. In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

A3-9.3 Der Versicherungsnehmer hat wesentliche Erhöhun-
gen oder Erweiterungen des Produktions- oder Tätig-
keitsumfangs zwecks Vereinbarung neuer Prämien
und Überprüfung der Bedingungen – abweichend von
A(GB)-2.1 (Beitragsregulierung) – unverzüglich anzu-
zeigen. Kommt der Versicherungsnehmer dieser An-
zeigepflicht nicht nach, so erhöhen sich die in A3-5.4

genannten Selbstbehalte in Schadensfällen, die mit
solchen Erhöhungen oder Erweiterungen in Zusam-
menhang stehen, auf das Doppelte der in A3-5.4 ge-
nannten Selbstbehalte.

A3-10 Neu hinzukommende Risiken (Vorsorgeversiche-
rung)
Diese Bestimmung findet nur Anwendung, wenn Versi-
cherungsschutz nach A3-7 vereinbart ist. Wenn kein Ver-
sicherungsschutz nach A3-7 vereinbart ist, gilt A1-9.

A3-10.1 Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risi-
ken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags
neu entstehen, sofort versichert.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, jedes neue
Risiko unverzüglich anzuzeigen. Kommt der Versiche-
rungsnehmer dieser Anzeigepflicht nicht nach, so er-
höhen sich die in A3-5.4 genannten Selbstbehalte in
Schadensfällen, die mit neu entstandenen Risiken in
Zusammenhang stehen, auf das Doppelte der in
A3-5.4 genannten Selbstbehalte.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekom-
men ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen
war.
Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine
Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

A3-10.2 Versicherungssumme Vorsorgeversicherung
Die für den Vertrag vereinbarten allgemeinen Versi-
cherungssummen bzw. die für die Risiken gemäß A3-7
vereinbarten Versicherungssummen gelten auch für
die Vorsorgeversicherung.

A3-10.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für
a)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder

Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs,
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

b)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder
Führen von Bahnen;

c)  Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht unterliegen;

d)  Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi-
cherungsverträgen zu versichern sind;

e)  Risiken im Zusammenhang mit Geothermie-Anla-
gen, die mittels Bohrung errichtet werden oder wur-
den.

A3-11 Zeitliche Begrenzung
A3-11.1 Der Versicherungsschutz gemäß A3-7.1 ff. umfasst die

Folgen aller während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetretenen Versicherungsfälle, die dem Versi-
cherer nicht später als drei Jahre nach Beendigung
des Versicherungsvertrags gemeldet werden. Unbe-
rührt bleiben die vertraglichen Anzeigeobliegenheiten.
Diese dreijährige Befristung des Versicherungsschut-
zes gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den
Nachweis erbringt, dass diese Frist von ihm unver-
schuldet versäumt wurde.

A3-11.2 Für Ansprüche nach A3-7.1 ff. wegen Schäden durch
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, die vor In-
krafttreten dieses Versicherungsvertrags ausgeliefert
wurden, besteht Versicherungsschutz nur bei beson-
derer Vereinbarung.
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A3-11.3 Vorumsätze bis 1 Jahr
In teilweiser Abweichung von A3-11.2 besteht Versi-
cherungsschutz gemäß A3-7.1 ff. auch für Ansprüche
wegen Schäden durch Erzeugnisse des Versiche-
rungsnehmers, die bis zu 1 Jahr vor Inkrafttreten die-
ses Versicherungsvertrages ausgeliefert wurden.

A3-11.4 Versicherungsfälle vor Vertragsbeginn
Versicherungsschutz besteht auch für solche Schäden,
die im letzten Jahr der Wirksamkeit der unmittelbaren
Vorversicherung eingetreten sind, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass

● die Auslieferung der Erzeugnisse maximal 1 Jahr
zurück liegt,

● er bei Inkrafttreten des laufenden Versicherungsver-
trages nicht wusste und auch nicht wissen musste
bzw. konnte, dass vor diesem Zeitpunkt mangelhaf-
te/fehlerhafte Erzeugnisse geliefert wurden oder

● ihm bei Inkrafttreten des laufenden Versicherungs-
vertrages Schäden weder bekannt waren, noch be-
kannt sein mussten, und für diese Schäden wegen
des Ablaufs der im Vorversicherungsvertrag verein-
barten Nachmeldefrist, nicht aber aus sonstigen
Gründen, beim Vorversicherer kein Versicherungs-
schutz mehr besteht.

A3-12 Versicherungsschutz nach Betriebseinstellung oder
Berufsaufgabe (Nachhaftung)
Wird der Versicherungsvertrag allein wegen des vollstän-
digen und dauerhaften Wegfalls des versicherten Risikos

wegen Berufsaufgabe, Betriebs-, Produktions- oder Lie-
fereinstellung (nicht aus anderen Gründen, wie z. B. Än-
derung der Rechtsform) beendet, besteht für nach der
Wirksamkeit der Versicherung eingetretene Versiche-
rungsfälle Versicherungsschutz im Umfang des Vertrags,
wie folgt:
Der Versicherungsschutz
a)  gilt für die Risiken gemäß A3-7 für die Dauer von

3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses an gerechnet.
Für das konventionelle Produkthaftpflichtrisiko gilt
A1-10;

b)  besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Umfang
des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses
geltenden Versicherungsvertrags.
Hierbei ist die Entschädigungsleistung des Versiche-
rers bei jedem Versicherungsfall auf die Versiche-
rungssumme begrenzt, die zuletzt vor Beendigung
des Versicherungsverhältnisses vereinbart wurde.

Die in den vorgenannten Zeitraum fallenden Versiche-
rungsfälle werden so behandelt, als wären sie am letzten
Tag vor Vertragsbeendigung eingetreten.
Gleiches gilt auch, wenn Teilbereiche, mitversicherte Ge-
schäftszweige oder eine mitversicherte Tätigkeit einge-
stellt werden oder wenn mitversicherte Firmen aufgelöst
werden.
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Falls besonders vereinbart und im Versicherungsschein ge-
nannt gilt Folgendes mitversichert:

A4-1 Gegenstand der Versicherung, versichertes Risiko
A4-1.1 Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-

mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Vermögensschäden, die dadurch entste-
hen, dass

● aufgrund festgestellter oder nach objektiven Tatsa-
chen, insbesondere ausreichenden Stichprobenbe-
fundes vermuteter Mängel von Erzeugnissen oder

● aufgrund behördlicher Anordnung

zur Vermeidung von Personen- oder Sachschäden ein
Rückruf im Sinne von A4-3.1 durchgeführt wurde und
der Versicherungsnehmer hierfür in Anspruch genom-
men wird.
Vermögensschäden sind Schäden, die weder durch
Personen- noch durch Sachschäden entstanden sind.

A4-1.2 Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich
auf die in der Risikobeschreibung gemäß Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen aufgeführten, vom
Versicherungsnehmer hergestellten, gelieferten oder
vertriebenen Erzeugnisse. Kein Versicherungsschutz
besteht für Kraft-, Luft- und Raumfahrzeuge sowie er-
sichtlich für Kraft-, Luft- oder Raumfahrzeuge bestimm-
te Teile, Zubehör und Einrichtungen.

A4-1.3 Erzeugnisse im Sinne dieser Bedingungen können so-
wohl vom Versicherungsnehmer hergestellte, geliefer-
te oder vertriebene Erzeugnisse als auch Produkte
Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsneh-
mers enthalten.

A4-1.4 Der Versicherungsnehmer hat auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn er zur Erfüllung seiner gesetzlichen
Rückrufverpflichtung unter vorgenannten Vorausset-
zungen selbst einen Rückruf im Sinne von A4-3.1
durchführt und ihm hierdurch ein Vermögensschaden
entsteht.

A4-1.5 Im Rahmen dieses Risikos sind mitversichert Ansprü-
che wegen Schäden aus der Vergabe von Leistungen
an Dritte (Subunternehmer). Nicht versichert ist die
Haftpflicht der Subunternehmer selbst und deren Be-
triebsangehörige.

A4-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum
Verhältnis zwischen den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer und mitversicherten Personen)

A4-2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
A4-2.1.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-

mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder ei-
nes Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft;

A4-2.1.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schä-
den, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrich-
tungen für den Versicherungsnehmer verursachen.

A4-2.2 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertrags-
bestimmungen sind auf die mitversicherten Personen
entsprechend anzuwenden.

A4-2.3 Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risi-
kobegrenzungen oder Ausschlüsse in der Person des
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Per-
son vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl
für den Versicherungsnehmer als auch für die mitversi-
cherten Personen.

A4-2.4 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur
der Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung
der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungsneh-
mer als auch die mitversicherten Personen verantwort-
lich.

A4-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall
A4-3.1 Versicherungsfall ist der während der Wirksamkeit der

Versicherung erfolgte Rückruf.
Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen-
de Aufforderung

● des Versicherungsnehmers,
● zuständiger Behörden oder
● sonstiger Dritter

an Endverbraucher, Endverbraucher beliefernde
Händler, Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Er-
zeugnisse von autorisierter Stelle auf die angegebe-
nen Mängel prüfen und die gegebenenfalls festgestell-
ten Mängel beheben oder andere namentlich benannte
Maßnahmen durchführen zu lassen.
Als Rückruf gilt auch die Warnung vor nicht sicheren
Erzeugnissen, soweit auf Grund gesetzlicher Verpflich-
tungen zur Vermeidung von Personen- oder Sach-
schäden eine Warnung ausreichend ist.

A4-3.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit diese nicht in A4-3.4 ausdrücklich mitversichert
sind, auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche
handelt,
a)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

b)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die
Nacherfüllung durchführen zu können;

c)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

d)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

e)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;

f)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender
Ersatzleistungen.

A4-3.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, so-
weit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung
oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A4-3.4 Umfang des Versicherungsschutzes
Versichert sind ausschließlich die Kosten für die nach-
folgend aufgeführten Gefahrabwendungsmaßnahmen,
soweit sie im Rahmen eines Rückrufs notwendig sind.
Kann die Gefahr durch verschiedene vom Versiche-
rungsschutz umfasste Gefahrabwendungsmaßnahmen
beseitigt werden, besteht Versicherungsschutz nur in
Höhe der günstigsten versicherten Gesamtkosten.
Vom Versicherungsschutz umfasst sind die Kosten für

A4-3.4.1 die Benachrichtigung der Endverbraucher, Endver-
braucher beliefernde Händler, Vertrags- oder sonsti-
ge Werkstätten, wozu auch die Kosten für Aufrufe
über die Medien gehören;

A4-3.4.2 das Vorsortieren der vom Rückruf betroffenen Er-
zeugnisse;

A4-3.4.3 den Transport der Erzeugnisse zum Versicherungs-
nehmer oder zu autorisierten Stellen;

A4-3.4.4 die Überprüfung der vom Rückruf betroffenen Er-
zeugnisse, wobei die Überprüfung der Feststellung
dienen muss, welche der Erzeugnisse mit Mangel-
verdacht tatsächlich mangelhaft und bei welchen
dieser Erzeugnisse die gemäß A4-3.4.5 bis
A4-3.4.10 versicherten Maßnahmen zur Beseitigung
der Gefahr erforderlich sind. Zur Überprüfung gehört
auch ein notwendiges Vorsortieren, Aussortieren
und Umpacken der Erzeugnisse.
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Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Über-
prüfung der vom Rückruf betroffenen Erzeugnisse
zzgl. der nach A4-3.4.5 bis A4-3.4.10 gedeckten
Kosten auf Basis der festgestellten oder nach objek-
tiven Tatsachen anzunehmende Fehlerquote höher
sind als die nach A4-3.4.5 bis A4-3.4.10 gedeckten
Kosten im Falle der tatsächlichen Mangelhaftigkeit
aller vom Rückruf betroffenen Erzeugnisse, so be-
schränkt sich der Versicherungsschutz auf die Versi-
cherungsleistungen nach A4-3.4.5 bis A4-3.4.10. In
diesen Fällen oder wenn eine Feststellung der Man-
gelhaftigkeit nur durch Zerstörung des Produktes
möglich ist, bedarf es keines Nachweises, dass die
Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel
aufweisen.
Ist eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur nach
Ausbau der Erzeugnisse möglich und wäre bei tat-
sächlicher Mangelhaftigkeit der Austausch dieser
Erzeugnisse die notwendige Gefahrabwendungs-
maßnahme nach A4-3.4.6, so beschränkt sich der
Versicherungsschutz ebenfalls auf die Versiche-
rungsleistungen nach A4-3.4.5 bis A4-3.4.10. Auch
in diesen Fällen bedarf es keines Nachweises, dass
die Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel
aufweisen. Entsprechendes gilt für den Fall, dass ei-
ne Feststellung der Mangelhaftigkeit nur nach Aus-
bau von Einzelteilen der Erzeugnisse möglich ist
und bei tatsächlicher Mangelhaftigkeit der Aus-
tausch dieser Einzelteile die notwendige Gefahrab-
wendungsmaßnahme nach A4-3.4.7 wäre;

A4-3.4.5 eine ggf. erforderliche Zwischenlagerung der vom
Rückruf betroffenen Erzeugnisse während eines
Zeitraums von bis zu 6 Monaten;

A4-3.4.6 den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht je-
doch von deren Einzelteilen), d.h. Kosten für das
Ausbauen, Abnehmen, Freilegen oder Entfernen
mangelhafter Erzeugnisse und das Einbauen, An-
bringen, Verlegen oder Auftragen mangelfreier Er-
zeugnisse. Vom Versicherungsschutz ausgenom-
men bleiben die Kosten für die Nach- oder Neuliefe-
rung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier
Produkte Dritter;

A4-3.4.7 den Austausch mangelhafter Einzelteile von Erzeug-
nissen, d.h. Kosten für das Ausbauen, Abnehmen,
Freilegen oder Entfernen mangelhafter Einzelteile
und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftra-
gen mangelfreier Einzelteile. Vom Versicherungs-
schutz ausgenommen bleiben die Kosten für die
Nach- oder Neulieferung mangelfreier Einzelteile.
Für die Kosten des Austauschs mangelhafter Einzel-
teile besteht jedoch nur dann Versicherungsschutz,
soweit sich die Gefahr nicht durch die Nach- oder
Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder man-
gelfreier Produkte Dritter kostengünstiger beseitigen
lässt;

A4-3.4.8 die Reparatur mangelhafter Erzeugnisse sowie Er-
satz- bzw. Nachrüstmaßnahmen, jedoch nur soweit
sich die Gefahr nicht durch die Nach- oder Neuliefe-
rung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier
Produkte Dritter kostengünstiger beseitigen lässt;

A4-3.4.9 den Transport nach- oder neugelieferter mangelfrei-
er Erzeugnisse im Sinne von A4-3.4.6 oder einzel-
ner Ersatzteile im Sinne von A4-3.4.7 oder mangel-
freier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher Kosten
für den Transport an den Erfüllungsort der ursprüng-
lichen Lieferung des Versicherungsnehmers. Sind
die Kosten für den direkten Transport vom Versiche-
rungsnehmer bzw. Dritten zum Ort der Gefahrenab-
wehr geringer als die Kosten des Transportes vom
Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Ver-
sicherungsnehmers zum Ort der Gefahrenabwehr,
sind nur die Kosten des Direkttransports versichert;

A4-3.4.10 die Beseitigung bzw. Vernichtung der Erzeugnisse,
soweit die Gefahr nicht auf andere Weise zu beseiti-
gen ist;

A4-3.4.11 die Ablauf- und Erfolgskontrolle.

A4-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Ver-
sicherers

A4-4.1 Der Versicherungsschutz umfasst

● die Prüfung der Haftpflichtfrage,
● die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-

sprüche und
● die Freistellung des Versicherungsnehmers von

berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes,
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
gleichs zur Entschädigung verpflichtet ist und der Ver-
sicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich
bestanden hätte.
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

A4-4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadenser-
satzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärun-
gen im Namen des Versicherungsnehmers abzuge-
ben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche gegen
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, den Prozess zu führen. Der Versicherer führt
dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des
Versicherungsnehmers.

A4-4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Versiche-
rungsfalls, der einen unter den Versicherungsschutz
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann,
die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder
genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenor-
dungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbar-
ten höheren Kosten des Verteidigers.

A4-4.4 Der Versicherungsschutz umfasst im Falle eines Rück-
rufs gemäß A4-1.4 die beim Versicherungsnehmer an-
gefallenen Kosten gemäß A4-3.4.

A4-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme,
Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, Selbst-
behalt)

A4-5.1 Versicherungssumme
Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarte und im
Versicherungsschein genannte Versicherungssumme
begrenzt.

A4-5.2 Jahreshöchstersatzleistung
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:
Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres
auf das Einfache der vereinbarten Versicherungssum-
me begrenzt.
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A4-5.3 Serienschaden
Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages ein-
tretende Versicherungsfälle
a)  aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen

Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfeh-
ler, es sei denn, es besteht zwischen den mehreren
gleichen Ursachen kein innerer Zusammenhang,
oder

b)  aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den
gleichen Mängeln behaftet sind,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als
in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser
Versicherungsfälle eingetreten ist.

A4-5.4 Selbstbehalt
Der Versicherungsnehmer beteiligt sich bei jedem Ver-
sicherungsfall an den versicherten Kosten mit einem
Betrag in Höhe von 10.000 Euro (Selbstbehalt).
Auch wenn die begründeten Haftpflichtansprüche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme
übersteigen, wird der Selbstbehalt vom Betrag der be-
gründeten Haftpflichtansprüche abgezogen. Gleiches
gilt für vom Versicherungsnehmer im Rahmen eines
Eigenrückrufes gemäß A4-1.4 aufgewendete Kosten
nach A4-3.4.
A4-5.1 bleibt unberührt. Soweit nicht etwas anderes
vereinbart wurde, bleibt der Versicherer auch bei
Schäden, deren Höhe den Selbstbehalt nicht über-
steigt, zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche verpflichtet.

A4-5.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten wer-
den nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.

A4-5.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme,
trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser An-
sprüche.

A4-5.7 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Ent-
schädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzu-
kommen.

A4-6 Kaufmännische Prüf- und Rügepflicht
Versichert ist eine vertragliche Haftungserweiterung aus-
schließlich insoweit, als der Versicherungsnehmer ge-
genüber seinen Abnehmern vertraglich auf die Untersu-
chungs- und Rügepflicht gemäß § 377 HGB, Art. 38, 39
UN-Kaufrecht oder vergleichbarer anwendbarer Bestim-
mungen verzichtet.
Versicherungsschutz besteht nur, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit seinen Abnehmern vereinbart, dass ei-
ne Eingangskontrolle in Form einer Sichtprüfung auf of-
fensichtliche Mängel, Transportschäden und Identität der
Ware beim Abnehmer durchgeführt wird und erkannte
Mängel unverzüglich beim Versicherungsnehmer gerügt
werden müssen sowie unter der Voraussetzung, dass ein
Qualitätssicherungsmanagement mit branchenüblichem
Standard (z. B. ISO 9000 ff.) beim Versicherungsnehmer
eingeführt und eine Ausgangskontrolle geregelt ist.

A4-7 Schäden im Ausland
A4-7.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers wegen im Ausland eintretender Versi-
cherungsfälle

● durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer
ins Ausland geliefert hat oder dorthin hat liefern las-
sen,

● oder wegen Erzeugnissen des Versicherungsneh-
mers, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der
Versicherungsnehmer sie dorthin geliefert hat oder
hat liefern lassen.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Versi-
cherungsfälle in den USA, US-Territorien oder Kanada
durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung
durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauf-
tragte Dritte ersichtlich für eine Lieferung dorthin be-
stimmt waren.

A4-7.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von ei-
nem Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbeson-
dere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Ge-
richtskosten, werden – abweichend von A4-5.5 – als
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.

A4-7.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der
Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten
die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeit-
punkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in
der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldin-
stitut angewiesen ist.

A4-7.4 Bei Versicherungsfällen in den USA/US-Territorien und
Kanada oder Ansprüchen, die dort geltend gemacht
werden, gilt:
Selbstbehalt des Versicherungsnehmers: 25.000 Euro
je Schadenfall
Bei dem Selbstbehalt werden auch die Kosten gemäß
A4-7.2 berücksichtigt.

A4-8 Schäden im Inland, die im Ausland geltend gemacht
werden
Für Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen, die
im Ausland geltend gemacht werden, gelten A4-7.2 bis
A4-7.4.

A4-9 Allgemeine Ausschlüsse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom
Versicherungsschutz ausgeschlossen:

A4-9.1 Vorsätzlich oder durch bewusstes Abweichen her-
beigeführte Schäden
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden
a)  vorsätzlich oder
b)  durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder

behördlichen Vorschriften, Anordnungen oder War-
nungen sowie von schriftlichen Anweisungen oder
Bedingungen des Auftraggebers

herbeigeführt haben.
A4-2.3 findet keine Anwendung.

A4-9.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leis-
tungen
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller
Personen, die den Schaden dadurch verursacht ha-
ben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit
oder Schädlichkeit

● Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
● Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht

haben.
A4-2.3 findet keine Anwendung.
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A4-9.3 Ansprüche der Versicherten untereinander
Ausgeschlossen sind Ansprüche
a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in

A4-9.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen,

b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags,

c)  zwischen mehreren mitversicherten Personen des-
selben Versicherungsvertrags.

A4-9.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers, gesetzlichen Vertretern, Gesellschaftern
und anderen Personen
Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer
a)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-

sicherungsnehmer eine juristische Person des pri-
vaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht
rechtsfähiger Verein ist;

b)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

c)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft
ist;

d)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.

Die Ausschlüsse unter a) bis d) gelten auch für An-
sprüche von Angehörigen der dort genannten Perso-
nen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A4-9.5 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen,
Arbeiten und sonstigen Leistungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer-
ten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung
liegenden Ursache und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der
Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt
und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache
oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung,
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versi-
cherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
übernommen haben.

A4-9.6 Asbest
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen, die
auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnis-
se zurückzuführen sind.

A4-9.7 Gentechnik
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen, die
zurückzuführen sind auf
a)  gentechnische Arbeiten,
b)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
c)  Erzeugnisse, die
● Bestandteile aus GVO enthalten,
● aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt

wurden.

A4-9.8 Rechtsmängel
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen, die
daraus hergeleitet werden, dass gelieferte Sachen
oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind
(z. B. Schäden aus der Verletzung von Patenten, ge-
werblichen Schutzrechten, Urheberrechten, Persön-
lichkeitsrechten, Namensrechten, Verstößen in Wett-
bewerb und Werbung).

A4-9.9 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige
Diskriminierungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehand-
lung oder sonstigen Diskriminierungen.

A4-9.10 Kriegsereignisse, Unruhen, hoheitliche Verfügun-
gen, höhere Gewalt
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die
nachweislich

● auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Hand-
lungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, il-
legalem Streik oder

● unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maß-
nahmen

beruhen.
Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, so-
weit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

A4-9.11 Entschädigungen mit Strafcharakter
Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung
mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exem-
plary damages.

A4-9.12 Schäden im Zusammenhang mit dem Austausch,
der Übermittlung und der Bereitstellung elektroni-
scher Daten
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstel-
lung elektronischer Daten, soweit es sich um Schäden
aus
a)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung

oder Veränderung von Daten,
b)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Da-

ten,
c)  Störung des Zugangs zum elektronischen Daten-

austausch,
d)  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informatio-

nen
handelt.

A4-9.13 Erprobungsklausel
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Kosten durch
Erzeugnisse, deren Verwendung oder Wirkung im Hin-
blick auf den konkreten Verwendungszweck nicht nach
dem Stand der Technik oder in sonstiger Weise ausrei-
chend erprobt war.

A4-9.14 Noch nicht ausgelieferte Erzeugnisse
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Kosten durch
Erzeugnisse, die zum Zeitpunkt des Rückrufes noch
nicht an den Endverbraucher oder Endverbraucher be-
liefernde Händler ausgeliefert bzw. abgegeben worden
waren.

A4-9.15 Mut- bzw. böswillige Manipulationen
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen infol-
ge behaupteter, angedrohter oder tatsächlicher mut-
bzw. böswilliger Manipulation von Erzeugnissen.

A4-9.16 Vertragliche Haftungserweiterungen
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Garantien oder
aufgrund sonstiger vertraglicher Haftungserweiterun-
gen, soweit es sich nicht um die in A4-6 vereinbarten
Haftungserweiterungen handelt.

A4-9.17 Energiereiche ionisierende Strahlen
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen, die in
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang ste-
hen mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z. B.
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrah-
len).

A4-9.18 Offshore-Anlagen
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen von
Offshore-Anlagen und deren Teilen.
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Offshore-Anlagen sind im Meer gelegene Risiken, wie
z. B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windener-
gieanlagen. Der Offshore-Bereich beginnt an der Ufer-
linie bei Flut.

A4-9.19 Tabakerzeugnisse
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen, die in
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
der Herstellung von Tabak und/oder Tabakerzeugnis-
sen stehen. Dazu gehören auch Zubehör, Bestandtei-
le, Hilfsstoffe und/oder Komponenten für Tabak oder
Tabakerzeugnisse.

A4-9.20 Humanbiologische Produkte
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Rückrufen durch
vom Versicherungsnehmer hergestellte, verarbeitete
oder in Verkehr gebrachte Produkte die ganz oder teil-
weise humanbiologisches Material bzw. Auszüge des-
selben enthalten (z. B. Blut, Plasma, Seren, Plasma-
proteine, Immunoglobine, Zellen, Gewebe, Organe,
Urin oder Ausscheidungen).

A4-10 Veränderungen des versicherten Risikos (Erhöhun-
gen und Erweiterungen)
Versicherungsschutz besteht auch

A4-10.1 für Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten
Risikos.
Dies gilt nicht für Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;

A4-10.2 für Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschrif-
ten.

In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

A4-10.3 Der Versicherungsnehmer hat wesentliche Erhöhun-
gen oder Erweiterungen des Produktions- oder Tätig-
keitsumfangs zwecks Vereinbarung neuer Beiträge
und Überprüfung der Bedingungen – abweichend von
A(GB)-2.1 (Beitragsregulierung) – unverzüglich anzu-
zeigen. Kommt der Versicherungsnehmer dieser An-
zeigepflicht nicht nach, so erhöhen sich die in A4-5.4
genannten Selbstbehalte in Schadensfällen, die mit
solchen Erhöhungen oder Erweiterungen in Zusam-
menhang stehen, auf 25.000 Euro.

A4-11 Zeitliche Begrenzung
A4-11.1 Der Versicherungsschutz umfasst diejenigen während

der Wirksamkeit der Versicherung eintretenden Versi-
cherungsfälle, die innerhalb eines Zeitraums von 5
Jahren nach der Auslieferung des Erzeugnisses durch
den Versicherungsnehmer eintreten.

A4-11.2 Für Ansprüche wegen Kosten durch Erzeugnisse, die
vor In-Kraft-Treten dieses Vertrages ausgeliefert wur-
den, besteht Versicherungsschutz nur bei besonderer
Vereinbarung.
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Hinweis
Dieser Versicherungsvertrag ist eine auf dem Anspruchser-
hebungsprinzip (Claims-made-Prinzip) basierende Versiche-
rung, das heißt der Versicherungsfall ist die erstmalige Gel-
tendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen den Versi-
cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person während
der Dauer des Versicherungsvertrages oder einer sich ggf.
hieran anschließenden Nachmeldefrist.
Kosten werden auf die Versicherungssumme angerechnet
(siehe A5-5.3).

A5-1 Versicherungsschutz, mitversicherte Personen, Be-
nachteiligungsgründe

A5-1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und
den mitversicherten Personen Versicherungsschutz für
den Fall, dass der Versicherungsnehmer oder mitversi-
cherte Personen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen einer Ver-
letzung einer Vorschrift zum Schutz vor Benachteili-
gung, insbesondere aus dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG), aus den in A5-1.6 genannten
Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermögens-
schaden in Anspruch genommen werden. Vom Versi-
cherungsschutz ebenfalls umfasst sind Ansprüche auf
Ersatz immaterieller Schäden wie z. B. aus § 15 Ab-
satz 2 Satz 1 und § 21 Absatz 2 Satz 3 AGG.

A5-1.2 Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Ansprüche
auf Erfüllung von Verträgen sowie wegen anderer an
die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.

A5-1.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Toch-
tergesellschaften des Versicherungsnehmers, soweit
sie ihren Firmensitz in Deutschland haben.

A5-1.4 Mitversicherte Personen sind: Mitglieder des Aufsichts-
rates, des Vorstandes oder der Geschäftsführung des
Versicherungsnehmers oder seine leitenden Angestellten.

A5-1.5 Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungs-
schutz ausschließlich im Rahmen der betrieblichen
und beruflichen Tätigkeit. Für die mitversicherten Per-
sonen besteht Versicherungsschutz ausschließlich im
Rahmen der betrieblichen Tätigkeit für den Versiche-
rungsnehmer.

A5-1.6 Gründe für eine Benachteiligung sind insbesondere,
soweit sie gesetzlich geregelt sind,

● die Rasse,
● die ethnische Herkunft,
● das Geschlecht,
● die Religion,
● die Weltanschauung,
● eine Behinderung,
● das Alter,
● die sexuelle Identität.

A5-2 Versicherungsfall (Claims-made-Prinzip)
Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung ei-
nes Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsneh-
mer oder eine mitversicherte Person während der Dauer
des Versicherungsvertrages oder einer sich ggf. hieran
anschließenden Nachmeldefrist.
Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haftpflichtanspruch gel-
tend gemacht, wenn gegen den Versicherungsnehmer
oder eine mitversicherte Person ein Anspruch schriftlich
erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer
oder der mitversicherten Person schriftlich mitteilt, einen
Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder eine
mitversicherte Person zu haben.

A5-3 Tochtergesellschaften
A5-3.1 Tochtergesellschaften im Sinne dieser Bedingungen

sind Unternehmen im Sinne von § 290 Absatz 1 und

Absatz 2 sowie § 271 Absatz 1 HGB (Handelsgesetz-
buch), bei denen der Versicherungsnehmer unmittel-
oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben
kann, entweder durch

● die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter
oder

● das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Auf-
sichts-, des Verwaltungsrats oder eines sonstigen
Leitungsorgans zu bestellen oder abzuberufen und
er gleichzeitig Gesellschafter ist oder

● das Recht, die Finanz- und Geschäftspolitik auf
Grund eines mit diesem Unternehmen geschlosse-
nen Beherrschungsvertrages oder auf Grund einer
Bestimmung in der Satzung dieses Unternehmens
zu bestimmen oder

● den Umstand, dass der Versicherungsnehmer bei
wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risi-
ken und Chancen eines Unternehmens trägt, das
zur Erreichung eines eng begrenzten und genau de-
finierten Ziels des Versicherungsnehmers dient
(Zweckgesellschaft).

A5-3.2 Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu erworbe-
ne und neu gegründete Tochtergesellschaften er-
streckt, umfasst dieser nur solche Benachteiligungen,
die nach dem Vollzug des Erwerbes oder der Grün-
dung begangen worden sind.

A5-3.3 Veräußert der Versicherungsnehmer eine Tochterge-
sellschaft, bezieht sich der Versicherungsschutz nur
auf solche Benachteiligungen, die vor dem Abschluss
des der Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages
begangen worden sind.

A5-4 Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes
A5-4.1 Benachteiligungen und Anspruchserhebung wäh-

rend der Vertragsdauer
Versicherungsschutz besteht für alle während der Ver-
tragsdauer eintretenden Versicherungsfälle wegen Be-
nachteiligungen, die während der Dauer des Versiche-
rungsvertrages begangen wurden. Wird eine Benach-
teiligung durch fahrlässige Unterlassung verursacht,
gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an wel-
chem die versäumte Handlung spätestens hätte vorge-
nommen werden müssen, um den Eintritt des Scha-
dens abzuwenden.

A5-4.2 Rückwärtsdeckung für vorvertragliche Benachteili-
gungen
Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Be-
nachteiligungen, die innerhalb eines Zeitraums von 1
Jahr vor Vertragsbeginn begangen wurden.
Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die
der Versicherungsnehmer, eine Tochtergesellschaft
oder eine mitversicherte Person bei Abschluss dieses
Versicherungsvertrages kannte. Als bekannt gilt eine
Benachteiligung, wenn sie von dem Versicherungs-
nehmer, einer Tochtergesellschaft oder mitversicher-
ten Personen als – wenn auch nur möglicherweise –
objektiv fehlsam erkannt oder ihnen gegenüber, wenn
auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist,
auch wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben
noch angedroht noch befürchtet worden sind.

A5-4.3 Anspruchserhebungen nach Vertragsende (Nach-
meldefrist)

A5-4.3.1 Der Versicherungsschutz umfasst – unbeschadet
der Regelung gemäß A5-3.3 – auch solche An-
spruchserhebungen, die auf Benachteiligungen be-
ruhen, die bis zum Ende des Versicherungsvertra-
ges begangen und innerhalb eines Zeitraums von 3
Jahren nach Ende des Versicherungsvertrages er-
hoben und dem Versicherer gemeldet worden sind.
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A5-4.3.2 Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer das
Recht, gegen Zahlung eines noch zu vereinbaren-
den zusätzlichen Beitrages, die Vereinbarung einer
weiteren Nachmeldefrist zu verlangen.
Das Recht des Versicherungsnehmers, die Verein-
barung dieser weiteren Nachmeldefrist zu verlan-
gen, erlischt, wenn die Nachmeldefrist nicht inner-
halb eines Monats nach Ablauf des Versicherungs-
vertrages in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder
Brief) beim Versicherer beantragt wird oder wenn
die Zahlung des zusätzlichen Beitrages für die
Nachmeldefrist nicht unverzüglich geleistet wird.
Maßgeblicher Zeitpunkt der Beantragung ist der Zu-
gang beim Versicherer.
Das Recht zum Erwerb einer weiteren Nachmelde-
frist gilt im Falle der Vertragsbeendigung nicht nach
einem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens
über das Vermögen des Versicherungsnehmers.

A5-4.3.3 In den Fällen, in denen der Versicherungsvertrag
wegen Zahlungsverzug beendet worden ist, gilt we-
der die automatische Nachmeldefrist noch das
Recht zum Erwerb einer weiteren Nachmeldefrist.
Das Gleiche gilt, wenn nach Beendigung dieses
Vertrages anderweitig Versicherungsschutz für An-
sprüche aus Benachteiligungen abgeschlossen wird.

A5-4.3.4 Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
meldefrist im Rahmen und nach Maßgabe der bei
Ablauf der letzten Versicherungsperiode geltenden
Vertragsbestimmungen, und zwar in Höhe des un-
verbrauchten Teils der Versicherungssumme der
letzten Versicherungsperiode.

A5-4.4 Meldung von Umständen (Notice of Circumstance)
Der Versicherungsnehmer und die versicherten Perso-
nen haben die Möglichkeit, dem Versicherer während
der Laufzeit des Vertrages konkrete Umstände zu mel-
den, die eine Inanspruchnahme des Versicherungs-
nehmers und/oder der mitversicherten Personen hin-
reichend wahrscheinlich erscheinen lassen.
Kündigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis,
kann zudem eine Meldung solcher Umstände inner-
halb einer Frist von 30 Tagen nach Ende des Vertra-
ges erfolgen. Die Meldung von Umständen innerhalb
dieser Frist von 30 Tagen nach Ende des Vertrages ist
jedoch nicht möglich, wenn der Versicherungsvertrag
aufgrund Zahlungsverzugs beendet worden ist.
Im Fall einer tatsächlichen späteren Inanspruchnahme,
die aufgrund eines gemeldeten Umstandes spätestens
innerhalb einer Frist von 3 Jahren erfolgen muss, gilt
die Inanspruchnahme als zu dem Zeitpunkt der Mel-
dung der Umstände erfolgt.
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Meldung ist der Zugang
beim Versicherer.

A5-4.5 Insolvenz
Im Fall der Stellung eines Insolvenzantrags über das
Vermögen des Versicherungsnehmers oder einer mit-
versicherten Tochtergesellschaft erstreckt sich der
Versicherungsschutz für das betroffene Unternehmen
und dessen mitversicherte Personen nur auf Haft-
pflichtansprüche infolge von Benachteiligungen, die bis
zum Zeitpunkt der Insolvenzantragstellung begangen
worden sind.

A5-4.6 Liquidation und Neubeherrschung
Wird der Versicherungsnehmer selbst freiwillig liqui-
diert, endet der Versicherungsvertrag mit Abschluss
der Liquidation automatisch.
Wird der Versicherungsnehmer in entsprechender An-
wendung von A5-3 neu beherrscht, endet der Versi-
cherungsvertrag nicht automatisch mit Ablauf der Ver-
sicherungsperiode.

A5-5 Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes
A5-5.1 Leistungen der Versicherung

Der Versicherungsschutz umfasst

● die Prüfung der Haftpflichtfrage,
● die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-

sprüche und
● die Freistellung des Versicherungsnehmers und/

oder der mitversicherten Personen von berechtig-
ten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann,
wenn der Versicherungsnehmer und/oder die mitversi-
cherten Personen aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schädigung verpflichtet sind und der Versicherer hier-
durch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche,
die von dem Versicherungsnehmer und/oder den mit-
versicherten Personen ohne Zustimmung des Versi-
cherers abgegeben oder geschlossen worden sind,
binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch
ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers und/oder der mitversicherten Personen mit
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat
der Versicherer den Versicherungsnehmer und/oder
die mitversicherten Personen binnen zwei Wochen
vom Anspruch freizustellen.

A5-5.2 Vollmacht des Versicherers
Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadener-
satzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärun-
gen im Namen des Versicherungsnehmers und/oder
der mitversicherten Personen abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem
Rechtsstreit über Schadenersatzansprüche gegen den
Versicherungsnehmer und/oder mitversicherte Perso-
nen, ist der Versicherer zur Prozessführung bevoll-
mächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Ver-
sicherungsnehmers und/oder der mitversicherten Per-
sonen.

A5-5.3 Versicherungssumme, Höchstersatzleistung
Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die
vereinbarte und im Versicherungsschein genannte
Versicherungssumme der Höchstbetrag für jeden Ver-
sicherungsfall und für alle während einer Versiche-
rungsperiode eingetretenen Versicherungsfälle zusam-
men. Aufwendungen des Versicherers für Kosten der
gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von
einem Dritten geltend gemachten Ansprüche (insbe-
sondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten) werden auf die Versicherungssumme
angerechnet.

A5-5.4 Selbstbehalt
In jedem Versicherungsfall trägt der Versicherungs-
nehmer den vereinbarten und im Versicherungsschein
genannten Betrag selbst (Selbstbehalt).

A5-5.5 Serienschaden
Unabhängig von den einzelnen Versicherungsperioden
gelten mehrere während der Wirksamkeit des Versi-
cherungsvertrages geltend gemachte Ansprüche eines
oder mehrerer Anspruchsteller
a)  aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den

Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere
mitversicherte Personen begangen wurde oder

b)  aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche
durch den Versicherungsnehmer und/oder eine
oder mehrere mitversicherte Personen begangen
wurden, sofern diese Benachteiligungen demsel-
ben Sachverhalt zuzuordnen sind und miteinander
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in rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem Zu-
sammenhang stehen,

als ein Versicherungsfall.
Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeit-
punkt der Geltendmachung der einzelnen Haftpflicht-
ansprüche als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem
der erste Haftpflichtanspruch geltend gemacht wurde.
Liegt die erste Benachteiligung zeitlich vor Beginn des
Versicherungsvertrages, so gelten alle Benachteiligun-
gen dieser Serie als nicht versichert.

A5-5.6 Anerkenntnis, Befriedigung, Vergleich
Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines
Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich an dem Verhalten des Versiche-
rungsnehmers und/oder einer mitversicherten Person
scheitert oder falls der Versicherer seinen vertragsge-
mäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten zur
Verfügung stellt, so hat der Versicherer für den von der
Weigerung bzw. der Zurverfügungstellung an entste-
henden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und
Kosten nicht aufzukommen.

A5-6 Ausschlüsse
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haft-
pflichtansprüche

A5-6.1 gegen den Versicherungsnehmer und/oder eine mit-
versicherte Person, soweit der in Anspruch Genomme-
ne den Schaden vorsätzlich oder durch wissentliches
Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Voll-
macht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche
Pflichtverletzung herbeigeführt hat; dem Versiche-
rungsnehmer und/oder den mitversicherten Personen
werden die Handlungen oder Unterlassungen nicht zu-
gerechnet, die ohne ihr Wissen begangen worden
sind;

A5-6.2 die von den mitversicherten Personen gemäß A5-1.4
geltend gemacht werden. Ansprüche des Versiche-
rungsnehmers selbst oder seiner Angehörigen gegen
die mitversicherten Personen sind von der Versiche-
rung ausgeschlossen; als Angehörige gelten Ehegat-
ten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder vergleichbare Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder,
Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kin-
der; Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, Ge-
schwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen,
die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer an-
gelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander
verbunden sind);

A5-6.3 welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend
gemacht werden. Dies gilt auch im Falle der Vollstre-
ckung von Urteilen, die außerhalb Deutschlands gefällt
wurden;

A5-6.4 wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts
ausländischer Staaten;

A5-6.5 die im Wege einer Verbandsklage (z. B. Musterfest-
stellungsklage), einer Streitgenossenschaft oder die
von Gewerkschaften oder Betriebsräten geltend ge-
macht werden;

A5-6.6 im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtli-
chen Interessen aus dem kollektiven Arbeits- oder
Dienstrecht sowie mit Arbeitskampfmaßnahmen (z. B.
Aussperrung, Streik);

A5-6.7 auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Straf-
charakter sowie Strafen, Buß- und Ordnungs- oder
Zwangsgelder, die gegen den Versicherungsnehmer
oder eine mitversicherte Person verhängt oder von ih-
nen übernommen worden sind;

A5-6.8 soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusa-
gen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des
Versicherungsnehmers hinausgehen;

A5-6.9 wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensio-
nen, Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversor-
gung, Abfindungszahlungen im Zusammenhang mit
der Beendigung von Arbeitsverhältnissen und Sozial-
plänen sowie Ansprüche aus Personenschäden, bei
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem
Sozialgesetzbuch VII handelt;

A5-6.10 und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vor-
nahme von Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Ver-
pflichtungen, die Auswirkungen auf die Betriebsstätte,
wie z. B. baulichen Veränderungen, den Arbeitsplatz
und/oder den Arbeitsprozess haben.

A5-7 Rechte und Pflichten mitversicherter Personen/Toch-
tergesellschaften
Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmun-
gen sind entsprechend auf die mitversicherten Personen
und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers anwendbar. Die Ausübung der Rechte aus dem
Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu. Er ist neben den mitversicherten Perso-
nen und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungs-
nehmers für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwort-
lich.
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Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A
 

A(GB)-1 Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers we-
der abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtre-
tung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und Aus-
wirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

A(GB)-2.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung
mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versi-
cherten Risikos gegenüber den früheren Angaben
eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch
durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfol-
gen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach
Zugang der Aufforderung zu machen und auf
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei un-
richtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Ver-
tragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Bei-
tragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

A(GB)-2.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versiche-
rungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird
der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung be-
richtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versi-
cherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des
Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der ver-
traglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch
nicht unterschritten werden. Alle entsprechend
A(GB)-3.1 nach dem Versicherungsabschluss ein-
getretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des
Mindestbeitrags werden berücksichtigt.

A(GB)-2.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum,
für den die Angaben zu machen waren, eine Nach-
zahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in
Rechnung gestellten Beitrags verlangen. Werden
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Bei-
tragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsneh-
mer zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstat-
tet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrags
erfolgten.

A(GB)-2.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch An-
wendung auf Versicherungen mit Beitragsvoraus-
zahlung für mehrere Jahre.

A(GB)-3 Beitragsangleichung und Kündigungsrecht nach
Beitragsangleichung

A(GB)-3.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitrags-
angleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau-
oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine
Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterlie-
gen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung
der Beitragsangleichung.

A(GB)-3.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit
Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um
welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalen-
derjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen al-
ler zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversiche-
rung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vor-
vergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den
ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.
Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die spezi-
ell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten

Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe
der Versicherungsleistungen.
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalen-
derjahres ist die Summe der in diesem Jahr geleis-
teten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl
der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Scha-
denfälle.

A(GB)-3.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berech-
tigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, den
Folgejahresbeitrag um den sich aus A(GB)-3.2 erge-
benden Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird dem
Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitrags-
rechnung bekannt gegeben.
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen
des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalender-
jahre um einen geringeren Prozentsatz als denjeni-
gen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese
Jahre nach A(GB)-3.2 ermittelt hat, so darf der Ver-
sicherer den Folgejahresbeitrag nur um den Pro-
zentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt sei-
ner Schadenzahlungen nach seinen unternehmens-
eigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat;
diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten,
die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben
würde.

A(GB)-3.4 Liegt die Veränderung nach A(GB)-3.2 oder
A(GB)-3.3 unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsan-
gleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den fol-
genden Jahren zu berücksichtigen.

A(GB)-3.5 Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanglei-
chung gemäß A(GB)-3.3, ohne dass sich der Um-
fang des Versicherungsschutzes ändert, kann der
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens
jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte.
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in
der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuwei-
sen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer
spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden
der Beitragserhöhung zugehen.
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet
kein Kündigungsrecht.

A(GB)-4 Schiedsgerichtsvereinbarungen (gilt nicht für pri-
vate Haftpflichtrisiken)

A(GB)-4.1 Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor
Eintritt eines Versicherungsfalles beeinträchtigt den
Versicherungsschutz nicht, wenn das Schiedsge-
richt folgenden Mindestanforderungen entspricht:

● Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei
Schiedsrichtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein
und soll die Befähigung zum Richteramt haben.
Haben die Parteien ihren Firmensitz in verschie-
denen Ländern, darf er keinem Land der Parteien
angehören.

● Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem
Recht und nicht lediglich nach billigem Ermessen
(ausgenommen im Falle eines Vergleichs, sofern
dem Versicherer die Mitwirkung am Verfahren er-
möglicht wurde). Das anzuwendende materielle
Recht muss bei Abschluss der Schiedsgerichts-
vereinbarung festgelegt sein.
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● Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt
und begründet. In seiner Begründung sind die die
Entscheidung tragenden Rechtsnormen anzuge-
ben.

A(GB)-4.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer die Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren
unverzüglich anzuzeigen und dem Versicherer die
Mitwirkung am Schiedsgerichtsverfahren entspre-
chend der Mitwirkung des Versicherers an Verfah-
ren des ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen.
Hinsichtlich der Auswahl des vom Versicherungs-
nehmer zu benennenden Schiedsrichters ist dem
Versicherer eine entscheidende Mitwirkung einzu-
räumen.
Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A(GB)-5 Kumulklausel
Besteht für mehrere Versicherungsfälle, die auf dersel-
ben Ursache beruhen, für den Versicherungsnehmer
und/oder mitversicherte Unternehmen, Niederlassun-
gen und dgl. Versicherungsschutz sowohl im Rahmen
dieser Versicherung als auch anderer beim Versiche-
rer bestehender Haftpflichtversicherungen, so ist die
Ersatzleistung des Versicherers insgesamt auf die
höchste der jeweils je Versicherungsfall in diesen Ver-
sicherungen vereinbarten Versicherungssumme be-
grenzt.
In diesem Fall gelten die Versicherungsfälle in dem
Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Versicherungs-
fall eingetreten ist.
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Abschnitt A(KL) – Klauseln zu Teil A für die Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung 
 
Jede dieser Klauseln ist nur dann Vertragsbestandteil, wenn sie 
im Versicherungsschein bzw. im Vorschlag/Angebot als verein-
bart genannt ist. 
 
A0101 Hinweis AMG-Risiken 
Zur Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht für die Herstellung 
und/oder den Vertrieb von solchen Arzneimitteln, für die der 
Versicherungsnehmer als pharmazeutischer Unternehmer nach 
§ 94 Arzneimittelgesetz eine Deckungsvorsorge zu treffen hat, 
bedarf es eines separaten Versicherungsvertrages. 
 
A0102 Hinweis Baumfällen 
Voraussetzung für die Gewährung des Versicherungsschutzes 
bei Verwendung von Motorsägen ist der Nachweis einer ent-
sprechenden Qualifikation (z. B. Fachlehrgang für Motorsägen 
oder Motorsägenführerschein). 
 
A0501 Führungs- und Beteiligungsklausel 
1. Haben mehrere Versicherer eine Versicherung in der Weise 

gemeinschaftlich übernommen, dass jeder von ihnen aus der 
Versicherung zu einem bestimmten Anteil berechtigt und 
verpflichtet ist, liegt eine Mitversicherung vor. 
Die Versicherer dieser Mitversicherung haften unter Aus-
schluss der gesamtschuldnerischen Haftung jeweils als Ein-
zelschuldner und nur für den von ihnen gezeichneten Anteil. 
Zwischen dem Versicherungsnehmer und jedem Versicherer 
bestehen rechtlich selbstständige Versicherungsverträge. 

2. Der im Verteilerplan genannte führende Versicherer ist be-
züglich dieser Versicherung von allen beteiligten Versiche-
rern bevollmächtigt, die vom Versicherungsnehmer abgege-
benen Anzeigen und Willenserklärungen entgegenzunehmen. 
Diese Anzeigen und Willenserklärungen gelten den beteilig-
ten Versicherern als zugegangen, wenn sie dem führenden 
Versicherer zugegangen sind. 

3. Die vom führenden Versicherer bezüglich dieser Versiche-
rung getroffenen Maßnahmen (z. B. abgegebenen Willens-
erklärungen oder mit dem Versicherungsnehmer getroffenen 
Vereinbarungen) sind für die beteiligten Versicherer rechts-
verbindlich. 
Die beteiligten Versicherer schließen sich damit auch sämt-
lichen Maßnahmen des führenden Versicherers zur Regulie-
rung eines Schadens an (z. B. Abschluss von Haftungs- oder 
Deckungsvergleichen, Vertrags- oder Rechtsnormauslegun-
gen, Beauftragungen von Dienstleistern und Anwälten, Ab-
rechnungen). Jede solche Maßnahme zur Regulierung eines 
Schadenfalles gilt als stillschweigend seitens der beteiligten 
Versicherer selbst getroffen, sofern diese nicht unvertretbar ist. 
Der führende Versicherer ist nicht berechtigt 
a) zur Erweiterung des Versicherungsumfangs; dies gilt nur 

soweit gesetzlich nicht etwas anderes vorgegeben ist; 
b) zur Erhöhung von Versicherungssummen und Jahres-

höchstersatzleistungen; 
c) zur Änderung der Kündigungsbestimmungen oder der 

Versicherungsdauer; 
d) zur Veränderung von Selbstbehalten oder Beiträgen; 

4. Bei Schäden, deren Reserve 25.000 Euro (Mitversicherungs-
anteil) übersteigen oder sofern es sich um Fälle von grund-
sätzlicher Bedeutung handelt, ist der führende Versicherer 
verpflichtet, die beteiligten Versicherer im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang einzelfallbezogen zu informieren. 
Ab einer Reserve in Höhe von 100.000 Euro (100 Prozent) 
ist unabhängig vom jeweiligen Mitversicherungsanteil jeder 
Mitversicherer über den Schadenfall in entsprechender Wei-
se zu informieren. 
Die Informationspflicht des führenden Versicherers beinhaltet 
zeitnahe Sachstandsmitteilungen insbesondere in Textform, 

die bei wesentlichen Entwicklungen des Schadenfalles zu 
aktualisieren sind, die Anzeige der eigenen Reservesetzung 
sowie die Beantwortung von Rückfragen seitens der beteilig-
ten Versicherer. Weitergehende Informationspflichten des 
führenden Versicherers bestehen grundsätzlich nicht. 

5. Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versi-
cherer die gleichen sind, ist Folgendes vereinbart: 
a) Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus die-

sem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden 
Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich gel-
tend machen. 

b) Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den füh-
renden Versicherer rechtskräftig gewordene Entschei-
dung sowie die von diesem mit dem Versicherungsneh-
mer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche 
als auch für sich verbindlich an. Die Prozesskosten wer-
den von den Versicherern anteilig getragen. 

c) Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 
Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des Be-
schwerdegegenstandes oder im Falle der Revision den 
Wert der mit der Revision geltend zu machenden Be-
schwer nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer be-
rechtigt und auf Verlangen des führenden Versicherers 
verpflichtet, die Klage auf einen zweiten, erforderlichen-
falls auf weitere beteiligte Versicherer auszudehnen, bis 
diese Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen nicht 
entsprochen, so gilt b) nicht. 

 
A11001 Risikobeschreibung Gärtnerei 
1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus 

• der Produktion und dem Handel mit Pflanzen, 
• dem Handel mit Gartenbedarfsartikeln und Samen, 
• der Anlage, Erneuerung und Pflege von Gärten, Grab-

stätten, Gebäude- und Innenraumbegrünungen. 
2. Nicht versichert ist 

• die Haftpflicht aus Baumfällarbeiten auf fremden Grund-
stücken, 

• abweichend von A1-6.5.1.1 die Haftpflicht aus der Ver-
wendung selbstfahrender Arbeitsmaschinen außerhalb des 
Betriebsgrundstücks des Versicherungsnehmers, soweit 
es sich hierbei nicht um Aufsitzrasenmäher handelt. 
Für diese Risiken kann Versicherungsschutz nur über 
eine Betriebshaftpflichtversicherung für Garten- und 
Landschaftsbau bzw. für Tiefbauunternehmen erlangt 
werden. 

 
A11002 Risikobegrenzung Handelsvertreter 
1. Versichert ist ausschließlich die gesetzliche Haftpflicht des 

Versicherungsnehmers in seiner Eigenschaft als selbststän-
diger Gewerbetreibender, der mit 
• der Vermittlung von Geschäften für andere Unternehmer, 
• dem Abschluss von Geschäften im Namen anderer Unter-

nehmer betraut ist (Handelsvertreter). 
Die Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht als Händler 
oder Zwischenhändler bedarf der besonderen Vereinbarung. 

2. Nicht versichert ist die Haftpflicht aus der Beschädigung von 
Kommissionsware. 

3. Einer separaten Versicherung bedarf in jedem Fall die Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden aus der Vermittlung oder 
dem Abschluss von Geschäften. 

 
A11003 Hinweis Tätigkeit Heilwesen 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus erlaubten, selbst-
ständig und im eigenen Namen ausgeübten Tätigkeiten in dem 
im Versicherungsschein genannten Gesundheitsfach- bzw. Heil-
hilfsberuf. 



Abschnitt A(KL) – Klauseln zu Teil A für die Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung 

H G  2 9 0 0 - A ( K L )   0 5 / 2 0 2 3  b  2  von 7  

Kein Versicherungsschutz besteht in jedem Fall für Tätigkeiten, für 
die es nach der Bundesärzteordnung, dem Heilpraktikergesetz 
oder dem Psychotherapeutengesetz einer Approbation bzw. Er-
laubnis bedarf. 
Ausgeschlossen bleiben insbesondere Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden, die verursacht werden durch 
• die Stellung von Diagnosen, 
• die Verordnung, oder Empfehlung von Arzneimitteln, 
• das nicht oder nicht rechtzeitige Verweisen eines Klienten/ 

Patienten an einen Arzt. 
 
A11004 Risikobeschreibung Energieableser ohne Installa-

tionen 
1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-

nehmers aus folgenden, im Rahmen einer selbstständigen 
Tätigkeit erbrachten Dienstleistungen: 
• Ablesen von Energieverbrauchseinheiten sowie Ablesen, 

Wartung, Montage und Demontage von Heizkostenver-
teilern bzw. Teilen von diesen, die außen an Heiz-
körpern angebracht sind; 

• Ablesen von Wasserzählern; nicht jedoch deren Montage 
oder Demontage; 

• Ziehen von Wasserproben aus häuslichen Wasserent-
nahmearmaturen. 

2. Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Montage oder Demon-
tage von Geräten, die technisch in Anlagen (z. B. der Gas-, 
Strom- oder Wasserversorgung) eingebunden sind oder aus 
dem sonstigen Eingriff in solche Anlagen. 

3. Zur Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden, z. B. aus Fehlern beim Ablesen der Ver-
brauchseinheiten oder deren falscher Dokumentation, bedarf 
es eines separaten Versicherungsvertrages. 

 
A11005 Risikobeschreibung Energieableser mit Installatio-

nen 
1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-

nehmers aus folgenden, im Rahmen einer selbstständigen 
Tätigkeit erbrachten, Dienstleistungen: 
• Ablesen von Energieverbrauchseinheiten sowie Ablesen, 

Wartung, Montage und Demontage von Heizkostenver-
teilern bzw. Teilen von diesen, die außen an Heiz-
körpern angebracht sind; 

• Ablesen sowie Montage und Demontage von Wasser-
zählern; 

• Ziehen von Wasserproben aus häuslichen Wasserent-
nahmearmaturen. 

2. Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Montagen oder De-
montagen von Geräten, die technisch in Anlagen der Gas-, 
oder Stromversorgung eingebunden sind oder aus dem 
sonstigen Eingriff in solche Anlagen. 

3. Zur Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden, z. B. aus Fehlern beim Ablesen der Ver-
brauchseinheiten oder deren falscher Dokumentation, bedarf 
es eines separaten Versicherungsvertrages. 

 
A11006 Risikobeschreibung Wartung von Feuerlöschern 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus folgender, selbstständiger Tätigkeit: 
Montage, Demontage und Wartung von Feuerlöschern oder 
Rauchmeldern, wenn es sich hierbei um Einzelgeräte handelt, 
die nicht mit einer Feuerlösch-, Rauchmeldeanlage oder sonsti-
gen Anlagen verbunden oder vernetzt sind. 
Zur Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht wegen Vermögens-
schäden aus dieser Tätigkeit bedarf es eines separaten Versi-
cherungsvertrages. 
 
A11007 Risikobeschreibung Hundetrainer 
Versichert ist die Tätigkeit eines Hundetrainers nach § 11 des 
Tierschutzgesetzes in Theorie und Praxis. Mitversichert ist die 
Verwendung von Übungsgeräten und Hundesportgeräten zu 
Unterrichtszwecken. 

A11008 Risikobeschreibung Küchenmonteur 
1. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem reinen 

Anschluss der Kücheneinrichtungen/Geräte an bereits vor-
handene, über Putz befindliche Anschlüsse. 

2. Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden aus der 
Verlegung von Leitungen unter Putz. 

3. Bei Anschluss an Dreh-/Starkstrom bzw. aus der Trennung 
vom Dreh-/Starkstromanschluss gilt Folgendes: 
Versicherungsschutz besteht jedoch nur unter der Voraus-
setzung, dass die Arbeiten von Personen durchgeführt wer-
den, die eine für diese Aufgabe nach DIN VDE 1000-10 be-
stellte Elektrofachkraft oder elektrotechnisch unterwiesene 
Person nach DIN VDE 0105-100 sind. 

 
A11009 Klarstellung Küchenstudios 
Für Küchenstudios gilt: 
1. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem reinen 

Anschluss der verkauften/gehandelten Kücheneinrichtungen/ 
Geräte an bereits vorhandene, über Putz befindliche An-
schlüsse. 

2. Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden aus der 
Verlegung von Leitungen unter Putz. 

3. Bei Anschluss an Dreh-/Starkstrom bzw. aus der Trennung 
vom Dreh-/Starkstromanschluss gilt Folgendes: 
Versicherungsschutz besteht jedoch nur unter der Voraus-
setzung, dass die Arbeiten von Personen durchgeführt wer-
den, die eine für diese Aufgabe nach DIN VDE 1000-10 be-
stellte Elektrofachkraft oder elektrotechnisch unterwiesene 
Person nach DIN VDE 0105-100 sind. 

 
A11010 Risikobeschreibung Kfz-Zusatzhaftpflicht Miet-

werkstatt 
Versicherungsschutz über die Kfz-Zusatzhaftpflicht besteht nur für 
Schäden aus Tätigkeiten, welche die Mitarbeiter der Reparatur-
werkstatt ausschließlich selbst durchgeführt haben. 
Die Leistungen müssen daher im Voraus durch einen Reparatur-
auftrag festgehalten werden, damit Versicherungsschutz besteht. 
Sofern im Vorfeld kein Reparaturauftrag mit Leistungsbeschrei-
bung erstellt wurde, erlischt der Versicherungsschutz zur Kfz-
Zusatzhaftpflicht vollständig. 
 
A11011 Risikobeschreibung Büro 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus den Gefahren eines 
Bürobetriebes sowie dessen Nebeneinrichtungen. 
Einer gesonderten Betriebs- bzw. Berufshaftpflichtversicherung 
bedarf es zur Versicherung der Haftpflicht aus 
• der Herstellung oder Lieferung von Sachen, 
• der Lagerung von Sachen (sofern sie nicht dem Ge- oder 

Verbrauch des Bürobetriebes dienen), 
• dem Handel mit Waren, 
• der Erstellung von Werkleistungen, 
• Reiseplanungen und -veranstaltungen, 
• sonstigen Planungen, 
• Bau- und Projektleitungen und -arbeiten, 
• Arbeitnehmerüberlassungen 
sowie – abweichend von A1-6.12.1 – zur Versicherung der Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden aus Fehlern oder Mängeln 
sonstiger erbrachter Arbeiten oder Leistungen, auch Dienstleis-
tungen (z. B. Prüfungen, Gutachten, Beratungen, Vermittlungen). 
Sie sind nicht Gegenstand dieser Versicherung. 
 
A11012 Risikobeschreibung Entkernung 
Ausbau/Entfernung von 
• Einbauteilen (z. B. Türen, Fenster, Böden, Unterdecken), 
• Boden- und Wandbelägen (z. B. Putz, Fliesen, Estrich), 
• nicht tragenden Innenwänden und 
• Gebäudetechnik 
mittels Handmaschinen. 
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Es erfolgt keine Beseitigung von Schadstoffen (z. B. Asbest), kein 
Eingriff in die Statik und kein Abbruch vollständiger Gebäude/ 
Bauwerke sowie keine Demontage von Maschinen. 
 
A11013 Risikobeschreibung Spedition/Logistik 
Mitversichert ist die Konfektionierung und Verpackung von Waren, 
auch wenn diese nicht im Zusammenhang mit speditionsüblichen 
logistischen Leistungen stehen. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht 
• wegen Schäden am eingelagerten oder zur Beförderung 

übergebenen Gut sowie zur Konfektionierung oder Verpa-
ckung übergebener Waren sowie wegen Vermögensschäden 
aufgrund nicht rechtzeitiger Zustellungen oder Lieferungen. 
Versicherungsschutz hierfür kann nur über eine separate 
Verkehrshaftungsversicherung erlangt werden; 

• aus dem Einsammeln, Sortieren, Lagern, Zwischenlagern, 
Ablagern oder Entsorgen von Abfällen und Gefahrgut; 

• aus Containerdienst sowie dem Verleih und Transport von 
Containern, sofern nicht besonders vereinbart und im Versi-
cherungsschein genannt. 

 
A11014 Risikobeschreibung Haus- und Büro-/Gebäude-

reiniger 
Die Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht aus Winterdiensten 
oder Schädlingsbekämpfung ist nicht Gegenstand dieser Deckung. 
Tätigkeiten im Bereich der Krankenhaushygiene, Desinfektion, 
Dekontamination oder der Reinigung von Fassaden, Werk- und 
Produktionsstätten, Labore sowie Rechenzentren bedarf einer 
gesonderten ausdrücklichen Vereinbarung. 
 
A11015 Risikobeschreibung Angestellter Hausmeister beim 

Hausverwalter 
Zusatzvereinbarung zur Haftpflichtversicherung für Hausverwalter 
mit angestelltem Hausmeister: 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus der Beschäftigung von angestellten Hausmeistern: 
Versichert sind übliche Reparatur-, Reinigungs-, Wartungs- und 
Instandhaltungsarbeiten sowie Winterdienst an Wohn- und/oder 
Geschäftshäusern sowie zugehörigen Gärten und Wegen nicht 
jedoch an Produktionsanlagen und Fabrikgebäuden. 
Nicht zu den üblichen Arbeiten gehören insbesondere die Durch-
führung von Um- oder Anbauten, Schweißarbeiten, Dachdecker-, 
Abbruch-, Bautrockenlegungsarbeiten sowie Gas-, Wasser-, 
Heizungs- und Elektroinstallationsarbeiten. 
 
A11016 Risikobeschreibung Hausmeister ohne Installationen 
Für den Hausmeisterdienst gilt: 
Mitversichert sind übliche Reparatur-, Reinigungs-, Wartungs- und 
Instandhaltungsarbeiten an Wohn- und/oder Geschäftshäusern 
sowie zugehörigen Gärten und Wegen, nicht jedoch an Produkti-
onsanlagen und Fabrikgebäuden. 
Nicht zu den üblichen Arbeiten gehören insbesondere die Durch-
führung von Um- oder Anbauten, Schweißarbeiten, Dacharbei-
ten, Abbruch-, Bautrockenlegungsarbeiten sowie Gas-, Wasser-, 
Heizungs-, Klima-, Solar- und Elektroinstallationsarbeiten. 
 
A11017 Risikobeschreibung Hausmeister mit Installationen 
Für den Hausmeisterdienst gilt: 
Mitversichert sind übliche Reparatur-, Reinigungs-, Wartungs- und 
Instandhaltungsarbeiten an Wohn- und/oder Geschäftshäusern 
sowie zugehörigen Gärten und Wegen, nicht jedoch an Produkti-
onsanlagen und Fabrikgebäuden. 
Nicht zu den üblichen Arbeiten gehören insbesondere die Durch-
führung von Um- oder Anbauten, Schweißarbeiten, Dacharbei-
ten, Abbruch-, Bautrockenlegungsarbeiten. 
 
A11019 Risikobeschreibung Land- und Forstwirtschaft 
Versichert sind landwirtschaftliche Betriebe bis maximal 500 Nutz-
tiere. 

Nicht versichert ist die Intensivtierhaltung wie z. B. Rinder-, 
Kälber- und Schweinemast sowie Geflügelzucht-, Geflügelmast- 
und Legehennenbetriebe. 
 
A16001 Einschluss PHV Premium 
Vertragsgrundlage für die Privathaftpflichtversicherung sind die 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Privathaftpflicht-
versicherung (AVB PHV). 
Im Rahmen der Privathaftpflichtversicherung gilt die Leistungs-
variante Premium als Familienversicherung vereinbart. 
Die Privathaftpflichtversicherung ist ein rechtlich selbstständiger 
Vertrag. Die Kündigung dieses Vertrages berührt die Betriebs-
haftpflichtversicherung nicht. Bei Beendigung des Betriebshaft-
pflichtvertrages endet auch diese Privathaftpflichtversicherung. 
 
A16002 Einschluss THV Plus 
Vertragsgrundlage für die Tierhalterhaftpflichtversicherung sind 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Private 
Tierhalterhaftpflichtversicherung (AVB THV). 
Im Rahmen der Privaten Tierhalterhaftpflichtversicherung gilt die 
Leistungsvariante Plus vereinbart. 
Die Private Tierhalterhaftpflichtversicherung ist ein rechtlich selbst-
ständiger Vertrag. Die Kündigung dieses Vertrages berührt die 
Betriebshaftpflichtversicherung nicht. Bei Beendigung des Betriebs-
haftpflichtvertrages endet auch diese Private Tierhalterhaftpflicht-
versicherung. 
 
A16003 Einschluss Abgabe von Speisen und Getränken 

und Verkauf von sonstigen Artikeln 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus der Abgabe von Speisen und Getränken und aus 
dem Verkauf von sonstigen Artikeln (z. B. Nahrungs- und Ge-
nussmittel, Zeitschriften). 
 
A16004 Einschluss Verkauf von Drogerie- und Kosmetik-

artikeln 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Verkauf von 
Drogerie- und Kosmetikartikeln. 
 
A16005 Einschluss Unterkunft und Verpflegung 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Gewährung 
von Unterkunft und Verpflegung. 
 
A16006 Einschluss Betrieb Sauna/Solarium 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Betrieb einer Sauna und/oder von Solarien. 
 
A16007 Einschluss Verabreichung von Spritzen 
Mitversichert ist das Verabreichen von Spritzen, ausschließlich 
subcutan und intramuskulär, auf ärztliche Verordnung. 
 
A16008 Einschluss selbstständiger Fitnesstrainer 
1. Versicherungsschutz besteht für die gesetzliche Haftpflicht 

des Versicherungsnehmers als selbstständiger Fitnesstrainer. 
2. Mitversichert gelten branchenübliche Tätigkeiten/Aktivitäten 

wie z. B. Gymnastik-, Konditionsaufbau-, Fettreduzierungs-, 
Spinning- und Yogakurse. 
Weiterhin gelten externe Tagesveranstaltungen wie Jogging-, 
Nordic Walking-, Wander-, Mountainbike- (kein Downhill) und 
Inlineskate-Kurse mitversichert. Bei Bike- und Inliner-
Aktivitäten gilt Helm- und Protektorenpflicht. 

3. Kein Versicherungsschutz besteht für Extremsportarten und 
gefährliche Tagesveranstaltungen wie z. B. Bungee-Jumping, 
Canyoning, Houserunning, Bergklettern sowie Selbstvertei-
digungskurse. 

 
A16009 Einschluss freiberufliche Tätigkeit 
Versichert ist ausschließlich die freiberufliche selbstständige 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers. 
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A16010 Einschluss medizinische Fußpflege 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Ausübung von 
Podologie und medizinischer Fußpflege, sofern die Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung Podologe oder Medizinischer 
Fußpfleger zum Zeitpunkt der Behandlung vorliegt. 
 
A16011 Einschluss Hufbeschlag 
Eingeschlossen sind – abweichend von A1-6.7.4 – Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden an Tieren durch Hufbeschlag oder 
Hufpflege (z. B. Beschneiden des Horns) und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden bis zu einer Höchst-
ersatzleistung von 100.000 Euro je Versicherungsfall. 
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Heilbehandlungen von 
Tieren. Die Regelungen nach A1-3.2 und A1-7.6 bleiben bestehen. 
 
A16012 Einschluss Schäden an Tieren 
Eingeschlossen sind – abweichend von A1-6.7.4 – Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden an auszubildenden Tieren bis zu einer 
Höchstersatzleistung von 10.000 Euro je Versicherungsfall. 
Die Höchstersatzleistung für alle derartigen Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres beträgt das Dreifache dieser Versi-
cherungssumme. 
 
A16013 Einschluss Schäden an Pensionstieren 
Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen 
Schäden an eingestellten Tieren (Pensionstieren) bis zu einer 
Höchstersatzleistung von 10.000 Euro je Versicherungsfall. 
Die Höchstersatzleistung für alle derartigen Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres beträgt das Dreifache dieser Versi-
cherungssumme. 
 
A16014 Einschluss Flurschäden bei Ausbruch 
Nicht mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen Flurschäden 
durch Weidevieh. 
Mitversichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht aus Flurschä-
den anlässlich des Ausbrechens von Schafherden aus dem 
Pferch. 
 
A16015 Einschluss Zubringen und Abholen von Kfz 

Dienstleistung 
Eingeschlossen ist – abweichend von A1-6.7.4 – die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung und Vernichtung von fremden 
Kraftfahrzeugen und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und 
Ladung) beim Zubringen und Abholen dieser Kraftfahrzeuge 
außerhalb des Betriebsgrundstückes und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden gemäß A1-13.8.2. 
 
A16016 Einschluss Aufbau von Zelten und Restauration 
Mitversichert ist Restauration in eigener Regie sowie die Benut-
zung eigener und fremder Zelte einschließlich Auf- und Abbau. 
 
A16017 Einschluss Auslandsschäden USA und Kanada 
Mitversichert gelten Auslandsschäden in den USA und Kanada 
gemäß A1-6.8, A2-6.5 und A3-6.3. 
 
A16018 Einschluss Energiesparberatung 
1. Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus der Energie-

sparberatung, sofern dies nicht hauptberuflich ausgeführt 
wird in folgendem Umfang: 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als 
a) berechtigter Energieberater und Aussteller von Energie-

ausweisen nach dem Gebäudeenergiegesetz (GEG), 
b) staatlich anerkannter bzw. zugelassener Energieberater 

(z. B. HWK, IHK, BAFA), 
c) zugelassener oder zertifizierter Aussteller von Energie-

ausweisen wegen Vermögensschäden, die aus der 
Durchführung von Energiesparberatungen (z. B. Vor-Ort-
Beratung zur Energieeinsparung) und der Erstellung von 
Energieausweisen sowie der Abgabe von Empfehlungen 

für die Verbesserung der Energieeffizienz (Modernisie-
rungsempfehlungen) nach dem GEG sowie bei Nicht-
Wohngebäuden gemäß DIN V 18599 resultieren. 

2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Beratungsleis-
tungen hinsichtlich der Steigerung der Energieeffizienz und 
Wirtschaftlichkeit auch unter Berücksichtigung des Einsatzes 
Erneuerbarer Energien (Energie-Contracting). 

3. Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus vor-
genannten Tätigkeiten, die vor Inkrafttreten dieses Vertrages 
vorgenommen bzw. erstellt wurden. 

4. Die Versicherungssumme für die vorgenannten Schäden 
beträgt je Versicherungsfall 300.000 Euro im Rahmen der 
Versicherungssumme für sonstige Schäden und für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres das Dreifache 
dieser Summe. 

 
A37001 Einschluss Erweiterte ProdH Baunebengewerbe 
Mitversichert ist die erweiterte Produkthaftpflicht gemäß A3-7.1 
bis A3-7.3 aus dem Handelsrisiko des Versicherungsnehmers. 
Dies gilt auch, sofern der Einbau der Ware vom Versicherungs-
nehmer vorgenommen wurde, er aber nachweisen kann, dass 
die Mangelhaftigkeit nicht aus dem Einbau, der Montage bzw. 
der Montageleitung resultiert. 
Die Versicherungssumme für versicherte Schäden gemäß A3-
7.1 bis A3-7.3 beträgt innerhalb der allgemeinen Versicherungs-
summe für die Betriebshaftpflichtversicherung 150.000 Euro. 
 
A17001 Ausschluss Bestrahlung Solarien/Sonnenbänke 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
trotz ordnungsgemäßer Bedienung und Funktion der Solarien/ 
Sonnenbänke durch Art und Dauer der Häufigkeit der Bestrah-
lung eintreten. 
 
A17002 Ausschluss Schädlingsbekämpfung 
1. Nicht versichert sind bei der Anwendung von Pflanzen-

schutz-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln Ansprü-
che wegen Schäden 
a) am behandelten Gut und alle sich daraus ergebenden 

Vermögensschäden, 
b) durch Außerachtlassen von Gebrauchsanweisungen und 

behördlichen Vorschriften, 
c) durch Schädlingsbekämpfung aus der Luft. 

2.) Nicht versichert ist im Rahmen der Umweltrisikoversicherung 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Verwendung von Klär-
schlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz 
und Düngemitteln. 

 
A17003 Ausschluss Schädlingsbekämpfer 
Nicht versichert sind bei der Anwendung von Pflanzenschutz-, 
Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln Ansprüche wegen 
Schäden am behandelten Gut und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, durch Außerachtlassen von Gebrauchs-
anweisungen und behördlichen Vorschriften, sowie Schädlings-
bekämpfung aus der Luft. 
 
A17004 Ausschluss Schäden Figuranten 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an Figuranten 
(Scheinverbrecher). 
 
A17005 Ausschluss Veranstaltung von Reisen 
Versichert ist die Vermittlung von Reisen. Ausdrücklich nicht 
versichert ist die Haftpflicht aus der Veranstaltung von Reisen. 
 
A17006 Ausschluss Gesamtplanung und Veranstalterrisiko 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
• der Gesamtplanung von Messen, Ausstellungen und sonsti-

gen Veranstaltungen, 
• der Eigenschaft des Versicherungsnehmers als Veranstalter. 
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A17007 Ausschluss Vermögensschaden Reiseveranstalter 
Nicht versichert sind – abweichend von A1-6.12.1 Absatz 2 – 
Ansprüche aus Vermögensschäden aus der Tätigkeit als Reise-
veranstalter. 
 
A17008 Ausschluss Eventmanager 
1. Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht 

a) aus der Organisation und Durchführung 
• von Konzerten und Discoveranstaltungen, 
• von Veranstaltungen mit gefahrgeneigten Sportarten, 

wie z.B. Bungee Jumping, Canyoning, Klettern, 
• von Reisen, 

b) des Versicherungsnehmers als Veranstalter, 
c) wegen Schäden an Sachen, die vom Versicherungs-

nehmer zur Durchführung von Veranstaltungen gemietet, 
gepachtet, geliehen oder geleast wurden. 

2. Auf die Begrenzung des Versicherungsschutzes für Vermö-
gensschäden wird aufmerksam gemacht. A1-6.12.1 Absatz 2 
findet keine Anwendung. 

 
A17009 Ausschluss Disk Jockey (DJ) 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Durchfüh-
rung von Bohr- und/oder Installationsarbeiten, Montage von 
Traversen o. ä. sowie aus der Durchführung/Ausrichtung von 
Veranstaltungen im eigenen Namen. 
 
A17010 Ausschluss Kampfhunde 
Trotz Beitragszahlung besteht kein Versicherungsschutz für die 
Haftpflicht als Halter oder Hüter von Hunden folgender Rassen 
sowie Kreuzungen daraus: 
American Pit Bull Terrier, American Staffordshire Terrier, Bull-
mastiff, Bullterrier, Dogo Argentino, Dogue de Bordeaux, Fila 
Brasileiro, Mastiff, Mastin Espanol, Mastino Napoletano, Old 
English Bulldog, Pitbull-Terrier, Römischer Kampfhund, Rottwei-
ler, Staffordshire Bullterrier, Tosa Inu. 
In gleicher Weise besteht kein Versicherungsschutz für die 
Haftpflicht als Halter oder Hüter von Hunden, die durch Abrichten 
eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 
Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihrer Wirkung ver-
gleichbare, Mensch oder Tier gefährdende Eigenschaft, insbe-
sondere Beißkraft und fehlende Bisslösung, besitzen. 
 
A17011 Ausschluss Koi-Karpfen 
Bei Handel mit Koi-Karpfen gilt: 
Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche wegen Schä-
den an Koi-Karpfen. 
 
A17012 Ausschluss Quasihersteller 
Nicht mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus dem Vertrieb 
von Produkten unter eigenem Namen sowie wegen Schäden von 
Waren, die aus Ländern importiert wurden, die nicht dem Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR) angehören, sofern nicht etwas 
anderes vereinbart ist. 
 
A17013 Ausschluss Post- und Paketdienste 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Beschädigung, 
Vernichtung und/oder Abhandenkommen von Paketen, Briefsen-
dungen oder sonstigen Waren des Paket-/Postdienstes sowie  
– abweichend von A1-6.12.1 – Haftpflichtansprüche wegen 
Vermögensschäden aus nicht rechtzeitiger Zustellung/Übergabe 
und Vermögensschäden aus Finanz(anlagen)-/Bankberatung. 
 
A17014 Ausschluss Galerie 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Beschädigung, 
Vernichtung, Zerstörung oder Abhandenkommen ausgestellter 
oder zum Verkauf übernommener Gegenstände/Objekte. 
 

A17015 Ausschluss Heilwesen 
Ergänzend zu A1-6.12.2 sind Ansprüche von Krankenkassen, 
kassenärztlichen bzw. kassenzahnärztlichen Vereinigungen, 
Sozialhilfeträgern und dergleichen ausgeschlossen, die daraus 
hergeleitet werden, dass die erbrachten Leistungen für die Erzie-
lung des Heilerfolges nicht notwendig oder unwirtschaftlich 
waren oder aus sonstigen Gründen nicht hätten erbracht werden 
dürfen. 
 
A17016 Ausschluss Osteopath 
1. Voraussetzungen für die Gewährung des Versicherungs-

schutzes ist, dass 
a) die behördliche Erlaubnis gemäß § 1 Heilpraktikergesetz 

als Heilpraktiker zum Zeitpunkt der Behandlung vorliegt, 
b) eine anerkannte berufliche Qualifikation besteht, 
c) eine Mitgliedschaft in einem anerkannten Berufsverband 

(z. B. BVO, VOD, etc.) für Osteopathen vorliegt. 
2. Nicht versichert sind folgende Tätigkeiten: 

a) Behandlungen, die über die osteopathische Behandlung 
hinausgehen (z.B. Akupunktur, Chiropraktik); 

b) Tätigkeiten, die zur Ausübung der ärztlichen und weite-
ren heilpraktischen Heilkunde gehören; 

c) die Erteilung medizinischer Ratschläge; 
d) die Anwendung, Verordnung oder Empfehlung von Arz-

neimitteln aller Art (auch pflanzliche, homöopathische, 
anthropologische Heilmittel etc.); 

e) das nicht oder nicht rechtzeitige Verweisen eines Patien-
ten an einen Arzt; 

f) das Setzen von Spritzen (intravenös und intramuskulär); 
g) intraartikuläre Injektionen oder Infiltrationen; 
h) Schröpfen. 

 
A17017 Ausschluss Windkraftanlagen 
Nicht versichert sind Tätigkeiten an Windkraft-/-energieanlagen. 
 
A17018 Ausschluss Dacharbeiten, Installationsarbeiten etc. 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus folgenden Tätig-
keiten: 
Dacharbeiten, Gas-, Wasser-, Heizungs-, Klima-, Solar- und 
Elektroinstallationen (auch Montage von Photovoltaikanlagen), 
Abbruch-, Bautrockenlegungs-, Isolier- und Bautenschutzarbei-
ten, Hoch- und Tiefbau. 
 
A17019 Ausschluss Fuhrbetrieb 
Nicht versichert sind Ansprüche 
a) wegen Schäden am eingelagerten oder zur Beförderung über-

gebenen Gut sowie – abweichend von A1-6.12.1 – wegen 
Vermögensschäden aufgrund nicht rechtzeitiger Zustellun-
gen oder Lieferungen. Versicherungsschutz hierfür kann nur 
über eine separate Verkehrshaftungsversicherung erlangt 
werden; 

b) aus dem Einsammeln, Sortieren, Lagern, Zwischenlagern, 
Ablagern oder Entsorgen von Abfällen und Gefahrgut; 

c) aus Containerdienst sowie dem Verleih und Transport von 
Containern, sofern nicht besonders vereinbart und im Versi-
cherungsschein genannt. 

 
A17020 Ausschluss Fuhrbetrieb – Containerdienst 
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden am eingelager-
ten oder zur Beförderung übergebenen Gut sowie Ansprüche 
wegen Vermögensschäden aus nicht rechtzeitigen Zustellun-
gen/Lieferungen. 
Haftpflichtansprüche aus dem Verleih und Transport von Contai-
nern sind nur dann versichert, wenn dies besonders vereinbart 
wurde und im Versicherungsschein genannt ist. 
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A17022 Ausschluss Spedition 
Nicht versichert sind Ansprüche 
a) wegen Schäden am eingelagerten oder zur Beförderung 

übergebenen Gut sowie – abweichend von A1-6.12.1 – we-
gen Vermögensschäden aufgrund nicht rechtzeitiger Zustel-
lungen oder Lieferungen. 
Versicherungsschutz hierfür kann nur über eine separate 
Verkehrshaftungsversicherung erlangt werden; 

b) aus Konfektionierung und Verpackung von Waren, soweit es 
sich nicht um die Verpackung und die Zusammenstellung 
von Waren zum Zwecke ihrer Beförderung oder Lagerung 
durch den Versicherungsnehmer oder seiner Beauftragten 
handelt. 
Der Ausschluss der Haftpflicht wegen Schäden am eingelager-
ten oder zur Beförderung übergebenen Gut bleibt unberührt. 
Die Versicherung der Haftpflicht aus der Konfektionierung 
und Verpackung von Waren, die nicht im Zusammenhang 
mit speditionsüblichen logistischen Leistungen (Beförderung 
oder Lagerung von Gütern) im Zusammenhang stehen, be-
darf einer besonderen Vereinbarung; 

c) aus dem Einsammeln, Sortieren, Lagern, Zwischenlagern, 
Ablagern oder Entsorgen von Abfällen und Gefahrgut; 

d) aus Containerdienst sowie dem Verleih und Transport von 
Containern, sofern nicht besonders vereinbart und im Versi-
cherungsschein genannt. 

 
A17023 Ausschluss Deponie 
Bei Schäden durch Umwelteinwirkung und Umweltschäden wird 
auf den Ausschluss nach A2-8.25 verwiesen. 
 
A17024 Ausschluss Friseur/Kosmetiker 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Verkauf von 
Drogerie- und Kosmetikartikeln sowie der Anwendung von Kos-
metika und dem Vorhandensein eines Kosmetiksalons im räum-
lichen Zusammenhang mit dem Friseurgeschäft. 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Tätigkeiten im 
Bereich Permanent Make-up, Contour Make-up, Faltenunter-
spritzung, Microblading, Piercing, Tätowierungen, Needling 
sowie Plasmabehandlung. 
 
A17025 Ausschluss Permanent Make-up und Faltenunter-

spritzung etc. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden die 
durch die Behandlungen entstanden sind, bei denen Stoffe 
mittels Instrumenten oder Gegenständen in den Körper der 
behandelten Person eingebracht wurden. 
Hierzu zählen insbesondere: 
Permanent Make-up, Contour Make-up, Faltenunterspritzung 
(Mesotherapie, Botolinumtoxin, Kollagen), Microblading, Pier-
cing, Tätowierungen, Needling sowie Plasmabehandlung. 
Sofern Tätigkeiten mit Permanent Make-Up versichert werden 
sollen, kann Versicherungsschutz nur über eine Betriebshaft-
pflichtversicherung für Kosmetikstudios mit Durchführung von 
Permanent Make-Up oder für Tattoostudios erlangt werden. 
 
A17026 Ausschluss Kosmetik – diverse Tätigkeiten 
Sofern nicht besonders vereinbart, bleiben folgende Ansprüche 
ausgeschlossen: 
Fruchtsäurepeelings, Microdermabrasion sowie – abweichend 
von A1-6.11 – Behandlungen, bei denen auf den Körper der 
behandelten Person mit energiereichen Strahlen eingewirkt 
wurde. Hierzu zählen insbesondere Behandlungen mittels Laser 
– auch IPL und GEM-PL – sowie Ultraschallkosmetik und Twin 
Trend. 
 
A17027 Ausschluss Tattoostudio/Piercingstudio 
1. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass 

a) eine ausreichende Aufklärung der behandelten Personen 
oder ggf. deren gesetzliche Vertreter erfolgt ist; 

b) sämtliche Anforderungen der Hygiene beim Tätowieren 
eingehalten werden; 

c) eine Mitgliedschaft in einem anerkannten Verband (z. B. 
BVT, DOT, ProTattoo) für Tätowierer/innen besteht. 

2. Nicht versichert sind folgende Tätigkeiten: 
a) Brandings, 
b) das Stechen von Intimpiercings, 
c) Zungenspaltungen, 
d) das Einsetzen von Implants, 
e) Schmucknarben oder sonstige Skarifizierungen der Haut, 
f) Tätowierungen von Augen und im Mund. 
Ebenso besteht kein Versicherungsschutz für die Verwendung 
von Farben, die zum Zeitpunkt der Behandlung der jeweils 
gültigen Fassung der Tätowiermittel-Verordnung (TätoV) unter-
liegen (sogenannte Negativliste). 

 
A17028 Ausschluss Beschädigung bei Reparatur 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Beschädigung 
oder Vernichtung von Kfz, Anhängern, Landmaschinen oder 
damit fest verbundenen Fahrzeugteilen, soweit sich diese Fahr-
zeuge bzw. Fahrzeugteile zur Reparatur oder zu sonstigen 
Zwecken in der Obhut des Versicherungsnehmers befinden. 
 
A17029 Ausschluss Schäden an zur Verfügung gestellten 

Maschinen, Fahrzeugen etc. 
Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden an den vom 
Auftraggeber überlassenen/zur Verfügung gestellten Bau-/Arbeits-
maschinen (z. B. Bagger), Kraftfahrzeugen, Kränen, Maschinen etc. 
 
A17030 Ausschluss Maschinenring 
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden der Genossen/ 
Gesellschafter und ihrer Angehörigen, denen Maschinen über-
lassen sind. 
 
A17031 Ausschluss Halter von Kfz 
Bei Verwendung von Kfz ist die Haftpflicht des Halters oder 
Lenkers von Kfz nicht mitversichert. 
 
A17032 Ausschluss Auktions-/Pfandhaus 
Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden an Sachen, die zu 
Auktionszwecken oder als Pfandsachen übernommen wurden. 
 
A17033 Ausschluss EDV-Schäden 
Ausgeschlossen sind: 
a) Haftpflichtansprüche wegen Schäden an Daten auf Daten-

trägern einschließlich Datenlöschungen; 
b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden/Kosten durch fehler-

hafte Datenverarbeitung einschließlich daraus resultierender 
Folgeschäden wie zum Beispiel Betriebsstillstand, -unter-
brechung, Produktionsausfall, Minderleistung; 

c) Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus der Herstellung 
von Hard- und Software; 

d) Haftpflichtansprüche wegen fehlerhafter Beratung. 
 
A17034 Ausschluss fehlerhafte Gutachten 
Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden aufgrund fehler-
hafter gutachterlicher Tätigkeiten. 
 
A17035 Ausschluss fehlerhafte Übersetzung 
Abweichend von A1-6.12.1 besteht kein Versicherungsschutz für 
Vermögensschäden aufgrund fehlerhafter Übersetzungen. 
 
A17036 Ausschluss Flurschäden 
Nicht mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen Flurschäden 
durch Weidevieh. 
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A17037 Ausschluss Halter von Pferden 
Bei Verwendung von Pferden ist die Haftpflicht des Tierhalters 
nicht mitversichert. 
 
A17038 Ausschluss Pensionstiere 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Pen-
sionstieren und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Dieser Ausschluss bleibt auch bestehen, sofern sonstige Tätig-
keitsschäden mitversichert sind. Die Mitversicherung von Schäden 
an Pensionstieren muss ausdrücklich vereinbart werden. Die per-
sönliche Haftpflicht fremder Tierbenutzer ist nicht mitversichert. 
 
A17039 Ausschluss Tierhalter, Listenhunde, Schäden am 

Tier 
Nicht mitversichert 
a) ist die Haftpflicht des Tierhalters; 
b) sind Schäden an zur Obhut übernommenen Tieren, sofern nicht 

besonders vereinbart und im Versicherungsschein genannt; 
c) ist die Haftpflicht aus dem Hüten von Hunden folgender 

Rassen sowie Kreuzungen daraus: 
American Pit Bull Terrier, American Staffordshire Terrier, 
Bullmastiff, Bullterrier, Dogo Argentino, Dogue de Bordeaux, 
Fila Brasileiro, Mastiff, Mastin Espanol, Mastino Napoletano, 

Old English Bulldog, Pitbull-Terrier, Römischer Kampfhund, 
Rottweiler, Staffordshire Bullterrier, Tosa Inu. 
In gleicher Weise besteht kein Versicherungsschutz für die 
Haftpflicht als Halter oder Hüter von Hunden, die durch Ab-
richten eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampf-
bereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihrer 
Wirkung vergleichbare, Mensch oder Tier gefährdende Ei-
genschaft, insbesondere Beißkraft und fehlende Bisslösung, 
besitzen. 

 
A17040 Ausschluss Verleih Reittiere 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Verleih 
der versicherten Tiere. Hierfür ist gesonderter Versicherungs-
schutz zu vereinbaren. 
 
A17041 Ausschluss Büchsenmacher 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der erlaubten Her-
stellung und/oder dem erlaubten Vertrieb von Waffen und Muni-
tion für Jagd- und Sportzwecke bzw. für Sammler- und Dekorati-
onszwecke sowie der erlaubte Vertrieb (nicht die Herstellung) 
von Feuerwerkskörpern. 
Kein Versicherungsschutz besteht in jedem Fall für die Herstel-
lung oder den Vertrieb von Waffen oder Munition, die dem Um-
gangsverbot des § 2 Absatz 4 Waffengesetz unterliegen. 
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Abschnitt B1 – Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehalt-
lich der Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung
oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags.

B1-2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode
B1-2.1 Beitragszahlung

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus
gezahlt, entweder durch laufende Zahlungen monat-
lich, vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Ein-
malbeitrag.

B1-2.2 Versicherungsperiode
Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt
auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als
ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer
als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode
der Vertragsdauer.

B1-2.3 Versicherungsjahr
Das Versicherungsjahr beträgt ein Jahr. Besteht die
vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren,
wird das erste Versicherungsjahr entsprechend ver-
kürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum ver-
einbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.

B1-3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung

B1-3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags
Der Versicherungsschutz tritt zu dem im Versiche-
rungsschein genannten Vertragsbeginn in Kraft, wenn
der erste oder einmalige Beitrag
a) unverzüglich nach Vertragsbeginn gezahlt wird

oder
b) innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Versiche-

rungsscheines gezahlt wird oder
c) vom Versicherer entsprechend B1-5.1 im Last-

schriftverfahren (SEPA-Lastschriftmandat) eingezo-
gen werden kann.

Dies gilt unabhängig vom Bestehen eines Widerrufs-
rechts.

B1-3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsver-
zug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig
nach B1-3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Ver-
trag zurücktreten, solange der Versicherungsnehmer
die Zahlung nicht veranlasst hat.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B1-3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-3.1 zahlt, so
ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver-
pflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auf-
fälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerk-
sam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B1-4 Folgebeitrag
B1-4.1 Fälligkeit

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten
Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-,

Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem anderen
vereinbarten Zeitpunkt fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit
veranlasst wird.

B1-4.2 Verzug und Schadensersatz
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug.
Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu vertre-
ten hat.
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt,
Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.

B1-4.3 Mahnung
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen
Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)
zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestim-
men (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss von mindes-
tens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforde-
rung betragen.
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je
Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie
der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf
die Rechtsfolgen nach B1-4.4 und B1-4.5 (Leistungs-
freiheit und Kündigungsrecht) hinweist.

B1-4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung
Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

B1-4.5 Kündigung nach Mahnung
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer
nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
mit sofortiger Wirkung kündigen.
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die
Kündigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist.
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.

B1-4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung in-
nerhalb eines Monats nach der Kündigung veranlasst
wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist ver-
bunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zah-
lung innerhalb eines Monats nach Fristablauf veran-
lasst wird.
Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1-4.4
bleibt bis zur Zahlung bestehen.

B1-5 Lastschriftverfahren
B1-5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer
zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine aus-
reichende Deckung des Kontos zu sorgen.
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig,
wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen Zahlungsauffor-
derung des Versicherers erfolgt.
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B1-5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass
ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist
der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftman-
dat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu
kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist,
den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge
selbst zu übermitteln.
Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

B1-6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
B1-6.1 Allgemeiner Grundsatz

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der
dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat.

B1-6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rück-
tritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Inter-
esse

B1-6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs-
erklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten.
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wi-
derrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor
Ende der Widerrufsfrist beginnt.
Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben,
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Jahr
des Versicherungsschutzes gezahlten Beitrag zu er-
statten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-

mer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in
Anspruch genommen hat.

B1-6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag
zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der
Rücktrittserklärung zu.
Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so
steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu.

B1-6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung be-
endet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum
Zugang der Anfechtungserklärung zu.

B1-6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte bean-
spruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.

B1-6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für
ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht.
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen.
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt.
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Abschnitt B2 – Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

B2-1 Dauer und Ende des Vertrags
B2-1.1 Vertragsdauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen.

B2-1.2 Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er ver-
längert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien
spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen
Vertragslaufzeit eine Kündigung zugegangen ist.

B2-1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne
dass es einer Kündigung bedarf.

B2-1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des
dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres kün-
digen; die Kündigung muss dem Versicherer spätes-
tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres
zugegangen sein.

B2-1.5 Wegfall des versicherten Interesses
Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet der
Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt,
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses
Kenntnis erlangt.

B2-2 Kündigung nach Versicherungsfall
B2-2.1 Kündigungsrecht
B2-2.1.1 Für die Sachversicherung, Technische Versicherung

und Ertragsausfallversicherung gilt:
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann je-
de der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag
kündigen. Die Kündigung ist in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung
ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Ab-
schluss der Verhandlungen über die Entschädigung
zulässig.

B2-2.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:
Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden,
wenn

● vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung
oder eine Zahlung von Sanierungskosten von Um-
weltschäden geleistet wurde,

● der Versicherer den Anspruch des Versicherungs-
nehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt
hat, oder

● dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens ei-
nen Monat nach der Zahlung, der Ablehnung oder
der Zustellung der Klage zugegangen sein.

B2-2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätes-
tens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungspe-
riode, wirksam wird.

B2-2.3 Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.

B2-3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen
B2-3.1 Übergang der Versicherung
B2-3.1.1 Für die Sachversicherung, Technische Versicherung

und Ertragsausfallversicherung gilt:
Wird die versicherte Sache vom Versicherungsneh-
mer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentums-
übergangs (bei Immobilien: Datum der Umschrei-
bung im Grundbuch) an dessen Stelle der Erwerber
in die während der Dauer seines Eigentums aus
dem Versicherungsvertrag sich ergebenden Rechte
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.
Die Versicherung geht auch über, wenn die versi-
cherte Sache im Wege der Zwangsversteigerung er-
worben wird oder ein Dritter auf Grund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen
Verhältnisses die Berechtigung erwirbt, versicherte
Bodenerzeugnisse zu beziehen.
Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis
erlangt.

B2-3.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:
Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber
an Stelle des Versicherungsnehmers in die während
der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versiche-
rungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein.
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund ei-
nes Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines
ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten übernom-
men wird.

B2-3.2 Kündigung
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegen-
über den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Tele-
fax oder Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung aus-
geübt wird.
Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag
mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der lau-
fenden Versicherungsperiode in Textform zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kennt-
nis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung in-
nerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, aus-
geübt wird.

B2-3.3 Beitrag
Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Bei-
trag als Gesamtschuldner, wenn der Übergang auf den
Erwerber während einer laufenden Versicherungsperi-
ode erfolgt.
Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haftet
der Veräußerer allein für die Zahlung des Beitrags.

B2-3.4 Anzeigepflichten
Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer
oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail,
Telefax oder Brief) anzuzeigen.
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt
eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zu-
gehen müssen. Der Versicherer muss hierzu nachwei-
sen, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.
Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn
ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war,
zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der
Versicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet,
wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles
die Frist für seine Kündigung abgelaufen war und er
nicht gekündigt hat.
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Abschnitt B3 – Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten
 

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

B3-1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über
gefahrerhebliche Umstände
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versi-
cherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) ge-
fragt hat und die für den Entschluss des Versicherers
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt
zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann,
wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach
seiner Vertragserklärung, aber vor der Vertragsannah-
me Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt.
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Absatz 1 und B3-1.2 sowohl die Kenntnis
und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berück-
sichtigen.
Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Ver-
treter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

B3-1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
B3-1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschut-

zes
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1, kann der Versicherer
vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts be-
steht auch für die Vergangenheit kein Versiche-
rungsschutz.
Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder
anderen Bedingungen geschlossen hätte.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht ur-
sächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsneh-
mer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

B3-1.2.2 Kündigung
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1 einfach fahrlässig oder
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versi-
cherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Be-
dingungen geschlossen hätte.

B3-1.2.3 Vertragsänderung
Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach B3-1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und
hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu ande-
ren Bedingungen geschlossen, so werden die ande-

ren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverlet-
zung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung ei-
ner Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

B3-1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des
Versicherers
Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines
Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung
stützt. Zur Begründung kann er nachträglich weitere
Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kennt-
niserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis
erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte
Recht begründen.

B3-1.4 Hinweispflicht des Versicherers
Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf
die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewie-
sen hat.

B3-1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers
Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rück-
tritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht
berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrum-
stand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

B3-1.6 Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglis-
tiger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen.

B3-1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündi-
gung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf
von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte
erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn
Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Ver-
treter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt hat.

B3-2 Gefahrerhöhung (gilt für die Sachversicherung, Tech-
nische Versicherung und Ertragsausfallversicherung)

B3-2.1 Begriff der Gefahrerhöhung
B3-2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe

der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers
die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles
oder eine Vergrößerung des Schadens oder die un-
gerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers
wahrscheinlicher wird.

B3-2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber
nicht nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerhebli-
cher Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor
Vertragsschluss gefragt hat.

B3-2.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach B3-2.1.1 liegt nicht vor,
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat
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oder nach den Umständen als mitversichert gelten
soll.

B3-2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers
B3-2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-

sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

B3-2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich,
dass er ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder ge-
stattet hat, so muss er diese dem Versicherer unver-
züglich anzeigen.

B3-2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen ein-
tritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versiche-
rer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr
Kenntnis erlangt hat.

B3-2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Ver-
sicherer

B3-2.3.1 Kündigungsrecht
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach B3-2.2.1, kann der Versicherer den Ver-
trag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz
oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen.
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit,
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat kündigen.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den
Fällen nach B3-2.2.2 und B3-2.2.3 bekannt, kann er
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat kündigen.

B3-2.3.2 Vertragsänderung
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Bei-
trag verlangen oder die Absicherung der erhöhten
Gefahr ausschließen.
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver-
sicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus,
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzu-
weisen.

B3-2.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach B3-2.3 erlöschen, wenn diese
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versi-
cherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor
der Gefahrerhöhung bestanden hat.

B3-2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
B3-2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungs-

fall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine
Pflichten nach B3-2.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob
fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen.

B3-2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B3-2.2.2 und
B3-2.2.3 ist der Versicherer für einen Versicherungs-
fall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte

zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B3-2.5.1 Satz 2
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versi-
cherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhö-
hung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hät-
te zugegangen sein müssen, bekannt war.

B3-2.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt be-
stehen,
a)  soweit der Versicherungsnehmer nachweist,

dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den
Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang
der Leistungspflicht war oder

b)  wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungs-
falles die Frist für die Kündigung des Versiche-
rers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt
war oder

c)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen
Geschäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten
Beitrag verlangt.

B3-3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
B3-3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
B3-3.1.1 Für die Sachversicherung, Technische Versicherung

und Ertragsausfallversicherung gilt:
Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Ver-
sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, sind:
a)  die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen

sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften;

b)  die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten.

B3-3.1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versi-
cherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers in-
nerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Um-
stand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne
weiteres als besonders gefahrdrohend.

B3-3.1.3 Rechtsfolgen
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.
Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat.

B3-3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles
Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des
Versicherungsfalles folgende Obliegenheiten zu erfül-
len:

B3-3.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Ver-
sicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen,
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu han-
deln.
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B3-3.2.2 Für die Sachversicherung, Technische Versicherung
und Ertragsausfallversicherung gilt zusätzlich zu
B3-3.2.1:
Der Versicherungsnehmer hat
a)  dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem

er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich –
ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzei-
gen;

b)  Schäden durch strafbare Handlungen gegen das
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

c)  dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

d)  das Schadenbild so lange unverändert zu lassen,
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind
das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sa-
chen bis zu einer Besichtigung durch den Versi-
cherer aufzubewahren;

e)  soweit möglich dem Versicherer unverzüglich je-
de Auskunft – auf Verlangen in Textform – zu er-
teilen, die zur Feststellung des Versicherungsfal-
les oder des Umfanges der Leistungspflicht des
Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des Schadens
und über den Umfang der Entschädigungspflicht
zu gestatten;

f)  vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann;

g)  für zerstörte oder abhandengekommene Wertpa-
piere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden
unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten
und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbe-
sondere abhandengekommene Sparbücher und
andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sper-
ren zu lassen.

h)  Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des
Versicherers einem anderen als dem Versiche-
rungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenhei-
ten nach B3-3.2.1 und B3-3.2.2 ebenfalls zu er-
füllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen
und rechtlichen Umständen möglich ist.

B3-3.2.3 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt zu-
sätzlich zu B3-3.2.1:
a)  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer in-

nerhalb einer Woche anzuzeigen, auch wenn
noch keine Schadensersatzansprüche erhoben
worden sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den
Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche gel-
tend gemacht werden.

b)  Er hat dem Versicherer ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und
ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung
zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht
des Versicherers für die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle

dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

c)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskos-
tenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der
Streit verkündet, hat er dies dem Versicherer un-
verzüglich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn ge-
gen den Versicherungsnehmer wegen des den
Anspruch begründenden Schadensereignisses
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

d)  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung
von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wi-
derspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versiche-
rers bedarf es nicht.

e)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer
zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Na-
men des Versicherungsnehmers einen Rechts-
anwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterla-
gen zur Verfügung stellen.

B3-3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
B3-3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit

nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsätzlich, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht.

B3-3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts-
oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur
dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf
diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

B3-3.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat.
Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit we-
der für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung oder den
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
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Abschnitt B4 – Weitere Regelungen
 

B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung
B4-1.1 Für die Sachversicherung, Technische Versicherung

und Ertragsausfallversicherung gilt:
B4-1.1.1 Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer die andere Versicherung unverzüglich mit-
zuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versiche-
rer und die Versicherungssumme anzugeben. Falls
keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist statt-
dessen der Versicherungsumfang anzugeben.

B4-1.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
nach B4-1.1.1 vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist
der Versicherer unter den in B3-3 beschriebenen
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfrei-
heit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt
des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen
Versicherung erlangt hat.

B4-1.1.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversi-
cherung

B4-1.1.3.1 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die
Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen
die Summe der Entschädigungen, die von jedem
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt
eine Mehrfachversicherung vor.

B4-1.1.3.2 Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag
des ihm entstandenen Schadens verlangen.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei
demselben Versicherer bestehen.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag
in der Weise, dass die Entschädigung aus allen
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der
Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus
denen die Beiträge errechnet wurde, nur in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen er-
mäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus
allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschä-
digung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag
der Versicherungssummen in diesem Vertrag in
Deckung gegeben worden wäre.

B4-1.1.3.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachver-
sicherung in der Absicht geschlossen, sich da-
durch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlos-
sene Vertrag nichtig.
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

B4-1.1.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung
B4-1.1.4.1 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch

den die Mehrfachversicherung entstanden ist, oh-
ne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachver-
sicherung geschlossen, kann er verlangen, dass
der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder
die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger
Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herab-

gesetzt wird, der durch die frühere Versicherung
nicht gedeckt ist.
Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung
des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam,
zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

B4-1.1.4.2 Die Regelungen nach B4-1.1.4.1 sind auch anzu-
wenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch
entstanden ist, dass nach Abschluss der mehre-
ren Versicherungsverträge der Versicherungswert
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Ein-
vernehmen der Versicherer geschlossen worden,
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnis-
mäßige Herabsetzung der Versicherungssummen
und der Beiträge verlangen.

B4-1.2 Für die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:
B4-1.2.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risi-

ko in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.
B4-1.2.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-

men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies
wusste, kann er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrags verlangen.

B4-1.2.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats
geltend macht, nachdem er von der Mehrfachversi-
cherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung,
mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

B4-2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung
B4-2.1 Form, zuständige Stelle

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und
die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen,
sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzu-
geben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform
oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen
Regelungen über den Zugang von Erklärungen und
Anzeigen bleiben bestehen.

B4-2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensände-
rung
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefs an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der
Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht an-
gezeigten Namensänderung des Versicherungsneh-
mers.

B4-2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nie-
derlassung
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen,
findet bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung B4-2.2 entsprechend Anwendung.

B4-3 Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der
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Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die
grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang
der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitge-
teilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruch-
steller nicht mit.
Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemei-
nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

B4-4 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände
B4-4.1 Versicherungsombudsmann

Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen
Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in
verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:
Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten
kann sich der Versicherungsnehmer an den Versiche-
rungsombudsmann e. V. wenden.

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632

10006 Berlin
Telefon: 0800 369 6000

Fax: 0800 369 9000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Internet: www.versicherungsombudsmann.de
Der Versicherungsombudsmann e. V. ist eine unab-
hängige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle.
Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen.

B4-4.2 Versicherungsaufsicht
Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung
des Versicherers nicht zufrieden ist oder Meinungsver-
schiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auftreten,
kann er sich auch an die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer unter-
liegt der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht.
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)

Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108

53117 Bonn
Telefon: 0800 2 100 500

E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann
einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden.

B4-4.3 Rechtsweg
Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu
beschreiten.

B4-4.4 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den
Versicherer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen,
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Ver-
tragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-
sung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland,
sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der
Versicherer seinen Sitz hat.

B4-4.5 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen Ver-
sicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlas-
sung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers;
fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt.
Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsneh-
mer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

B4-5 Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

B4-6 Embargobestimmung
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik
Deutschland entgegenstehen.
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von
Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Euro-
päischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland
entgegenstehen.
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Verbraucherinformation 
zur Sach-, Haftpflicht- und Unfallversicherung 

 
 

I. Allgemeines 
 
1. Identität des Versicherers 
Name, Rechtsform, ladungsfähige Anschrift: 
RheinLand Versicherungs AG, RheinLandplatz, 
41460 Neuss, 
vertreten durch die Vorstände: Dr. Arne Barinka,  
Lutz Bittermann, Dr. Ulrich Hilp, Andreas Schwarz; 
Aufsichtsratsvorsitzender: Anton Werhahn. 
Handelsregistereintrag: Amtsgericht Neuss, HRB 1477. 
 
 
2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / 

zuständige Aufsichtsbehörde 
Hauptgeschäftstätigkeit: 
Die RheinLand Versicherungs AG gehört zur RheinLand 
Versicherungsgruppe und betreibt die Kraftfahrzeug-, 
Haftpflicht-, Sach- und Unfallversicherung. 
Aufsichtsbehörde: 
Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 
 
3. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 
Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 
Die gegenseitigen Rechte und Pflichten ergeben sich 
nach vorliegendem Antrag aus den hierfür maßgebenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, sowie ggf. Be-
sonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen, Klauseln, 
Pauschaldeklarationen und Sicherungsrichtlinien sowie 
den gesetzlichen Bestimmungen. Diese Unterlagen ent-
halten auch Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und 
Erfüllung der Leistung. 
 
 
4. Gesamtpreis der Versicherung 
Der konkrete Gesamtpreis (Beitrag) zur Versicherung ist 
im Angebot bzw. Antrag detailliert ausgewiesen. 
 
 
5. Zusätzliche Kosten 
Besondere Gebühren und Kosten werden, mit Ausnahme 
der in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen ge-
nannten, nicht erhoben. 
 
 
6. Beitragszahlung 
Grundsätze: 
Die Grundsätze der Beitragszahlung sind in den Allge-
meinen Versicherungsbedingungen beschrieben. 

Die Folgebeiträge sind jeweils am Ersten des Monats 
fällig, in dem die neue Versicherungsperiode beginnt. Bei 
Vereinbarung von Ratenzahlungen sind diese am Ersten 
des jeweiligen Monats zu zahlen, sofern nichts anderes 
vereinbart wurde. 
Für monatliche Zahlungsweise ist die Erteilung eines 
SEPA-Lastschriftmandates Voraussetzung. Ist monatliche 
Zahlungsweise vereinbart und entfällt das SEPA-Last-
schriftmandat oder kann eine Abbuchung nicht durchge-
führt werden, so wird auf vierteljährliche Zahlungsweise 
umgestellt. 
SEPA-Lastschriftmandat: 
Im Falle einer Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandates 
gilt Folgendes: 
Sie ermächtigen uns widerruflich, die zu entrichtenden 
Versicherungsbeiträge zu Lasten des von Ihnen genannten 
Kontos mittels Einziehungsauftrag (Lastschrift) einzuzie-
hen. Wenn das Konto die erforderliche Deckung nicht auf-
weist, besteht seitens des kontoführenden Kreditinstituts 
keine Verpflichtung zur Einlösung. Kosten aus dem Wider-
spruch gegen eine berechtigte Abbuchung oder Rücklast-
schrift mangels ausreichender Kontodeckung gehen zu 
Ihren Lasten. 
Sie können innerhalb von acht Wochen – beginnend mit 
dem Belastungsdatum – die Erstattung des belasteten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit Ihrem Kredit-
institut vereinbarten Bedingungen. 
 
 
7. Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten 

Informationen 
Die Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Ange-
botsinformationen bzgl. der Bedingungen, Bestimmungen 
und Beiträge ist auf zwei Monate befristet, sofern nicht im 
Angebot ein anderer Zeitraum benannt ist. 
 
 
8. Zustandekommen des Vertrages / Vertragsbeginn / 

Antragsbindefrist 
Der Vertrag kommt mit Zugang des Versicherungs-
scheins beim Versicherungsnehmer zustande. Der Versi-
cherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist zahlt. 
An Ihren Antrag sind Sie einen Monat gebunden. 
 
 
9. Vertragslaufzeit, Vertragsverlängerung 
Versicherungsverträge von ein- und mehrjähriger Dauer 
verlängern sich um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, 
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wenn eine Kündigung in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 
nicht drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf einem der 
beiden Vertragspartner zugegangen ist. 
 
 
10. Beendigung bzw. Kündigung des Vertrages 
Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr 
als drei Jahren eingegangen worden ist, kann zum Ende 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten seitens des Ver-
sicherungsnehmers gekündigt werden. 
Eine Kündigung des Vertrages ist nur dann rechtswirk-
sam, wenn sie innerhalb der jeweils vorgeschriebenen 
Frist beim Versicherer eingetroffen ist. 
Weitere Möglichkeiten der Vertragsbeendigung enthalten 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
 
 
11. Gerichtsstand / Anwendbares Recht 
Gerichtsstand: 
Die Gerichtsstände für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag ergeben sich aus den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen. 

Anwendbares Recht: 
Für den Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht. 
 
 
12. Vertragssprache 
Die Vertragssprache ist deutsch. 
 
 
13. Schlichtung / Beschwerde 
Die RheinLand Versicherungs AG ist Mitglied im Verein 
„Versicherungsombudsmann e.V.“. Bei Meinungsverschie-
denheiten im Zusammenhang mit dem Versicherungsver-
trag besteht somit die Möglichkeit des Streitschlichtungs-
verfahrens vor dem Versicherungsombudsmann e. V., 
sofern der Versicherungsvertrag von Ihnen als natürliche 
Person abgeschlossen wurde und weder Ihrer gewerbli-
chen noch Ihrer selbstständigen beruflichen Tätigkeit 
zuzurechnen ist: 
Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32, 
10006 Berlin (www.versicherungsombudsmann.de). 
Weiterhin können Sie eine Beschwerde an die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurhein-
dorfer Straße 108, 53117 Bonn (www.bafin.de), richten. 
Unabhängig hiervon können Sie den Rechtsweg nutzen. 
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II. Widerrufsbelehrung 
 

Abschnitt 1 
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise 

 
Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, 
E-Mail) widerrufen. 
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 
• der Versicherungsschein, 
• die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das 

Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarif-
bestimmungen, 

• diese Belehrung, 
• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 

(sofern gesetzlich vorgeschrieben), 
• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informa-

tionen 
jeweils in Textform zugegangen sind. 
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
RheinLand Versicherungs AG, RheinLandplatz, 41460 Neuss, 
E-Mail: betrieb@rheinland-versicherungen.de, Telefax 02131 
290-13300. 
 

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträ-
ge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang 
des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehal-
ten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich wie 
folgt errechnet: 
Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestan-
den hat, multipliziert mit 
• 1/360 des jährlichen Gesamtbeitrags bzw. 
• 1/180 des halbjährlichen Gesamtbeitrags bzw. 
• 1/90 des vierteljährlichen Gesamtbeitrags bzw. 
• 1/30 des monatlichen Gesamtbeitrags. 
Den Gesamtbeitrag und die von Ihnen gewünschte Zah-
lungsweise finden Sie im Antrag im Teil der Beitragsbe-
rechnung. 
Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unver-
züglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der 
Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, 
dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und 
gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 
 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von 
uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben. 
 
 

Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn 

erforderlichen weiteren Informationen 
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren 
Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden 
im Einzelnen aufgeführt: 
 

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen 
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfü-
gung zu stellen: 
1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Nieder-

lassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; 

anzugeben ist auch das Handelsregister, bei dem der 
Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Register-
nummer; 

2. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede 
andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen 
dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristi-
schen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen 
auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit 
die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer 
hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form; 

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers; 
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, 

insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit 
der Leistung des Versicherers; 

5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Bei-
träge einzeln auszuweisen sind, wenn das Versiche-
rungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsver-
träge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen 
seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des 
Preises ermöglichen; 

6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, 
insbesondere zur Zahlungsweise von Beiträgen; 

7. die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeits-
dauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des 
Preises; 

8. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, ins-
besondere über den Beginn der Versicherung und des 
Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während 
der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll; 

9. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts 
sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, ins-
besondere Namen und Anschrift derjenigen Person, ge-
genüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechts-
folgen des Widerrufs einschließlich Informationen über 
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenen-
falls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Über-
mittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedür-
fen die Informationen einer hervorgehobenen und deut-
lich gestalteten Form; 

10. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages; 

11. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere 
zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließ-
lich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, be-
dürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form; 

12. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht 
der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen 
vor Abschluss des Versicherungsvertrages zugrunde legt; 

13. das auf den Vertrag anwendbare Recht; 
14. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die 

in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitge-
teilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Ver-
sicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommuni-
kation während der Laufzeit dieses Vertrages zu führen; 

15. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtli-
chen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und ge-
gebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang, 
dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Mög-
lichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, hiervon 
unberührt bleibt;  

16. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Auf-
sichtsbehörde. 

 
Ende der Widerrufsbelehrung 
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III. Wichtige Hinweise zur Erhaltung des Versicherungsschutzes 
Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 

Wer diese Hinweise nicht beachtet, läuft Gefahr, seinen Versicherungsschutz zu verlieren! 
 
Obliegenheiten vor Vertragsabschluss – Vorvertragliche 
Anzeigepflichten 
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß 
prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die dort gestell-
ten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie 
nur geringe Bedeutung beimessen. 
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungs-
vermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmit-
telbar gegenüber der RheinLand Versicherungs AG, 
RheinLandplatz, 41460 Neuss, in Textform (z. B. Brief, 
Fax, E-Mail) nachzuholen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz 
gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige An-
gaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachste-
henden Information entnehmen. 

 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheits-
gemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text-
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorver-
tragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
 
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässig-
keit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungs-
falles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn 
Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angege-
bene Umstand 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-

cherungsfalles 
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 

Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, 
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, 
welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
2. Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 
oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-

de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 
 
3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahr-
umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen 
Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie 
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. 
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung 
hinweisen. 
 
4. Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträg-
lich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten. 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur 
Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfäl-
le, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist 
beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätz-
lich oder arglistig verletzt haben. 
 
5. Anfechtung 
Wenn Sie uns arglistig täuschen, können wir den Vertrag 
auch anfechten. 
 
6. Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der rückwirkenden 
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Aus-
übung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres 
Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist 
zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellver-
treter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. 
Im Übrigen beachten Sie bitte die weiteren Bestimmungen 
in unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
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Datenschutzhinweise 
 

I. Informationen der RheinLand Versicherungs AG 
 
 
I.1 Vorbemerkung 
Die RheinLand Versicherungs AG gehört zusammen mit 
• der Rhion Versicherung AG und 
• der Credit Life AG 
zur RheinLand Versicherungsgruppe. 
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Ver-
arbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die 
RheinLand Versicherungs AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte. 
Diese Informationen finden Sie auch im Internet unter 
www.rheinland-versicherungen.de/datenschutz. 
Mit einem internetfähigen Endgerät (Smart-
phone, Tablet etc.) und einem entsprechen-
den QR-Code-Reader können Sie den 
nebenstehenden Code direkt einscannen 
und damit unkompliziert die Seite aufrufen. 
 
 

I.2 Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
RheinLand Versicherungs AG 
RheinLandplatz 
41460 Neuss 
Telefon 02131 290-0 
Telefax 02131 290-13555 
E-Mail info-it@rheinland-versicherungen.de 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per 
Post unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Daten-
schutzbeauftragter – oder per E-Mail unter: 
datenschutz@rheinland-versicherungen.de 
 
 

I.3 Zwecke und Rechtsgrundlagen 
der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Be-
achtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der daten-
schutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unter-
nehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit 
personenbezogenen Daten durch die deutsche Ver-
sicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. 
Diese können Sie im Internet abrufen unter: 

www.rheinland-versicherungen.de/datenschutz. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benöti-
gen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den 
Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von 
uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versiche-
rungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policie-
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versi-
cherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten nicht möglich. 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Sta-
tistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur 
Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Zudem verarbei-
ten und nutzen wir – soweit für die Erbringung unserer 
Dienstleistung erforderlich – personenbezogene Daten 
aller Verträge, die bei einem zur RheinLand Versiche-
rungsgruppe gehörenden Unternehmen bestehen, sowie 
von für Sie zuständigen Vermittlern, deren Führungskräf-
ten und Fachbetreuern/Beratern/Partnern oder von sons-
tigen Dritten zulässigerweise für eine Betrachtung der 
gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Bera-
tung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, 
für Kulanzentscheidungen, Erfüllung des Vertrages oder 
für umfassende Auskunftserteilungen. 
Außerdem verarbeiten wir personenbezogene Daten, die 
wir aus öffentlich zugänglichen Quellen (z. B. Meldever-
zeichnisse, Grundbücher, Presse, Medien) zulässiger-
weise gewonnen haben und verarbeiten dürfen. 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist 
Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere 
Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesund-
heitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungsver-
trages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach 
Artikel 9 Absatz 2 a) in Verbindung mit Artikel 7 DSGVO 
ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, 
erfolgt dies auf Grundlage von Artikel 9 Absatz 2 j) DSGVO 
in Verbindung mit § 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen 
von uns oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f) 
DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
• zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
• zur Werbung für unsere eigenen Versicherungspro-

dukte und für andere Produkte der Unternehmen der 
RheinLand Versicherungsgruppe und deren Koopera-
tionspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen, 

• zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, ins-
besondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung 
von Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hin-
deuten können. 

Sofern die Verarbeitung der personenbezogenen Daten 
der Bearbeitung im Leistungs- bzw. Schadenfall dient 
und/oder der Vertragsdurchführung, sind Rechtsgrund-
lagen für die Datenverarbeitung Artikel 6 Absatz 1 f) und 
Artikel 9 Absatz 2 f) DSGVO. 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrecht-
licher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungs-
pflicht. Zusätzlich sind wir in Einzelfällen aufgrund geld-
wäscherechtlicher Vorgaben gesetzlich dazu verpflichtet, 
Sie in der Vertrags-, Leistungs- bzw. Schadenbearbei-

mailto:datenschutz@rheinland-versicherungen.de
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tung, etwa anhand Ihres Personalausweises zu identifi-
zieren, z. B. zur Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- 
und Geldwäscheprävention, Leistungsberechtigung. Damit 
wir dieser gesetzlichen Verpflichtung nachkommen kön-
nen, haben Sie uns nach dem Geldwäschegesetz (GwG) 
die notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfü-
gung zu stellen. Sollten Sie uns die notwendigen Informa-
tionen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen 
wir eine Durchführung und Abwicklung des Vertrages nicht 
vornehmen. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 
dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Rege-
lungen in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 c) DSGVO. 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir 
Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber 
zuvor informieren. 
 
 

I.4 Kategorien von Empfängern  
der personenbezogenen Daten 

Vermittler: 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von 
einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler 
die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages 
benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch 
übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie 
betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- 
und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen. 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: 
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unter-
nehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungs-
aufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen 
zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen 
Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer 
Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen 
Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen 
Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, 
für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbei-
tung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbei-
tet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die 
Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbei-
tung teilnehmen. 
Weitergabe an (potentielle) Mitversicherer: 
Im Bereich der Wohngebäudeversicherung kommt der von 
Ihnen beantragte Versicherungsvertrag mit uns und ggf. 
weiteren Mitversicherern zustande, die ebenfalls Ver-
tragspartner werden, weswegen wir Ihre uns mitgeteilten 
personenbezogenen Daten nach Antragstellung zwecks 
Risikoprüfung an diese potentiellen Mitversicherer und im 
Schadenfall zwecks Leistungsprüfung an den/die jeweils 
mithaftenden Mitversicherer weitergeben. Den/die jeweils 
mithaftenden Mitversicherer können Sie dem Versiche-
rungsschein Ihrer Wohngebäudeversicherung entnehmen. 
Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer 
und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Über-
sicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version  
im Internet unter www.rheinland-versicherungen.de/ 
datenschutz entnehmen. 
Gerne senden wir Ihnen diese Liste auch auf Anfrage 
postalisch zu. 
Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen 
Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an 

Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten 
(z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden). 
 
 

I.5 Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 
Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene 
Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche 
gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden 
können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu 
dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezo-
genen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. 
Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetz-
buch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. 
Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren. 
 
 

I.6 Betroffenenrechte 
Sie können unter der in Ziffer I.2 genannten Adresse 
Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten 
verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten 
Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung 
Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein 
Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten 
Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinen-
lesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwer-
bung zu widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter 
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung wider-
sprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation 
Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung 
sprechen. 

 
 

I.7 Beschwerderecht und Aufsichtsbehörde 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an 
den unter Ziffer I.2 genannten Datenschutzbeauftragten 
oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 

Die Landesbeauftragte für Datenschutz  
und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestr. 2 – 4 
40213 Düsseldorf. 

 
 

I.8 Hinweis- und Informationssystem 
der Versicherungswirtschaft 

Bei Abschluss eines Versicherungsvertrages oder im 
Rahmen der Schadenbearbeitung können unter Umstän-
den Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeugidentifi-
kationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie Anga-
ben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, 
Anschrift, frühere Anschriften) an die Besurance HIS 
GmbH übermittelt (HIS-Anfrage) werden. 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Infor-
mationssystem (HIS) zur Unterstützung der Risikobeurtei-
lung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der 
Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versi-
cherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter 
personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. 

http://www.rheinland-versicherungen.de/datenschutz
http://www.rheinland-versicherungen.de/datenschutz
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Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte den 
beiliegenden Hinweisen zum HIS unter Ziffer II. 
 
 

I.9 Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsver-
trages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei 
Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf 
ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang 
ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von 
Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. 
 
 

I.10 Bonitätsauskünfte 
Zum Zweck der Bonitätsprüfung übermitteln wir Ihre Daten 
(Name, Adresse und ggf. Geburtsdatum) an die infoscore 
Consumer Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden 
sowie an die Creditreform Boniversum GmbH, Hammfeld-
damm 13, 41460 Neuss. Diese übermitteln uns gegebe-
nenfalls die in ihrer Datenbank zu Ihrer Person gespei-
cherten Adress- und Bonitätsdaten, einschließlich auf der 
Basis mathematisch-statistischer Verfahren ermittelter 
Scorewerte, sofern wir unser berechtigtes Interesse 
glaubhaft dargelegt haben. Bei der Berechnung des 
Scorewertes werden u. a. auch Anschriftendaten genutzt. 
Weitere Auskünfte hierzu erhalten Sie im Internet unter 
www.rheinland-versicherungen.de/datenschutz. 
Ferner kann es sein, dass wir Ihre personenbezogenen 
Daten über die Beantragung, die Durchführung und Be-
endigung dieses Versicherungsvertrages an die SCHUFA 
Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden über-
mitteln. Nähere Informationen zur Tätigkeit der SCHUFA 
können im Internet unter www.schufa.de/datenschutz ein-
gesehen werden. 
Rechtsgrundlagen dieser Übermittlungen sind Artikel 6 
Absatz 1 b) und 1 f) DSGVO. Übermittlungen auf der 
Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO dürfen nur 
erfolgen, soweit dies zur Wahrung unserer berechtigten 
Interessen oder Dritter erforderlich ist und nicht Ihre Interes-
sen oder Grundrechte und Grundfreiheiten, die den Schutz 
Ihrer personenbezogenen Daten erfordern, überwiegen. 
Der Datenaustausch mit der SCHUFA dient auch der 
Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfungen von Kunden. 
Gerne übermitteln wir Ihnen die Informationen zu den 
jeweiligen Auskunfteien auf Anfrage auch postalisch. 

I.11 Datenübermittlung in ein Drittland 
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Daten-
schutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene 
Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmens-
interne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardver-
tragsklauseln) vorhanden sind. Detaillierte Information 
dazu sowie über das Datenschutzniveau bei unseren 
Dienstleistern in Drittländern können Sie unter den bei 
Ziffer I.2 genannten Kontaktinformationen anfordern. 
 
 

I.12 Automatisierte Einzelfallentscheidungen 
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, die wir bei der An-
tragsstellung erfragen, sowie aufgrund ggf. von Dritten 
hierzu übermittelter Informationen entscheiden wir in 
einigen Sparten vollautomatisiert, also computergestützt 
nach bestimmten Regeln und ohne menschlichen Ein-
fluss bzw. ohne Prüfung durch Mitarbeitende etwa über 
das Zustandekommen oder die Kündigung des Vertrages, 
mögliche Risikoausschlüsse oder die Höhe des von Ihnen 
zu zahlenden Versicherungsbeitrags. 
Diese Entscheidungen beruhen auf zuvor von uns festge-
legten Regeln und Methoden zur Gewichtung der Infor-
mationen. Diese richten sich nach versicherungsmathe-
matischen Kriterien und Kalkulationen. 
Sofern eine solche Entscheidung für Sie negative Rechts-
folgen oder eine vergleichbar erhebliche Beeinträchtigung 
zur Folge hat und Sie mit ihr nicht einverstanden sind, 
haben Sie die Möglichkeit, diese bei uns zu beanstanden 
und Ihren Standpunkt darzulegen. In diesem Fall wird die 
Entscheidung von unseren Mitarbeitenden überprüft. 
 
 

I.13 Weiterer Personenkreis 
Haben Sie uns neben Ihren eigenen personenbezogenen 
Daten auch Daten weiterer Personen genannt (z. B. mit-
versicherte Personen/bezugsberechtigte Personen/Lebens-
partner, abweichende Kontoinhaber etc.), geben Sie die 
vorliegenden Informationen zur Verwendung der Daten 
bitte auch an diese weiter. 

 
 

II. Information über den Datenaustausch mit der Besurance HIS GmbH  
auf Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO 

 
 
II.1 Vorbemerkung 
Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass es 
notwendig werden kann, dass wir bei Abschluss eines 
Versicherungsvertrages oder im Rahmen der Schaden-
bearbeitung Daten zum Versicherungsobjekt (Fahrzeug-
identifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie 
Angaben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Geburtsda-
tum, Anschrift, frühere Anschriften) an die Besurance HIS 
GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). 
 
 

II.2 Zwecke der Datenverarbeitung  
der Besurance HIS GmbH 

Die Besurance HIS GmbH betreibt als datenschutzrecht-
lich Verantwortliche das „Hinweis- und Informationssys-

tem HIS der Versicherungswirtschaft“ (HIS). Sie verarbei-
tet darin personenbezogene Daten, um die Versiche-
rungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungs-
anträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich 
bei diesen Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder 
um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. 
Mehrfachabrechnung eines Versicherungsschadens bei 
verschiedenen Versicherungsunternehmen) hindeuten 
können. 
Die Besurance HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, 
ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungsob-
jekt im HIS Informationen gespeichert sind, die auf ein 
erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versi-
cherungsfall hindeuten können und übermittelt diese ggf. 
an anfragende Versicherungsunternehmen. Solche Infor-
mationen können nur aufgrund einer früheren Meldung 
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eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen 
(HIS-Einmeldung), über die Sie ggf. von dem einmelden-
den Versicherungsunternehmen gesondert informiert 
worden sind. 
Nähere Informationen zum HIS finden Sie unter: 
www.besurance-his.de. 
 
 

II.3 Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
Die Besurance HIS GmbH verarbeitet personenbezogene 
Daten auf Grundlage des Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO. 
Dies ist zulässig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung 
der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder 
eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen 
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfor-
dern, überwiegen. 
Die Besurance HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidun-
gen über den Abschluss eines Versicherungsvertrages 
oder über die Regulierung von Schäden. Sie stellt den 
Versicherungsunternehmen lediglich die Informationen für 
die diesbezügliche Entscheidungsfindung zur Verfügung. 
 
 

II.4 Herkunft der Daten der Besurance HIS GmbH 
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versiche-
rungsunternehmen, die diese in das HIS einmelden. 
 
 

II.5 Kategorien der personenbezogenen Daten 
Basierend auf der HIS-Anfrage werden von der Besurance 
HIS GmbH – abhängig von der Versicherungsart bzw.  
-sparte – die Daten der Anfrage mit den dazu genutzten 
personenbezogenen Daten (Name, Vorname, Geburts-
datum, Anschrift, frühere Anschriften) bzw. Informationen 
zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäude-
informationen) sowie das anfragende Versicherungsunter-
nehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung, über die 
Sie gegebenenfalls von dem Versicherungsunternehmen 
gesondert informiert werden, speichert die Besurance HIS 
GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unre-
gelmäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informa-
tionen an das HIS gemeldet wurden. In der Versicherungs-
sparte Kfz können dies z. B. Informationen zu Fahrzeugen 
sein wie Totalschäden, fiktive Abrechnungen oder Auffäl-
ligkeiten bei einer früheren Schadenmeldung. Gebäude-
bezogene Daten sind Anzahl und Zeitraum geltend ge-
machter Gebäudeschäden. 
 
 

II.6 Kategorien von Empfängern 
der personenbezogenen Daten 

Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunterneh-
men mit Sitz oder Niederlassung in Deutschland sowie im 
Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfahren staatliche 
Ermittlungsbehörden. 
 
 

II.7 Dauer der Datenspeicherung 
Die Besurance HIS GmbH speichert Informationen über 
Personen gemäß Artikel 17 Absatz 1 a) DSGVO nur für 
eine bestimmte Zeit. 
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei 
Jahren gelöscht. 
Für HIS-Einmeldungen gelten folgende Speicherfristen: 
Direkt personenbezogene Daten (Name, Adresse und 
Geburtsdatum) sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten 
werden am Ende des vierten Kalenderjahres nach erstma-

liger Speicherung gelöscht. Sofern in dem genannten Zeit-
raum eine erneute Einmeldung zu einer Person erfolgt, 
führt dies zur Verlängerung der Speicherung der personen-
bezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale 
Speicherdauer beträgt in diesen Fällen zehn Jahre. 
 
 

II.8 Betroffenenrechte 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf 
Berichtigung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der 
Verarbeitung. Diese Rechte nach Artikel 15 bis 18 DSGVO 
können gegenüber der Besurance HIS GmbH unter der in 
Ziffer II.9 genannten Adresse geltend gemacht werden. 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für die 
Besurance HIS GmbH zuständige Aufsichtsbehörde – 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-Strese-
mann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden. Hinsicht-
lich der Meldung von Daten an das HIS ist die für das 
Versicherungsunternehmen zuständige Datenschutzauf-
sichtsbehörde zuständig. 

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Daten-
verarbeitung aus Gründen, die sich aus der beson-
deren Situation der betroffenen Person ergeben, 
unter der nachfolgend genannten Adresse (siehe 
Ziffer II.9) widersprochen werden. 

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die Besurance 
HIS GmbH zu Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu 
Ihrem Gebäude gespeichert hat und an wen welche Da-
ten übermittelt worden sind, teilt Ihnen die Besurance HIS 
GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgeltlich eine 
sogenannte Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu 
berücksichtigen, dass die Besurance HIS GmbH aus 
datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefonische 
Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung 
Ihrer Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Miss-
brauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die Besurance 
HIS GmbH folgende Angaben von Ihnen: 
• Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum; 
• aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und 

Ort) sowie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre; 
• ggf. Fahrzeug-Identifikationsnummer des Fahrzeugs. 

Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifügung einer 
Kopie der Zulassungsbescheinigung I oder II zum 
Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich; 

• Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des 
letzten Versicherungsscheins oder eines sonstigen 
Dokuments erforderlich, das das Eigentum belegt 
(z. B. Kopie des Grundbuchauszugs oder Kaufvertrags). 

Wenn Sie eine Kopie Ihres Ausweises (Vorder- und 
Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der Besurance HIS 
GmbH die Identifizierung Ihrer Person und vermeiden 
damit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstaus-
kunft auch über das Internet unter: www.besurance-
HIS.de/selbstauskunft bei der Besurance HIS GmbH 
beantragen. 
 
 

II.9 Kontaktdaten des Unternehmens 
und des Datenschutzbeauftragten 

Besurance HIS GmbH 
Daimlerring 4 
65205 Wiesbaden 
info@besurance-his.de 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der Besurance 
HIS GmbH ist zudem unter der o. a. Anschrift, z. Hd. 
Abteilung Datenschutz, oder per E-Mail unter folgender 
Adresse erreichbar: his-datenschutz@besurance-his.de. 

 

http://www.besurance-his.de/
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Dienstleisterliste 
 

Liste der Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß Daten – insbesondere auch 
Gesundheitsdaten – von den nachfolgend genannten Konzerngesellschaften erhalten,  

mit Angabe des jeweiligen Verarbeitungszwecks 
 

Stand 01.12.2024 
 
 
I. Konzerngesellschaften mit einer gemeinsamen Verarbeitung von Daten innerhalb der Unternehmensgruppe 

(1) RheinLand Versicherungs AG (2) Rhion Versicherung AG (3) Credit Life AG 
 
 
II. Empfänger, die personenbezogene Daten als Auftragsverarbeiter oder in eigener Verantwortung erhalten 
a) in Einzelnennung 
Daten übertragende 
Stelle gemäß Ziffer I Empfänger 

Hauptgegenstand der Verarbeitung 
durch den Empfänger 

Gesundheits-
daten 

(1), (2), (3) GDV Dienstleistungs-GmbH & Co. KG Datentransfer mit Vermittlern und Dienstleistern nein 
(1), (2), (3) APRIL Deutschland AG Antragsbearbeitung nein 
(1), (2) PropertyExpert GmbH Schaden- und Leistungsbearbeitung nein 
(1), (2) ControlExpert GmbH Schaden- und Leistungsbearbeitung nein 
(1), (2) Europ Assistance SA, Ndlg. für Deutschland Schaden- und Leistungsbearbeitung ja 
(1), (2) ROLAND Assistance GmbH Schaden- und Leistungsbearbeitung ja 
(1) IMA Deutschland GmbH Schaden- und Leistungsbearbeitung ja 
(1) DOMCURA AG Antrags- und Leistungsbearbeitung ja 
(1), (3) Credit Life & DEVK Vermittlungs GmbH Antrags-, Schaden- und Leistungsbearbeitung ja 
(1), (3) IMB Consult GmbH medizinische Begutachtung ja 
(1), (2) Actineo GmbH Bearbeitung und Aufbereitung medizinischer Belege ja 
(1), (2), (3) Generali Deutschland Services GmbH Druck und Versand ja 
(1), (2) RH Digital Company GmbH Antrags-, Schaden- und Leistungsbearbeitung ja 
(1) rh.connect GmbH Antrags-, Schaden- und Leistungsbearbeitung ja 
(3) Proventem GmbH Leistungsbearbeitung ja 
(3) IDnow GmbH Identifizierung nach GWG, elektronische Signatur ja 
(3) SCHUFA Holding AG Identifizierung nach GWG nein 
 

b) in Kategorien Dienstleistung / Aufgabe Hauptgegenstand der Verarbeitung 
Gesundheits-

daten 
 Adressermittler Adressprüfung nein 
 Aktenlager Lagerung von Akten ja 
 Aktenvernichtung Vernichtung von Akten und Unterlagen ja 
 Assisteure, Rehadienste Assistanceleistungen ja 
 Detekteien Anlassbezogene Betrugsbekämpfung in Einzelfällen ja 
 Forderungsmanagement Realisierung von Forderungen nein 
 Gutachter, Ärzte, Dolmetscher Antrags-/Leistungsprüfung, medizin. Untersuchungen teilweise ja 
 Handwerker Reparaturen und Sanierungen nein 
 IT-Dienstleistungen Bereitstellung/Wartung von Systemen/Anwendungen ja 
 Lettershops, Druckereien Druck und Versand  nein 
 Marketingagenturen/Provider Marketingaktionen nein 
 Marktforschungsunternehmen Marktforschung nein 
 (Mit-)Versicherer (Mit-)Übernahme von Versicherungsrisiken teilweise ja 
 Rechtsanwälte Anwaltliche Dienstleistungen teilweise ja 
 Rückversicherer Monitoring teilweise ja 
 Servicekartenhersteller Kundenkarten nein 
 Werkstätten Reparaturen nein 
 Wirtschaftsauskunftsunternehmen Recherchen, Auskünfte nein 
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